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Kurzfassung 

 

Demokratien basieren auf der Herrschaft des Volkes und dessen politischer Mitbestimmung, 

wodurch die Legitimität der Regierung durch die Bürger:innen gewährleistet wird. Eine Her-

ausforderung moderner Demokratien liegt in der Bindung des Wahlrechts und anderer demo-

kratischer Rechte an die Staatsbürgerschaft. Viele in Städten lebende Menschen haben kein 

politisches Mitspracherecht, da sie eine andere Staatsbürgerschaft besitzen als jene des Landes, 

in dem sie leben. Dies führt zu struktureller Ungleichheit und einem Demokratiedefizit, welche 

durch Zuwanderung weiter verstärkt werden. Durch die ungleichen Teilhabemöglichkeiten und 

durch das entstehende Defizit bei politischen und sozialen Rechten werden die Grundlagen der 

Demokratie in Frage gestellt. Nicht von ungefähr ist es somit ein Ziel der Agenda 2030, eine 

inklusive und partizipative Gesellschaft zu fördern. Diese Masterarbeit versteht politische Par-

tizipation breiter und nicht auf formale, gesetzlich gewährte Rechte beschränkt.  Sie untersucht 

die Erweiterung dieses Verständnisses politischer Partizipation durch Kunst. Der theoretische 

Rahmen basiert auf dem Konzept von Urban Citizenship, dass die Teilhabe von Stadtbürger:in-

nen an sozialem Leben und politischer Mitbestimmung betont, unabhängig von ihrer Staatsbür-

gerschaft. Zur Beantwortung der Forschungsfrage werden elf qualitative leitfadengestützte In-

terviews durchgeführt und mit der qualitativen Inhaltsanalyse nach Philipp Mayring ausgewer-

tet. Die Ergebnisse zeigen, dass Kunst eine wichtige Rolle bei der politischen Partizipation von 

Urban Citizens ohne Wahlrecht spielt, indem sie alternative Perspektiven bietet und gesell-

schaftliche Diskussionen anregt. Kunst dient als Medium, um politische Botschaften zu vermit-

teln und gesellschaftliche Veränderungen anzustoßen. Ziel der Masterarbeit ist auch, die Stim-

men und Perspektiven der Stadtbewohner:innen ohne Wahlrecht in die Debatten  von Urban 

Citizenship einzubringen.



 
 

 
 

Abstract 

 

Democracies are based on the rule of the people and their political participation, which guaran-

tees the legitimacy of the government through the citizens. One challenge of modern democra-

cies lies in linking the right to vote and other democratic rights to citizenship. Many people 

living in cities have no political voice because they have a different citizenship than that of the 

country in which they live. This leads to structural inequality and a democratic deficit, which 

is further exacerbated by immigration. The unequal opportunities for participation and the re-

sulting deficit in political and social rights call the foundations of democracy into question. It 

is therefore no coincidence that one of the goals of the 2030 Agenda is to promote an inclusive 

and participatory society. This master's thesis understands political participation more broadly 

and not limited to formal, legally granted rights.  It explores the expansion of this understanding 

of political participation through art. The theoretical framework is based on the concept of urban 

citizenship, which emphasizes the participation of urban citizens in social life and political co-

determination, regardless of their citizenship. To answer the research question, eleven qualita-

tive guided interviews were conducted and analyzed using qualitative content analysis accord-

ing to Philipp Mayring. The results show that art plays an important role in the political partic-

ipation of urban citizens without the right to vote by offering alternative perspectives and stim-

ulating social discussions. Art serves as a medium to convey political messages and initiate 

social change.  The aim of the master's thesis is also to bring the voices and perspectives of city 

dwellers without the right to vote into the debates on urban citizenship. 
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1. Einleitung 
 

In einer Demokratie geht die Herrschaft vom „Volk“ aus. Das heißt, politische Herrschaft wird 

mittels demokratischer Prinzipien und unter politischer Mitbestimmung der Bürger:innen legi-

timiert. In liberalen, repräsentativen Demokratien werden politische Mitbestimmungsrechte per 

Gesetz in der Regel eng gefasst. Das heißt, das Wahlrecht und direkt demokratische Rechte 

werden an die Staatsbürgerschaft geknüpft. Dieses enge Verständnis politischer Partizipation 

exkludiert einen großen Anteil der in einem Staat lebenden Menschen, die eben dieser Staats-

bürgerschaft nicht angehören. Innerhalb eines Staates sind es vor allem Städte, in denen sich 

die Pluralität von Gesellschaften zeigt. In der Stadt zeichnet sich eine zunehmende Inkongruenz 

von so genannten Stadtbürger:innen (Urban Citizens) und Staatsbürger:innen (Citizens) ab, 

wodurch ein Demokratiedefizit aufgrund ungleicher (struktureller) Bedingungen für politische 

Teilhabe sichtbar wird (Valchars, 2006, S. 1ff, 36). In der wissenschaftlichen Literatur wird der 

Begriff der Stadtbürger:innen(Urban Citizens) verwendet und bewusst von jenem der Staats-

bürger:innen (Citizens) unterschieden, um eine Ausweitung der rechtlichen, politischen, sozia-

len und kulturellen Teilhabe1 auf alle Menschen, die in einer Stadt leben, zu thematisieren 

(Krenn & Morawek, 2017, S. 11). Zusätzlich zu dieser strukturell bedingten Ungleichheit wer-

den die Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht häufig von (politischen) Institutionen als unpoliti-

sche Subjekte wahrgenommen, die kein Interesse an politischer Partizipation hätten (Ireland, 

2000, S. 250). Politische Partizipation im Sinne eines breiten Demokratieverständnisses ist je-

doch viel mehr, als das Zusammenkommen zu institutionalisierten Formen der repräsentativen 

Demokratie. Politische Partizipation kann sich beispielsweise durch die Benutzung oder Bean-

spruchung von zuvor unzugänglichen oder verwehrten Räumen der Partizipation2 sowie dem 

Zu-Wort-Melden von zuvor ungehörten Stimmen ausdrücken (Cornwall, 2002, S. 1ff). Politi-

sche Partizipation umfasst daher nicht nur individuelles und kollektives Handeln in Bezug auf 

den Staat bzw. das politische System. Politische Handlungsräume werden nahezu überall eröff-

net, umdefiniert, angeeignet oder geschaffen. An die Öffentlichkeit getragene Maßnahmen zur 

 
1 Nach Bartelheimer  bezieht sich der Begriff Teilhabe auf das Individuum und darauf, „wer sich auf welche Weise 

dem ‚gesellschaftlichen Ganzen‘ zugehörig fühlt“ (Bartelheimer, 2007, S. 7, zitiert nach Bude/Lantermann 

2006:234). Damit spielt der Begriff in der Behandlung sozialer Ungleichheiten eine Rolle und setzt aktiv han-

delnde Subjekte voraus, die sozial handeln und soziale Beziehungen eingehen (Bartelheimer, 2007). 
2 Unter dem Begriff Partizipation wird das weite Verständnis sozio-kultureller Teilhabe in der Gesellschaft gebün-

delt, wonach es um Aushandlungsprozesse über die Verfügbarkeit von Ressourcen zum Einsatz sozialer und kul-

tureller Wirksamkeit geht (Gruber, 2017, S. 102). 
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Lösung sozialer Probleme aufgrund sozialer Ungleichheiten sind Teil eines weiten Verständ-

nisses politischer Partizipation (Berg-Schlosser & Kersting, 2000, S. 216f). 

Welche Strategien nutzen Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht, um sich politisch zu betätigen 

und sich Gehör zu verschaffen? An dieser Frage interessiert mich besonders der Bereich der 

Kunst, denn ich gehe davon aus, dass unterschiedliche Kunstformen die Möglichkeit bieten, 

der eigenen Stimme Ausdruck beziehungsweise Gehör zu verschaffen. Kunst gilt in der Wis-

senschaft inzwischen als etablierte „soziale Praxis“ (Krenn & Morawek, 2017, S. 240). Was 

alles unter Kunst fällt, ist im Sinne eines Sammelbegriffs für unterschiedliche Ausdrucksformen 

offen und unbestimmt (Thompson, Living As Form, 2011; Krenn & Morawek, 2017, S. 242). 

Kunst dient der Kommunikation: „Sie kommuniziert über die Tätigkeit des Produzierens und 

des Rezipierens eines Werkes“ (Krenn & Morawek, 2017, S. 243). Durch diese prozesshafte 

Praxis können unterschiedliche Ausdrucksformen von Kunst Dialoge ermöglichen, welche so-

ziale Lebensumstände thematisieren, politisieren und zu verändern versuchen. Dadurch wird 

Kunst politisch und regt weit mehr an als eine reine ästhetische Darstellung des Politischen 

durch sinnliche Wahrnehmung (Krenn & Morawek, 2017, S. 247ff, 250ff). Das heißt, Kunst 

schafft Raum für dialogischen Erfahrungsaustausch, Partizipation, Emanzipation und Selbstbe-

stimmung (Krenn & Morawek, 2017, S. 252f; Pilic, 2017). Auf diesem Verständnis von Kunst 

aufbauend stellt sich die Frage nach Bedeutung von Kunst als Mittel der politischen Partizipa-

tion für all jene, die von formalen Formen der politischen Partizipation ausgeschlossen sind. 

Welche künstlerischen Ausdrucksformen nutzen Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht, um ihrer 

Stimme Gehör zu verschaffen? Inwiefern ermöglichen diese Ausdrucksformen politische In-

klusion? Durch Interviews mit elf Stadtbürger:innen, die kein Wahlrecht besitzen und sich über 

Formen der Kunst Ausdruck verleihen, möchte ich deren Perspektiven und Erfahrungen in die 

Urban Citizenship Debatte einbringen und die Debatte um diese erweitern.  

 

1.1. Erkenntnisinteresse und Fragestellung 

 

Am Anfang meiner Masterarbeit steht das Interesse an der Auseinandersetzung mit strukturell 

bedingter demokratiepolitischer Ungleichheit in Bezug auf politische Teilhaberechte, insbeson-

dere mit Fokus auf die Wahrnehmung und Bedeutungszuschreibung der von dieser strukturellen 

Ungleichheit betroffenen Menschen. Genau genommen handelt es sich dabei um Menschen, 

die den urbanen Raum der Stadt als ihren Lebensmittelpunkt gewählt haben. Mangels Staats-

bürgerschaft des Staates in dem sie leben, dürfen sie nicht im Rahmen formeller politischer 

Partizipationsrechte an Entscheidungen teilhaben, die sie betreffen. Die Stadtbürger:innen ohne 
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Wahlrecht sind, meiner Erfahrung nach, durch ihren Ausschluss von gesellschaftspolitischen 

Rechten nicht gleichzusetzen mit unpolitischen Subjekten; sprich mit Bewohner:innen, die sich 

nicht für gesellschaftspolitische und soziale Fragestellungen interessieren. Ich schließe mich 

hierbei dem Verständnis von Dietz und Perlman an, dass „Marginalisierte3 keine politisch apa-

thischen Gruppen darstellen“, sondern im Gegenteil „durchaus politisch aktiv sind, nur nicht 

unbedingt in den formal verfassten Kanälen politischer Partizipation“ (Dietz, 2011:19; 

(Perlman, 1976). 

Daher möchte ich beleuchten, welche Strategien diese Menschen nutzen, um dennoch politisch 

am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen und ihrer Stimme Gehör zu verschaffen.  

Mein Fokus liegt hierbei auf künstlerischen Ausdrucksformen, da Kunst eine Form der Kom-

munikation ist, die in der Lage ist, Dialogräume zu schaffen (Krenn & Morawek, 2017, S. 252f; 

Pilic, 2017). Aufgrund meines persönlichen Interesses fokussiert sich das Erkenntnisinteresse 

auf demokratiefördernde und -stärkende Projekte, die Kunst in der Projektdurchführung nutzen. 

Über dieses Interesse und Recherchen zu Projekten, die im Zeitraum des anstehenden For-

schungsvorhabens in Planung bzw. am Anfang der Projektlaufzeit standen, bin ich auf das kri-

tische Fallbeispiel gestoßen, in dessen Rahmen ich elf leitfadengestützte Interviews mit Stadt-

bürger:innen  geführt habe, die vom Wahlrecht in dem Staat bzw. der Stadt ausgeschlossen 

sind, in dem bzw. der sie ihren Lebensmittelpunkt gewählt haben. Die auf diesem Erkenntnis-

interesse aufbauende Forschungsfrage lautet:  

 

Welche Rolle spielt Kunst bei der politischen Partizipation von Urban Citizens ohne Wahl-

recht? 

• In welcher Form wird Kunst von Urban Citizens ohne Wahlrecht genutzt? 

• Welche Motivationen und Ziele liegen in der Nutzung von Kunst bei Urban Citizens 

ohne Wahlrecht? 

• Wie sehen Urban Citizens ohne Wahlrecht die Verbindung von künstlerischem Aus-

druck und politischem Engagement? 

• Inwiefern nutzen Urban Citizens ohne Wahlrecht Kunst als Kommunikationsmittel und 

wie beeinflusst dies ihre politische Teilhabe? 

 

 
3 Unter Marginalisierung folge ich Dietz und verstehe „das Ergebnis von Ausschließungsprozessen, deren Mecha-

nismen mehrdimensional sind und auf vielfältigen, sich zum Teil überlagernden sozialen Strukturbedingungen 

beruhen (etwa Klasse, Rasse, Geschlechterverhältnisse, Alter, Bildung, Einkommen“ (Dietz, 2011, S. 19). 
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Die Offenheit meiner Forschungsfrage verdeutlicht den Charakter meiner Fallstudie, auf wel-

che ich in Unterkapitel 1.3. näher eingehe. Meine Forschungsfrage bezieht sich auf die Bedeu-

tung von Kunst für politische Partizipation bei städtischen Bürger:innen, die mangels Staats-

bürgerschaft kein Wahlrecht besitzen und untersucht die Verbindung zwischen Kunst und po-

litischer Partizipation meiner spezifischen Zielgruppe. Meine Unterfragen unterstützen die Be-

antwortung der Hauptfrage. Dabei frage ich danach, in welchen Handlungsformen Kunst ge-

nutzt wird. Diese Frage zielt darauf ab, verschiedene Arten von Kunstpraktiken zu identifizie-

ren, die Urban Citizens ohne Wahlrecht nutzen, um sich zu beteiligen. Ebenso interessieren 

mich die Gründe, warum Urban Citizens ohne Wahlrecht Kunst als Mittel für ihren Ausdruck 

und zu ihrer politischen Beteiligung nutzen. Die Unterfrage nach der Verbindung von künstle-

rischem Ausdruck und politischem Engagement soll die Ansichten der Urban Citizens ohne 

Wahlrecht über eine potentielle politische Dimension von Kunst untersuchen. Die vierte Un-

terfrage zielt schließlich darauf ab, herauszufinden, in welchem Maße die Zielgruppe Kunst als 

Medium verwendet, um ihre Gedanken, Emotionen und Anliegen auszudrücken und zu verste-

hen, wie Kunst als Ausdrucksform eine Rolle dabei spielt, sich politisch auszudrücken und be-

teiligen zu können. 

 

1.2. Relevanz für die Entwicklungsforschung 

 

Eine demokratische Gesellschaft ist ein komplexes Gebilde. Sie ist heterogen, plural, mobil, 

aber auch von sozialen Ungleichheiten4 gezeichnet. Migration bringt unter anderem Kämpfe 

um gesellschaftliche Teilhabe mit sich. Politische und gesellschaftliche Teilhabe sowie Zugang 

zu sozialen Gütern und politischen Entscheidungsprozessen werden von Strukturen, politischen 

Prozessen aber auch Institutionen und gesetzlichen Rahmenbedingungen beeinflusst (Dietz, 

2011, S. 87f). Die ungleichen Teilhabemöglichkeiten innerhalb demokratischer Gesellschaften 

zeigen Defizite bei politischen wie sozialen Rechten auf. Soziale und rechtliche Ungleichheiten 

lassen uns demokratische Grundsteine hinterfragen (Kron, 2017, S. 68f). Nicht von ungefähr 

ist der Impuls von Ziel 16.7 der international verbindlichen Agenda 2030 die Förderung einer 

friedlichen und inklusiven Gesellschaft, um möglichst inklusive, partizipatorische und reprä-

sentative Entscheidungsfindungen zu ermöglichen (UN General Assembly, 2015, S. 27). 

 
4 „Soziale Ungleichheit im weiteren Sinne liegt überall dort vor, wo die Möglichkeit des Zugangs zu allgemein 

verfügbaren und erstrebenswerten sozialen Gütern und/oder zu sozialen Positionen, die mit ungleichen Macht- 

und/oder Interaktionsmöglichkeiten ausgestattet sind, dauerhaft Einschränkungen erfahren und dadurch die Le-

benschancen der betroffenen Individuen, Gruppen oder Gesellschaften beeinträchtigt bzw. begünstigt werden“ 

(Kreckel, 2004, S. 17). 
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Politische Partizipationsrechte in Nationalstaaten sind jedoch an den Besitz der Staatsbürger-

schaft geknüpft. Im urbanen, städtischen Raum leben besonders viele Menschen unterschiedli-

cher Herkunft und ein nicht unwesentlicher Anteil davon hat eine andere Staatsbürgerschaft als 

die des Landes, in dem sie leben. Bei ihnen handelt es sich um Urban Citizens ohne Wahlrecht. 

Ich fasse Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht dabei als heterogene Bewohner:innengruppe auf, 

bei der Intersektionalität eine wichtige Rolle spielt. Das bedeutet, dass sich gleichzeitig ver-

schiedene Formen von Diskriminierung bei der Gruppe von Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht 

potentiell überlagern. Zu dem Merkmal, dass sie von formellen politischen Partizipationsrech-

ten ausgeschlossen sind, kommen weitere Ausschlussfaktoren, die sie marginalisieren und auf 

„sich zum Teil überlagernden sozialen Strukturbedingungen beruhen“ – beispielsweise Ein-

kommen, Geschlechterverhältnisse, Klasse, Alter, race oder Bildungsgrad (Dietz, 2011, S. 19). 

Diese Voraussetzung beeinflusst den Handlungsspielraum und die Teilhabe von Stadtbürger:in-

nen ohne Wahlrecht und führt zu strukturell bedingten Exklusionsprozessen und demokratie-

politischer Ungleichheit (Valchars, 2006, S. 1ff). 

Aufgrund dieser Tatsache sind im urbanen, städtischen Raum verstärkt Menschen von Un-

gleichheit betroffen, weil sie von liberalen demokratischen Partizipationsrechten ausgeschlos-

sen sind. Appadurai und Holston bringen die dadurch entstehende Krise liberaler Demokratien 

auf den Punkt indem sie sagen, dass Städte mitunter zu den wichtigsten Orten gehören, an denen 

wir die Krise nationaler Zugehörigkeit erleben können und durch die wir das Konzept der 

Staatsbürgerschaft neu überdenken sollten (Holston & Appadurai, 1996, S. 202). Gerade im 

städtischen Raum, der immer schon ein politisches Konfliktfeld geboten hat, bieten sich daher 

zahlreiche Möglichkeiten politischer Partizipation, mittels derer soziale, rechtliche und politi-

sche Ungleichheiten aufgezeigt, thematisiert und Lösungsansätze vorgeschlagen werden kön-

nen (Hess & Lebuhn, 2014; Flohé, 2015, S. 17f). So bieten etwa unterschiedliche Kunstformen 

die Möglichkeit auf soziale Missstände und Ungleichheiten in der Gesellschaft aufmerksam zu 

machen und geben jenen eine Ausdrucksmöglichkeit, denen sie über formelle Partizipationska-

näle verwehrt wird. Kunst und Politik stehen dadurch nicht so weit auseinander, wie häufig 

angenommen (Scheurle, 2017). 

Somit komme ich zu dem Schluss, dass es gesellschaftspolitisch wie auch wissenschaftlich und 

entwicklungspolitisch relevant ist sich der Frage zu widmen, welche Rolle Kunst bei der poli-

tischen Partizipation von Bürger:innen des urbanen Raums Stadt spielt und zu diskutieren, wel-

che Handlungsräume durch Kunst entstehen und welches politische Potential Kunst für Aus-

handlungsprozesse politischer Teilhaberechte hat. Insbesondere relevant ist dies unter dem As-

pekt, die Sicht der von formellen Partizipationsmöglichkeiten Ausgeschlossenen 
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kennenzulernen und ihre subjektiven Wahrnehmungen und Gestaltungsoptionen zu beleuchten 

und subalterne Stimmen in den wissenschaftlichen Diskurs mitaufzunehmen. 

 

1.3. Auswahl der Fallstudie 

 

In aller Regel werden politische Teilhaberechte von der Staatsbürgerschaft (citizenship) be-

stimmt. Findet eine Beschränkung politischer Partizipationsmöglichkeiten von Stadtbürger:in-

nen (Urban Citizens) aufgrund fehlender Staatsbürgerschaft (Non-Citizens) statt, sind die Ein-

schränkungen formeller politischer Teilhabe auf strukturell bedingte Ungleichheiten zurückzu-

führen. Kunst kann in ihren vielfältigen Ausdrucksformen alternative Handlungsräume politi-

scher Partizipation ermöglichen und marginalisierten Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht als 

Sprachrohr für das Hörbarmachen ihrer Stimme dienen. Welche Bedeutung Kunst für Urban 

Citizens ohne Wahlrecht im Hinblick auf politische Selbstermächtigung und Partizipation hat 

und welche künstlerischen Ausdrucksweisen diese Menschen aus unterschiedlichen Gründen 

nutzen, beziehungsweise inwiefern ihnen Kunst als Ausdrucksform dient, versuche ich anhand 

einer instrumentellen Fallstudie in Wien zu beantworten. Wien ist seit jeher eine Einwande-

rungsstadt und gleichzeitig weltbekannt für seine Kunst- und Kulturszene. Von den knapp zwei 

Millionen Einwohner:innen haben etwas mehr als eine halbe Million keine österreichische 

Staatsbürgerschaft (31,5%) und sind von konventionellen politischen Teilhaberechten wie 

Wahlen (ausgenommen das Wahlrecht von EU-Bürger:innen auf Bezirksebene) ausgeschlossen 

– das ist inzwischen somit jede:r dritte Wiener:in (MA23, 2021, S. 66; Reichel, 2011, S. 13ff; 

Bundesministerium für Inneres, 2022). Aufgrund des restriktiven Staatsbürgerschaftsrechts, das 

sich auf das Abstammungsprinzip (ius sanguinis) stützt, sind davon sogar Migrant:innen der 2. 

Generation betroffen, die bereits in Wien geboren wurden, deren Eltern jedoch keine österrei-

chische Staatsbürgerschaft besitzen (Bundesministerium für Inneres, 2022). Im Rahmen des 

gewählten kritischen Falls begleite ich ein integratives Partizipationsprojekt, das Jugendliche 

und junge Erwachsene mit und ohne österreichische Staatsbürgerschaft zusammenbringt. Über 

Kunst-Workshops werden sie gefördert und unterstützt „ihre Geschichten und Erfahrungen mit 

der Gesellschaft sowie den sozialen und politischen Strukturen“ miteinander wie auch mit ei-

nem größeren Publikum zu teilen und kollektiv zu reflektieren (Kollektiv Gleisdreieck, 2023). 

Die Workshops werden von Künstler:innen unterschiedlicher Ausdrucksformen geleitet, die im 

Sinne gesellschaftlicher Vielfalt unterschiedliche ethnische Hintergründe und Staatsbürger-

schaften mitbringen. Ein partizipativer Ansatz kann einen Dialog zwischen Kunst und Gesell-

schaft herstellen, der kulturell verbindend wirkt und Begegnungsmöglichkeiten schafft (Krenn 
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& Morawek, 2017, S. 239,257f). Es handelt sich hierbei um einen kritischen Fall, da ein ähnli-

ches Projekt mit vergleichbaren Parametern neben Wien auch in anderen Städten stattfinden 

könnte: ein Projekt, das mit künstlerischen Ausdrucksformen arbeitet, um Partizipationsmög-

lichkeiten für Urban Citizens zu schaffen, die „strukturell benachteiligt werden oder Margina-

lisierung erfahren“ (Kollektiv Gleisdreieck, 2023) und das diese Ungleichheiten sichtbar macht, 

während es ein gemeinschaftliches Miteinander fördert und kulturell verbindend wirkt. 

Anhand dieser räumlich auf Wien und zeitlich auf das Projekt „Demokratie, was geht?“ vom 

Kollektiv Gleisdreieck eingegrenzte Einzelfallstudie untersuche ich das soziale Phänomen 

(Kannonier-Finster, 1998, S. 37) politischer Partizipation von Urban Citizens ohne Wahlrecht 

über künstlerische Ausdrucksformen. Bei der Untersuchungseinheit meiner qualitativ empiri-

schen Forschung handelt es sich um eine Einzelfallstudie (N=1). Mein Sample ist daher ein 

einziger kritischer Fall, den ich intensiv untersuche (Schlichte & Sievers, 2015, S. 76 f). Ziel 

meiner Einzelfallstudie ist es, die Bedeutung von Kunst für politische Partizipation von Urban 

Citizens ohne Wahlrecht zu verstehen. Aus der Literatur ist bekannt, dass künstlerische Aus-

drucksformen als Sprachrohr dienen, um Erfahrungen bzw. Meinungen oder auch Forderungen 

auszudrücken. Auf diese Weise treten Künstler:innen mit anderen Menschen oder auch in ei-

nem größeren gesellschaftlichen Zusammenhang in einen Dialog zu einer Thematik ein (Krenn 

& Morawek, 2017; Thompson, Living As Form, 2011). Wenn Kunst als Sprachrohr dienen 

kann, stelle ich mir die Frage, welche Rolle Kunst insbesondere für Stadtbürger:innen ohne 

Wahlrecht hinsichtlich ihrer politischen Partizipation spielt. Welche Kunstformen sie nutzen 

und inwiefern diese für sie Ausdrucksform sind. Darauffolgend interessiert mich, inwiefern 

Kunst für Urban Citizens ohne Wahlrecht eine Rolle bei ihrer politischen Selbstermächtigung 

einnimmt. Es ist interessant zu klären, was die durch Kunst geschaffenen Partizipationsräume 

für Urban Citizens ohne Wahlrecht repräsentieren und wie sie diese wahrnehmen. Meine An-

nahme ist, dass Kunst als Form des Ausdrucks für Urban Citizens ohne Wahlrecht, gerade weil 

ihnen dieses politische Partizipationsrecht vorenthalten wird, eine gewichtige Bedeutung hat. 

Zur Beantwortung dieser Fragen stütze ich mich auf die oben dargelegten Analysekonzepte zu 

Urban Citizenship und einem demokratietheoretisch begründeten Partizipationsbegriff, der ei-

nem erweiterten politischen Verständnis folgt sowie dem Konzept der Partizipationsräume von 

Andrea Cornwall. 
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1.4. Aufbau der Arbeit 

 

Meine Masterarbeit gliedere ich in sieben Kapitel, welche in der Regel in weitere Unterkapitel 

strukturiert sind. In der Einleitung habe ich bereits die Problemstellung sowie mein Erkenntnis-

interesse (vgl. 1.1.) beschrieben und darauf aufbauend meine Forschungsfrage (vgl. 1.1.) und 

die ausgewählte Fallstudie (vgl. 1.3.) vorgestellt. Das 2. Kapitel gibt einen Überblick über die 

bisherigen wissenschaftlichen Auseinandersetzungen mit der Thematik rund um die Rolle von 

Kunst für politische Partizipation von in der Stadt lebenden Urban Citizens ohne Wahlrecht. Im 

3. Kapitel gehe ich auf den theoretischen Rahmen ein, der das Fundament für meine Forschung 

bietet. Er untergliedert sich in drei Unterkapitel, wobei ich zunächst das für meine Forschung 

relevante Urban Citizenship Konzept (vgl. 3.1.) vorstelle; darauf aufbauend gehe ich in Kapitel 

3.2. zur besseren Nachvollziehbarkeit auf mein Verständnis von Partizipation sowie des Politi-

schen ein und operationalisiere schließlich die Theorien für meine qualitative Datenauswertung 

(vgl. 3.3.). Im 4. Kapitel stelle ich ausführlich dar, welche Methoden ich basierend auf meinem 

Forschungsdesign einsetze. Zu Beginn erwähne ich die relevanten Gütekriterien für meine For-

schung (vgl. 4.1.), bevor ich ausführlich auf den Prozess der Datenerhebung eingehe (vgl. 4.2.) 

und die Vorgangsweise zur Auswertung meiner erhobenen Daten (vgl. 4.3.) umfassend be-

schreibe. Das gesamte Vorgehen meines Forschungsprozesses reflektiere ich in Kapitel 4.4. 

Vorbereitend auf die eigentliche Analyse beschreibe ich im 5. Kapitel als Kontext die aktuelle 

Situation der Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht in Wien (vgl. 5.1.) und das Projekt „Demokra-

tie, was geht?“, welches ich als kritischen Fall für meine Forschung ausgewählt habe (vgl. 5.2.). 

Auf die Projektvorstellung folgt der Hauptteil meiner Masterarbeit in Kapitel 6. Das Kapitel 

beinhaltet die Ergebnisse meiner Forschung und gliedert sind in zwei Unterkapitel. Kapitel 6.1. 

ist umfangreich nach deduktiven Oberkategorien aufgegliedert und umfasst die eigentliche 

Analyse der von mir empirisch erhobenen Daten, wobei ich im Unterkapitel jeder Oberkatego-

rie (vgl. 6.1.1. bis 6.1.5.) ebenso detailliert auf die induktiven Subkategorien eingehe. Kapitel 

6.2. widme ich der Beantwortung meiner Forschungsfrage und der Darstellung der Bedeutung 

der Ergebnisse. Kapitel 7. beinhaltet die Conclusio, in der ich meine Forschung samt Ergebnis-

sen zusammenfasse und schließlich einen Ausblick auf weitere, sich aus meiner Forschung er-

gebende, Fragen und Forschungsthemen gebe. 
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2. Bisherige Auseinandersetzungen mit der Thematik 
 

Die Recherche, welche Rolle die Kunst für Urban Citizens ohne Wahlrecht für deren politische 

Partizipation in der Gesellschaft einnimmt, stellt sich herausfordernd dar. Es gibt umfangreiche 

Literatur zum (Urban-) Citizenship Konzept sowie umfassende Arbeiten zu politischer Partizi-

pation von, aufgrund unterschiedlicher Faktoren, marginalisierten Menschen. Ebenso vielfältig 

ist das Literaturangebot, welches sich mit Kunst und Partizipation auseinandersetzt. In den Ci-

tizenship-Debatten wurden bislang etliche Konzepte erarbeitet, um in Zeiten pluraler, mobiler 

Gesellschaften die Mitgliedschaft und die damit zusammenhängenden Rechte und Pflichten in 

einer Gemeinschaft vom Konzept des Nationalstaats weiterzuentwickeln bzw. sich von diesem 

loszulösen (Hess & Lebuhn, 2014; Nyers & Rygiel, 2012; Köster-Eiserfunke, Reichhold, & 

Schwiertz, 2014; Isin E. , 2009; Braun & Mohamud, 2022; Braun, Doos, Spöri, & Mohamud, 

2021; Demokratiezentrum Wien, 2022). Die Verzahnung des Urban-Citizenship Konzepts mit 

dem Ansatz politischer Partizipation über künstlerische Ausdrucksformen und deren Kombina-

tion, fokussiert auf in der Stadt lebende Menschen, denen die Staatsbürgerschaft des Landes, in 

dem sie leben, fehlt und die aufgrund dieser Tatsache von formellen Kanälen politischer Parti-

zipation ausgeschlossen sind, wurde in der Form in der Literatur bislang weniger bearbeitet. 

Insbesondere die Debatte um Urban Citizenship (Stadtbürger:innenschaft) ist für die Beantwor-

tung meiner Forschungsfrage von Relevanz, da sie das Konzept von Citizenship auf die urbane, 

lokale Ebene herunterbricht und Urban Citizens in den Blick nimmt, die täglich ihre Ausprä-

gung von Citizenship aushandeln (Rodatz, 2020, S. 350ff; Hess & Lebuhn, 2014, S. 11ff). Die 

mangels Citizenship (Staatsbürgerschaft) von politischen Partizipationsrechten ausgeschlosse-

nen Urban Citizens (Stadtbürger:innen) sind jedoch keine unpolitischen Subjekte, sondern su-

chen meist alternative Möglichkeiten politischer Teilhabe, beispielsweise über (in-) formelle 

Netzwerke (Cornwall, 2002; Haders & Schauber, 1999). Für meine Forschung relevant ist die 

Rolle, die Kunst für Urban Citizens ohne Wahlrecht für ihre politische Partizipation in der Ge-

sellschaft einnimmt; inwiefern Kunst ihnen als Ausdrucksform und Form des Handels dient 

beziehungsweise zu politischer Selbstermächtigung beiträgt. Denn Kunst ermöglicht nicht nur 

eine kreative Art der Teilhabe, sondern bietet auch Raum für individuelle Geschichten und 

Ausdrücke, die über formelle Kanäle politischer Partizipation nicht repräsentiert werden. Damit 

eröffnet Kunst neue Perspektiven auf die politische Dimension von Urban Citizenship und er-

möglicht einen Zugang zur Erforschung der vielfältigen Wege, wie Urban Citizens ohne Wahl-

recht politisch aktive Bürger:innen sein können. 
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Martin Krenn und Katharina Morawek analysieren anhand des Züricher Kunstprojekts „Die 

ganze Welt in Zürich (2015-2017)“, inwieweit sich das Medium der Kunst dafür eignet, die 

politische Machbarkeit konkreter Vorschläge einer Stadtbürger:innenschaft (Urban Citi-

zenship) umzusetzen und inwieweit durch dieses Projekt ein transformativer Ort zum politi-

schen Handeln entsteht. Eine zu klärende Frage in diesem Rahmen ist der Begriff des Politi-

schen und wie dieser ausgestaltet sein muss, damit eine Debatte um „gleiche Rechte für alle 

Stadtbewohner_innen [sic!]“ geführt werden kann (Krenn & Morawek, 2017, S. 223). Politik 

gibt dabei die soziale Ordnung der Gesellschaft vor und nach Krenn sind soziale Beziehungen 

stets politisch. Deshalb ist für Krenn auch Kunst, welche die soziale Ordnung in der Gesell-

schaft verändern möchte oder diesbezüglich Missstände aufzeigt, politisch (Krenn, 2017, S. 

254). Er betont jedoch auch, dass künstlerische Darstellungen politischer Forderungen im bes-

ten Fall politisierend wirken können, meist jedoch bloß zum Erhalt der sozialen und symboli-

schen Ordnung beitragen. Kunst werde nach Krenn dann politisch, wenn „sie selbst etwas zur 

Schaffung politischer Ereignisse beiträgt, indem sie beispielsweise politische Prozesse initiiert“ 

(Krenn, 2017, S. 251). Das Citizenship-Verständnis von Krenn und Morawek ist an Engin Isins 

Acts of Citizenship-Konzept angelehnt (Krenn & Morawek, 2017, S. 223, 228-237; Isin E. , 

2009): die Bürger:innen konstituieren sich selbst als solche durch ihre gesetzten Handlungen. 

Krenn und Morawek verstehen Citizenship als „handlungsorientierte Ermächtigung“ (Krenn & 

Morawek, 2017, S. 223) und Erweiterung sozialer, politischer, rechtlicher und kultureller 

Rechte. Eine Idee, die das Projekt in Zürich diesbezüglich verfolgt, ist die Schaffung von mehr 

Gestaltungsfreiheit entsprechend dem Konzept von cultural citizenship, wonach Gestaltungs-

freiheit „als selbstorganisierte Bildung (im doppelten Sinn) einer rassismuskritischen, postmig-

rantischen Community (…) als auch Aneignung und Vervielfältigung öffentlicher Räume“ de-

finiert wird (Krenn & Morawek, 2017, S. 225). Co-Autorin von Krenn und Morawek, Nora 

Sternfeld, sieht das Kunstprojekt in Zürich als politisches Kunstprojekt, das abseits bestehender 

Realitäten auch soziale Utopie von Urban Citizenship diskutiert. Sternfeld schreibt, dass Urban 

Citizenship in gemeinsamen Prozessen der Demokratisierung entsteht und Kunst sowie Kunst-

raum dafür Platz bieten (Sternfeld, 2017, S. 283-292). Krenn und Morawek schließen aus dem 

Kunstprojekt, dass Kunst in ihren diversen Ausdrucksformen einen wichtigen Anstoß zum di-

alogischen Austausch und mehr gesellschaftlicher Teilhabe in allen Aspekten geben kann. Je-

doch benötigt es zur Umsetzung der künstlerisch ausgedrückten Forderungen die Bildung von 

sozialen Bewegungen und Arbeitsgruppen, um auf die Politik Einfluss zu nehmen und struktu-

rellen Wandel zur „Demokratisierung der Demokratie und Ausweitung des Rechts auf Rechte, 

basierend auf dem Wohnort“ in die Wege zu leiten (Krenn & Morawek, 2017, S. 227). 
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Chantal Mouffe (2013) betont in ihrem Buch „Agonistics. Thinking the World politically”, dass 

das Politische und Kunst aus hegemonie-theoretischer Perspektive untrennbar zusam-

mengehören und es daher keinen Sinn macht, zwischen unpolitischer Kunst und politischer 

Kunst zu unterscheiden: “From the point of view of the theory of hegemony, artistic practices 

play a role in the constitution and maintenance of a given symbolic order, or in its challenging, 

and this is why they necessarily have a political dimension. The political, for its part, concerns 

the symbolic ordering of social relations, and this is where its aesthetic dimension resides. This 

is why I believe that it is not useful to make a distinction between political and non-political 

art” (ebd., S.185). Künstlerische Praxen können daher sowohl die soziale Ordnung unterstützen 

und aufrechterhalten, oder aber infrage stellen. 

Christoph Scheurle (2017) thematisiert in seinem Artikel „Kunst als politische Partizipation – 

politische Partizipation als Kunst?“, das Verhältnis von Politik und Kunst zueinander und in-

wieweit sich Kunst in politische Prozesse einmischen kann. Dabei schlägt Scheurle vor, „Kunst 

– sofern sie sich als politisch engagiert zeigt – vor allem als Versuch zu verstehen, sich über 

sozialen Raum als gemeinsamen Handlungsraum bewusst zu werden, in dem die unterschied-

lichen Gestaltungsoptionen jeweils neu zu verhandeln sind“ (ebd., S.1). Künstlerische Tätigkeit 

im politischen Kontext, impliziert daher nicht nur die Fokussierung auf das politische Feld, 

sondern schließt auch eine kritische Auseinandersetzung der eigenen kreativen Praktiken sowie 

der verschiedenen beteiligten Akteur:innen mit ein. Scheurle versteht Partizipation als „das 

Feld der Teilhabe-, Teilnahmechancen und -möglichkeiten“ (ebd., S. 3). 

Anschließend an eine von ihm kurierte Ausstellung hat Nato Thompson das Buch „Living as 

Form: Socially Engaged Art from 1991-2011“ herausgegeben, welches Einblicke in eine Aus-

wahl von Kunstprojekten dieser Zeitspanne gibt. Die dargestellten künstlerischen Ausdrucks-

formen reichen von partizipativen Kunstaktionen, Interaktionen im öffentlichen Raum über 

Performance Kunst bis hin zu Kunst Installationen. Dabei wird das Konzept des sozial enga-

gierten Kunstschaffens vorgestellt, indem Kunst als Werkzeug gesehen wird, um mit der Ge-

sellschaft zu interagieren und in Dialog zu treten. Das Ziel des sozial engagierten Kunstschaf-

fens nach Thompson ist es, auf politische, soziale oder kulturelle Probleme in der Gesellschaft 

aufmerksam zu machen, politische Diskussionen anzustoßen und durch diese Interaktion Ver-

änderungen herbeizuführen (Thompson, 2012). 

Claire Bishop hinterfragt in ihrem Buch „Artifical Hells: Participatory Art and the Politics of 

Spectatorship” das Verständnis von Partizipation in beispielhaft ausgewählten partizipatori-

schen Kunstprojekten, bei denen die Betrachter:innen in den Schaffensprozess des Kunstwerks 

eingebunden werden. Besonders betont Bishop die Bedeutung von Theater und Schauspiel in 
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partizipatorischer Kunst. Sie sieht partizipatorische Kunstprojekte kritisch, sofern diese Macht-

verhältnisse und die Frage ausklammern, wer warum (k)eine Stimme hat. Unter anderem ver-

steht Bishop dabei partizipatorische Kunst nicht als statisch, sondern dynamisch und kontextu-

ell, wo Begegnungen, Interaktionen und Handlungen stattfinden. Bishop sieht partizipatorische 

Kunst von Machtverhältnissen, Gruppendynamiken und sozialen Situationen durchzogen 

(Bishop, 2012). 

Zusammenfassend zeigt der Stand zur Forschung rund um die Rolle von Kunst für politische 

Partizipation, dass Kunst als Werkzeug für soziale Veränderung und Partizipation einen hohen 

Stellenwert hat. Das liegt etwa an der Möglichkeit, durch künstlerische Ausdrucksformen in 

Dialog zur Gesellschaft zu treten oder auch politische Botschaften zu vermitteln, die eine Dis-

kussion anstoßen. Insbesondere künstlerische Ausdrucksformen wie aktivistische oder partizi-

patorische Kunst nehmen hierfür eine wichtige Rolle ein, ebenso wie Kunst im öffentlichen 

Raum, z.B. Skulpturen, Kunstinstallationen oder Graffitis. Worüber es im Stand der Forschung 

wenig gibt, ist die Rolle, die Kunst für Urban Citizens ohne Wahlrecht im Hinblick auf ihre 

politische Position einnimmt. 

3. Theoretischer Rahmen 
 

In diesem Kapitel gehe ich auf den theoretischen Rahmen ein, in den ich meine Masterarbeit 

einbette. Hierzu erläutere ich die relevanten Konzepte und Begriffe, welche für das theoretische 

Verständnis und die Kontextualisierung des Themas von Bedeutung sind. 

Zur Beantwortung meiner Forschungsfrage stütze ich mich auf das Urban-Citizenship-Konzept 

(vgl. 3.1). Das Konzept zeichnet sich durch eine Weiterentwicklung des Citizenship-Ansatzes 

aus, indem Citizenship losgelöst von Staatsbürgerschaft betrachtet und stattdessen als prozess-

haft, praxis- und akteur:innenorientiert aufgefasst wird. Durch das aktive Setzen von Handlun-

gen wird das Recht auf Teilhabe und der Status als Mitglied der Gesellschaft sowie den damit 

verbundenen Rechten, Pflichten und Ressourcen von unten eingefordert. Citizenship wird somit 

als Praxis verstanden, durch welche das Recht auf Teilhabe entsteht. Die Urban-Citizenship-

Debatte thematisiert Dimensionen gesellschaftlicher Teilhabe, insbesondere von marginalisier-

ten Gesellschaftsgruppen (Hickey & Mohan, 2004, S. 66 f; Hess & Lebuhn, 2014, S. 13 f; Isin 

E. , 2009; Köster-Eiserfunke, Reichhold, & Schwiertz, 2014; Nyers & Rygiel, 2012; Rodatz, 

2020; Saameli, 2017, S. 327f). Mit meiner Masterarbeit möchte ich die Perspektiven und Er-

fahrungen von Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht genauer in den Blick nehmen und ihre Stim-

men in die Urban-Citizenship-Debatte einbringen.  Citizenship verstehe ich dabei im Sinne Ro-

datz „nicht nur formal als liberales Recht (Staatsbürgerschaft/Stadtbürgerschaft: ja oder nein), 
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sondern als etwas, das seine substantielle Bedeutung durch die Praxis erhält“ (Rodatz, 2020, S. 

352). 

Da Acts of Citizenship (Isin E. , 2009)  als Momente dieser Praktiken mit aktiv eingeforderten 

Rechten und Pflichten einhergehen, stütze ich mich übergeordnet auf ein Partizipationsver-

ständnis, das einem weitgefassten demokratiepolitischen Verständnis von Partizipation sowie 

des Politischen folgt (vgl. 3.2). Dieser Zugang ergibt sich aus den fehlenden verfassungsrecht-

lich gewährleisteten politischen Rechten der Urban Citizens ohne Wahlrecht. Bei den Partizi-

pationsformen richte ich meinen Fokus auf Kunst als Ausdrucksform, denn durch vielfältige 

Ausdrucksformen der Kunst werden Handlungsspielräume für unterschiedlichste Praktiken, so 

auch für Praktiken politischer Partizipation, eröffnet beziehungsweise geschaffen und angeeig-

net (Krenn & Morawek, 2017, S. 242; Thompson, Living As Form, 2011). Dabei interessiert 

mich besonders, welche Bedeutung die betroffenen Stadtbürger:innen künstlerischen Hand-

lungsräumen und Kommunikationskanälen in Bezug auf ihr politisches Partizipationspotential 

beimessen  (vgl. Dietz, 2011, S. 21f). Die räumliche Einschränkung auf die Analyseebene Stadt 

folgt der eigenen Annahme, dass in Städten strukturelle und soziale Ungleichheiten insofern 

verstärkt wirken, als dass besonders viele Menschen betroffen sind. In Städten lebt eine beson-

ders große Anzahl an Menschen mit unterschiedlichen Lebensrealitäten, wodurch die Pluralität 

der Gesellschaft, strukturell bedingte (partizipatorische) Ungleichheit und die eingeschränkte 

Mitbestimmungsmacht des Bevölkerungsanteils ohne Wahlrecht in Städten markant sichtbar 

wird (Hickey & Mohan, 2004, S. 65 f). 

Abschließend für Kapitel 3. folgt die Synthese, um relevante Kategorien aus dem theoretischen 

Rahmen für mein Forschungsvorhaben abzuleiten. Schließlich erläutere ich, wie ich diese Ka-

tegorien im empirischen Datenmaterial erkenne, um die Theorien zu operationalisieren. 

 

3.1. Urban Citizenship: Zugehörigkeit und partizipatorische Grenzen 

 

Urban Citizenship – zu Deutsch: städtische Bürger:innenschaft – ist ein Begriff, der insbeson-

dere in den angloamerikanischen wissenschaftlichen Debatten der 1990er Jahre rund um ge-

sellschaftliche Inklusions- und Exklusionsfragen  zu Citizenship auf lokaler Ebene im urbanen 

Raum aufkommt. Das Konzept bezieht sich darauf, dass Menschen, die im urbanen Raum leben 

nicht nur als Einwohner:innen betrachtet werden sollten, sondern auch als aktive Bürger:innen, 

die in vielfältiger Weise am städtischen Leben teilnehmen: durch soziale Teilhabe, politische 

Mitbestimmung und den Zugang zu öffentlichen Gütern. Der Begriff urban bezeichnet dabei 

weniger eine politische Verwaltungseinheit wie eine Stadt oder Gemeinde, sondern bezieht sich 
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auf spezifische soziopolitische und institutionelle Rahmenbedingungen, in denen sich unter-

schiedliche Ebenen (scales) überlagern (Blokland, Hentschel, Holm, Lebuhn, & Margalit, 

2015, S. 655). Hess und Lebuhn bezeichnen den Urban-Citizenship-Ansatz als „besonders in-

novativ (…), da er einerseits die Perspektive des städtischen Regierens5 der Migration aufwirft 

und dabei gleichzeitig in der Lage ist, migrantische Akteure und migrantische agency (Hand-

lungsmacht) jenseits ethnisierender und kulturalistischer Paradigmen zu thematisieren“ (Hess 

& Lebuhn, 2014, S. 11). Das Konzept geht jedoch über den Migrationsaspekt hinaus und defi-

niert Zugehörigkeit breiter als durch Staatsbürgerschaft, einen Aufenthaltsstatus oder Herkunft. 

Zugehörigkeit spiegelt sich bei Urban Citizens über das gemeinsame Leben in der Stadt bzw. 

dem urbanen Raum wider. Das ausschlaggebende Merkmal für Urban Citizenship ist also der 

Lebensmittelpunkt. Dabei wird nicht nur der Lebensraum geteilt, sondern auch die Rechte, die 

einem Menschen zustehen – unabhängig von der Staatsangehörigkeit. In diesem Sinne sollten 

Urban Citizens in ihrer Vielfalt die Möglichkeit erhalten sich an Entscheidungen, die sie als 

Gemeinschaft und die Stadt als ihren gemeinsamen Lebensraum betreffen, zu beteiligen (Aced, 

2016, S. 204ff). Bei dem Konzept geht es um die Anerkennung von Menschenrechten, um so-

ziale Teilhabe und politische Mitbestimmung auf städtischer Ebene. Der Fokus auf Stadt, und 

in dieser bestehende pluralistische Lebensrealitäten von Stadtbürger:innen mit und ohne Staats-

bürgerschaft, spiegelt dabei das Spannungsverhältnis zu zentralstaatlich verliehenen staatsbür-

gerschaftlichen Rechten und damit einhergehend umfänglichen politischen Partizipationsmög-

lichkeiten wider. Dieses Spannungsverhältnis ist auch bezeichnend für die Herausforderungen 

einer postmigrantischen6 Gesellschaft, die einen interaktiven Austausch zwischen den einzel-

nen Stadtbürger:innen fordert und Zugehörigkeit auf Basis von Wohnort und Teilhabe in  der 

Gemeinschaft versteht (Gabauer, Knierbein, Lebuhn, & Širbegović, 2019, S. 3; Nyers & Rygiel, 

2012, S. 16). Wie Hess und Lebuhn bereits 2014 feststellten – und diese Feststellung wirkt auch 

heute noch aktuell – werden „in der öffentlich-politischen Diskussion und (…) [i]n zum Teil 

kulturpessimistischen Szenarien (…) die Effekte der Einwanderungsgesellschaft als ‚Krise der 

Städte‘ und als urbane ‚Parallelgesellschaften‘ verhandelt“ (Hess & Lebuhn, 2014, S. 12), statt 

die Vielfalt als Chance der Begegnung und des gegenseitigen Austausches zu sehen. Dabei 

könnten die meisten europäischen Städte ohne Migration nicht bestehen, blicken sie doch auf 

 
5 Der Begriff des Regierens ist hierbei bezeichnend für eine stärkere Einbindung nichtstaatlicher Akteure in Ent-

scheidungen mittels dialogischer und partizipativer Verfahren auf städtischer Ebene, u.a. in der Nachbarschaft 

oder im Stadtviertel (Hess & Lebuhn, 2014, S. 23f; Holm & Lebuhn, 2013). 
6 Der Begriff postmigrantisch zielt darauf ab, in Urbanität und Vielfalt eine zusammengehörende Einheit zu sehen 

und strukturell bedingten und diskriminierenden Rassismen entgegenzuwirken (Gabauer, Knierbein, Lebuhn, & 

Širbegović, 2019, S. 1). Dabei wird Migration als zur Stadtgeschichte gehörend verstanden. In einer postmigran-

tischen Gesellschaft gibt es keine Trennung mehr zwischen (Nicht-) Migrant:innen und „Menschen, die sich selbst 

als integralen Bestandteil der Stadtgesellschaft sehen“ (Yildiz, 2017, S. 22), werden nicht mehr marginalisiert. 
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eine lange Einwanderungsgeschichte zurück. Aufgrund dieses Spannungsverhältnisses zwi-

schen Stadt als Ort der Vielfalt und Stadt als Ort der Ausgrenzung, u.a. bei politischen Teilha-

berechten, lege ich den Fokus auf Stadt als räumliche Analyseebene meiner Forschung zum 

Verständnis alltäglicher politischer Partizipationspraktiken von Urban Citizens ohne Wahl-

recht, da ihnen die formalrechtliche Staatsbürgerschaft fehlt (Gabauer, Knierbein, Lebuhn, & 

Širbegović, 2019, S. 1; Hess & Lebuhn, 2014, S. 20). Die Stadt war immer schon ein Ort, an 

dem Menschen ihre Identität definieren, ihre Ansprüche geltend machen und ihre Kämpfe aus-

tragen, um ihre Rechte und Pflichten zu artikulieren (Bauböck, 2003, S. 139; Isin E. , 2002, S. 

50). Damit ist die Stadt seit jeher von Kämpfen um Zugehörigkeit und des sich Rechteaneignens 

geprägt. Das Urban-Citizenship Konzept ermöglicht eine Sichtbarmachung sozialer Ungleich-

heiten, umstrittener Zugehörigkeiten und beschränkter politischer Teilhabemöglichkeiten von 

Stadtbürger:innen ohne formalrechtliche Staatsbürgerschaft. Mein Verständnis von Urban Ci-

tizenship ist eines, das den prozesshaften und situativen Charakter des Ansatzes betont und 

Stadtbürger:innenschaft – durch diverse Praktiken, Motivationen und Ressourcen der Ak-

teur:innen kontextualisiert – in kontinuierlicher Aushandlung sieht (Blokland, Hentschel, 

Holm, Lebuhn, & Margalit, 2015, S. 656).  

Der Ursprung des Urban-Citizenship-Konzepts liegt im Citizenship-Konzept. Beide Konzepte 

sind miteinander verbunden, betonen jedoch unterschiedliche Aspekte der Mitgliedschaft und 

Teilhabe in einer Gesellschaft. Citizenship ist ein Begriff mit multiplen Dimensionen, die je 

nach Bedeutungszusammenhang variieren und dessen Übersetzung ins Deutsche mit Bürger:in-

nenschaft daher ungenau ist. Einerseits bezeichnet der Begriff die Zugehörigkeit zu einer poli-

tischen Gemeinschaft mit bestimmten Rechten und Pflichten, die den Mitgliedern dieser Ge-

meinschaft obliegen und diese schützen – „Citizenship als Status“ (Kleinschmidt, 2017, S. 14). 

Andererseits steht der Begriff Citizenship für die Fähigkeit sich selbst im Sinne politischer Be-

teiligung „zu regieren und regiert zu werden“ (Kleinschmidt, 2017, S. 6). Letztere Dimension 

umfasst durch „Citizenship als Act“ auch den Kampf um die Ausweitung der Partizipations-

rechte und der Teilhabe an politischen Entscheidungen von „Citizens und Non-Citizens“ 

(Kleinschmidt, 2017, S. 14ff). Dieser Zugang zeigt die Vielschichtigkeit des Citizenship-Kon-

zepts auf, indem durch Acts of Citizenship, Handlungen und Handlungsmacht diskutiert werden 

(Kleinschmidt, 2017, S. 16f; Isin E. , 2009). Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 

Citizenship und in weiterer Folge Urban Citizenship knüpft an die Konzeptionierung gesell-

schaftlicher Teilhabemöglichkeiten nach T. H. Marshall (vgl. Marshall, 2006 [1950]) an. In 

seinem Essay Citizenship and Social Class unterscheidet T. H. Marshall zwischen unterschied-

lichen Zugängen zu gesellschaftlicher Teilhabe, die an Kriterien formaler Zugehörigkeit sowie 
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unterschiedliche Rechte geknüpft sind. Nach der historischen Betrachtung von Marshall sind 

Bürgerrechte seit ihrer Entstehung umkämpft und wurden schrittweise um verschiedene Di-

mensionen erweitert – von den zivilen Rechten im 18. Jahrhundert, über politische Rechte im 

19. Jahrhundert, hin zu sozialen Rechten im 20. Jahrhundert. Ein bedeutender Kritikpunkt in 

den Citizenship-Debatten setzt an Marschalls Ausführungen zu einer universell gültigen Citi-

zenship-Typologie an, die sich an einem weißen, männlichen, vollbeschäftigten, heterosexuel-

len Mann orientiert. Weiters knüpft Marshall die so skizzierten Teilhaberechte an das Konzept 

des Nationalstaats an, wodurch in doppelter Hinsicht ein Aus- und Abgrenzungscharakter mit 

eurozentrischen Blickwinkel geschaffen wird (Hess & Lebuhn, 2014, S. 14; Köster-Eiserfunke, 

Reichhold, & Schwiertz, 2014, S. 178; Kleinschmidt, 2017, S. 6ff). Es gibt viel Kritik am Citi-

zenship-Ansatz von Autor:innen, die sich mit Fragen rund um den Zugang zu und der Vertei-

lung von Rechten und Ressourcen in der Gesellschaft beschäftigen. Isin und Wood verstehen 

Citizenship im Sinn von sozialen Praktiken und Handlungen, mittels derer vor allem margina-

lisierte Gruppen ihre Rechte aktiv von unten einfordern und um eine Erweiterung bestehender 

Rechte kämpfen (Hickey & Mohan, 2004, S. 67; Isin & Wood, 1999). An Isin anknüpfend 

verstehen Hickey und Giles Citizenship als konzeptuelle Verbindung politischer, sozioökono-

mischer, kultureller, rechtlicher und örtlicher Aspekte und somit als multidisziplinäres Konzept. 

Die Stärke eines kritischen Citizenship-Ansatzes besteht für sie darin, Partizipation als Recht 

auf politische Teilhabe zu verstehen, welches insbesondere von ausgeschlossenen oder margi-

nalisierten Gruppen beansprucht werden kann und ihre Handlungsfähigkeit in den Vordergrund 

stellt (Hickey & Mohan, 2004, S. 70). Das Urban-Citizenship-Konzept baut auf einem kriti-

schen Verständnis von Citizenship auf und denkt dieses mit Blick auf die städtische Ebene 

weiter. Für Urban Citizens, die auf nationaler Ebene Non-Citizens sind, besteht die Möglich-

keit, sich von dieser nationalen Diskriminierung ein Stück weit zu befreien und auf lokaler bzw. 

urbaner Ebene in Praxen politischer Partizipation einbezogen zu werden (Blokland, Hentschel, 

Holm, Lebuhn, & Margalit, 2015, S. 657). Es handelt von weitergehenden gesellschaftlichen 

Teilhabemöglichkeiten auf städtisch lokaler Ebene, die neben einer politischen Dimension auch 

eine soziale, kulturelle und ökonomische Komponente aufweisen. Dabei stehen die Verteilung 

von Ressourcen, die Aneignung und Ausübung von Handlungsmacht städtischer Akteur:innen 

im Mittelpunkt. Der Ebene der Stadt kommt bei der Zuschreibung von Rechten eine entschei-

dende Bedeutung zu: Ob jemand beispielsweise Zugang zu öffentlichen Gütern wie geförder-

tem Wohnraum, Kinderbetreuung und anderen Dienstleistungen hat, wird auf Ebene der Stadt 

oder Gemeinde entschieden. Urban Citizenship als wissenschaftliches Konzept spielt heute in 

unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen eine zentrale Rolle, da es den Fokus auf 
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anpassungsfähige Handlungsmuster und soziale Praktiken zur Interessensdurchsetzung han-

delnder Akteur:innen ermöglicht (Lebuhn, 2017, S. 27ff; Hess & Lebuhn, 2014, S. 12f). Als 

„alternatives Bürger_innenschaftsmodell [sic!], das quer zu Kategorien wie Staatsbürger_in-

nenschaft [sic!] (…) liegt (…), definiert es sich über den Wohnort und den Lebensmittelpunkt 

und richtet sich gleichermaßen an alle Einwohner_innen [sic!] einer Stadt“ (Lebuhn, 2017, S. 

28). Oft sind Städte Wegbereiter für eine Ausdehnung der politischen Rechte. Durch das Urban-

Citizenship-Konzept kann Citizenship als sozialer Aushandlungsprozess von Individuen, sozi-

alen Gruppen und Bewegungen sowie insbesondere Non-Citizens verstanden werden. Mittels 

acts of citizenship bietet sich Non-Citizens die Handlungsmacht, Partizipationsmöglichkeiten 

in der städtischen Gesellschaft anzueignen oder neu zu definieren, um ihren Stimmen Gehör zu 

verschaffen und durch diese acts ihre politische Subjektivität hervorstreichen (Isin & Turner, 

2002, S. 4; Hess & Lebuhn, 2014, S. 20f). Unter acts versteht Isin dabei jene Momente, in denen 

sich Subjekte unabhängig von ihrem rechtlichen Status, aufgrund allein dieser acts selbst zu 

Bürger:innen machen, indem sie das Recht, Rechte zu haben, beanspruchen: „ moments when, 

regardless of status or substance, subjects constitute themselves as citizens – or better still, as 

those to whom the right to have rights is due” (Isin E. , 2008, S. 18). Isin hat den Begriff acts 

of citizenship geprägt, um Handlungen fassbar zu machen, die Menschen zu aktiven Bürger:in-

nen der Gesellschaft machen. Dabei sind diese Handlungen nicht auf formelle Aktivitäten wie 

das Wählen beschränkt. Für Isin sind acts immanenter Teil einer Handlung (action), die durch 

Dritte beobachtet und analysiert werden kann. Gleichzeitig geht die Bedeutung von acts über 

die action hinaus, denn den acts liegt eine Selbstkonstitution des handelnden Subjekts inne, die 

mit der konventionellen Rollenzuschreibung des Bürger:innentums bricht, um die liberale De-

finition eines citizens herauszufordern (Hess & Lebuhn, 2014, S. 21; Köster-Eiserfunke, 

Reichhold, & Schwiertz, 2014, S. 187).  Acts of Citizenship können daher ein breites Spektrum 

individueller aber auch kollektiver Handlungen umfassen. Hess und Lebuhn sehen durch diesen 

Ansatz die Möglichkeit „auch dort politischen Protagonismus und politische Subjektivitäten zu 

erkennen, wo die forscherische Beobachtungsperspektive bislang vor allem Ausschluss und 

‚Opfer‘ [oder Objekte] wahrgenommen hat, und dies ins Verhältnis zum gesellschaftlichen All-

gemeinen zu setzen“ (Hess & Lebuhn, 2014, S. 21). Acts of citizenship in der Stadt können 

unterschiedliche Formen und Ziele annehmen und zu Demokratisierungsprozessen sowie er-

höhter Handlungsmacht der Akteur:innen führen. Diese Demokratisierungsprozesse wieder 

können Auswirkungen haben, die über urbane Grenzen hinausreichen. So kam es zur Einfüh-

rung des passiven Wahlrechts für EU-Bürger:innen auf kommunaler Ebene unter anderem des-

wegen, weil sich Städte für die politische und rechtliche Inklusion ihrer Stadtbürger:innen 
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ausgesprochen haben, denen mangels Staatsbürgerschaft das Wahlrecht auf nationaler Ebene 

fehlt. Durch die Einführung dieses Wahlrechts auf kommunaler Ebene wurde jahrelangen For-

derungen migrantischer Stadtbürger:innen zugestimmt (Hess & Lebuhn, 2014, S. 20ff). Citi-

zenship im Sinne des Verständnisses von Urban-Citizenship bezeichnet neben dieser Art von 

Demokratisierungsprozessen auch eine erhöhte Einbindung von (teils bestimmten Zielgruppen 

von) Stadtbürger:innen in partizipative Projekte, beispielsweise der Nachbarschaft oder in 

Stadtvierteln (Hess & Lebuhn, 2014, S. 24; Holm & Lebuhn, 2013). Hess und Lebuhn kommen 

zu dem Schluss, dass in den kritischen Citizenship-Debatten der Zusammenhang zwischen 

Stadt, Migration und agency als Handlungsmacht eine wichtige Rolle einnimmt (Hess & 

Lebuhn, 2014, S. 28). Als echtes öffentliches Gut, das allen Bürger:innen zukommt, die in der 

Stadt wohnen, sieht Rainer Bauböck Urban Citizenship. Bauböck sieht hier einen Reformbedarf 

für das staatliche Citizenship-Verständnis. Er vertritt die Ansicht, dass Citizenship in der Stadt 

niemanden aufgrund der Nationalität von lokalen Rechten und Vorteilen ausschließen sollte. 

Dadurch würde einerseits vermittelt werden, dass von vollständigen Mitgliedern der städtischen 

Gemeinschaft erwartet wird, dass sie ihre Partizipationsrechte nutzen und andererseits würde 

den Staatsbürger:innen vermittelt werden, dass sie mit den Zuwander:innen eine Gemeinschaft 

bilden (Bauböck, 2003, S. 150). Bauböck argumentiert, dass eine Einbindung von Zuwander:in-

nen in die politische Mitbestimmung auf städtischer Ebene von Relevanz sei, da die meisten 

Migrant:innen in Städten lokale Identitäten ausbilden, die sie mit ihrem Zugehörigkeitsgefühl 

zu ihrem Herkunftsland verbinden. Das bedeutet, selbst wenn Migrant:innen nicht die Staats-

bürgerschaft annehmen würden, so empfinden sie häufig ein Zugehörigkeitsgefühl zu der Stadt, 

in der sie leben. Diese Zugehörigkeit könnte in Wahlen auf lokaler Ebene zum Ausdruck ge-

bracht werden und sie in politische Entscheidungen einbinden, die ihre unmittelbaren Interessen 

betreffen, wie Gesundheitsleistungen, Bildungsfragen, Zugang zu leistbarem Wohnen. Das 

kommunale Wahlrecht für Unionsbürger:innen mit Wohnsitz in Gemeinden anderer Mitglied-

staaten ist ein erster Schritt in diese Richtung. Ebenso – argumentiert Bauböck – sollte auf 

kommunaler Ebene ein Wahlrecht für jene bestehen, die unmittelbar von den politischen Ent-

scheidungen in der Stadt betroffen sind (Bauböck, 2003, S. 151). Das Argument Bauböcks, 

dass Non-Citizens häufig ein Zugehörigkeitsgefühl für die Stadt, in der sie leben, entwickeln, 

betont die Wichtigkeit des Urban-Citizenship Konzepts und dessen Ansatz, alle Einwohner:in-

nen der Stadt als aktive Bürger:innen zu betrachten. 
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3.2. Politische Partizipation und der Begriff des Politischen 

 

Zu einem besseren Verständnis des Begriffs politische Partizipation, gehe ich zunächst auf 

mein Verständnis des Begriffs des Politischen ein. Politisch im engeren Sinne bezeichnet die 

staatlichen Regierungsinstitutionen, während politisch im weiteren Sinne für mich etwas ist, 

das sich mit „öffentlichen Debatten, Einsprüchen und Meinungsverschiedenheiten“ befasst 

(Swyngedouw, 2009, S. 373, 385). Nach Chantal Mouffe ist das Politische die „Art und Weise, 

in der die Gesellschaft eingerichtet ist“ (Mouffe, Über das Politische. Wider die 

kosmopolitische Illusion., 2007, S. 15) und hat somit eine ontologische Dimension, während 

Mouffe die Politik als Gesamtheit der Institutionen und Praktiken sieht, die menschliches Zu-

sammenleben strukturieren und organisieren (Mouffe, 2013, S. 9). Bestandteile des Politischen 

sind somit gesellschaftliche Konflikte und Debatten, welche die Pluralität der Gesellschaft, 

Machtungleichgewichte und soziale Ungleichheit verdeutlichen (Mouffe, 2007; Dietz, 2011, S. 

17). Partizipation ist für die Gesellschaft und die Demokratie von enormer Wichtigkeit, denn 

sie dient den Menschen dazu, sich mitzuteilen und ihre „Stimme hörbar“ zu machen 

(Theocharis & van Deth, 2018, S. 119). In der Wissenschaft wie in der Gesellschaft gibt es 

unterschiedliche Auffassungen davon, was politische Partizipation ist und was unter Handlun-

gen politischer Partizipation subsumiert werden kann, ohne dass alles als Ausdruck politischer 

Partizipation zu sehen ist. Politische Partizipation und ihre Ausdrucksformen haben sich, wie 

die Gesellschaften, im Laufe der Zeit verändert. Politische Partizipation ist in ihren Ausformun-

gen kontextuell und örtlich bestimmt; sie ist in größeren Strukturen eingebettet. Zur Entwick-

lung politischer Partizipation zählt klassische Parteipolitik, aber auch institutionelle wie kon-

stitutionelle Formen bis hin zu einem Vordringen in wirtschaftliche, soziale wie private Le-

bensbereiche. Neue Medien, wie das Internet und sozialen Plattformen, die eine Vernetzung 

und Mobilisierung von Akteur:innen erleichtert, haben für diese Entwicklung eine wichtige 

Rolle gespielt und die Trennlinie zwischen öffentlichem und privatem Bereich verwischt 

(Theocharis & van Deth, 2018, S. 4 ff, 44 ff). Ein erweitertes Verständnis politischer Partizipa-

tion drückt sich über (selbst-)expressive und individualisierte Formen kollektiven Handelns 

aus, welche keiner konventionellen Definition politischer Partizipation entsprechen (für klassi-

sche Definitionen politischer Partizipation vgl. Milbrath & Goel 1977; Verba & Nie 1972; 

Kaase & Marsh 1979; Barnes & Kaase 1979; Parry & Moyser & Day 1992; Conway 1991; 

Verba & Schlozman & Brady 1995; Vissers & Stolle 2014). Nach Theocharis und van Deth 

betrachten handelnde Akteur:innen ihre (selbst-) expressiven und individualisierten Formen 

von Teilhabe häufig als Modi politischer Partizipation (Theocharis & van Deth, 2018, S. 6, 
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44f). Es geht darum, ihre Interessen in ihrem unmittelbaren Lebensumfeld zu artikulieren und 

zu vertreten. Politische Partizipation, wie andere Formen gesellschaftlicher Teilhabe, findet 

nicht im leeren Raum statt, sondern ist in diverse soziale, räumliche wie zeitliche Strukturen 

eingebettet. Fluide gesellschaftliche Logiken und Dynamiken lenken partizipative Handlungen 

(Theocharis & van Deth, 2018, S. 117; Dietz, 2011, S. 94). Mein Verständnis politischer Parti-

zipation folgt der Auffassung von Dietz, welche davon ausgeht, „dass politische Partizipation 

ebenso wie das Verhältnis zwischen Gesellschaft und Staat keine statischen, einmal verfassten 

und für immer gültigen Bedingungen gesellschaftlicher Ordnung darstellen, sondern permanen-

ten sozialen und politischen Wandelprozessen unterliegen“ (Dietz, 2011, S. 94). Politische Par-

tizipation ist demnach von Aushandlungsprozessen begleitet. An dieses breite Verständnis po-

litischer Partizipation knüpfe ich in meiner Masterarbeit an: politische Partizipation, die gesell-

schaftliche Verhältnisse in Frage stellt bzw. verändern möchte, Teilhabemöglichkeiten auslotet 

und ausweitet und dadurch zu Empowerment7, im Sinn von mehr Selbstbestimmung und Ge-

staltungsspielraum, ausgegrenzter oder marginalisierter Menschen beiträgt (Dietz, 2011, S. 99 

f). Mein Blick richtet sich auf politische Partizipation von in der Stadt lebenden Menschen ohne 

Wahlrecht mangels Staatsbürgerschaft des Nationalstaats (Stadtbürger:innen, Urban Citizens). 

Diesen Urban Citizens ist der Zugang zu institutionalisierten Formen politischer Partizipation 

mangels Staatsbürgerschaft und somit ihre partizipative Gleichstellung und gleichberechtigte 

Mitsprache in politischen Belangen verwehrt (Theocharis & van Deth, 2018, S. 119). In diesem 

Sinne betrachte ich das Verständnis und die Ausdrucksformen politischer Partizipation von Ur-

ban Citizens im Spannungsverhältnis mit aktuellen gesellschaftlichen (Macht-)Strukturen als 

verhandelbar. Auch im ersten Blick „unpolitisch“ wirkende Handlungen und Ausdrucksformen 

können situativ „politisch“ sein und unter gewissen Umständen sogar gewichtigere Auswirkun-

gen haben als formale politische Partizipationsformen (Haders & Schauber, 1999; Dietz, 2011, 

S. 100). Derart alternative Formen von Partizipation können dazu dienen, systeminhärente 

Machtstrukturen politischer Herrschaft infrage zu stellen und durch partizipative Haltung mehr 

Mitsprache zu fordern (Walk, 2008, S. 89 f). Andrea Cornwall beschreibt politische Partizipa-

tion als einen Prozess, der es Menschen ermöglicht, an Entscheidungen teilzunehmen, die ihr 

Leben betreffen. Politische Partizipation ist daher nicht nur auf formelle politische Institutionen 

zu beschränken, sondern umfasst auch informelle Räume und Prozesse. Cornwall argumentiert, 

dass politische Partizipation die Stimmen von Marginalisierten stärken kann (Cornwall, 2004). 

 
7 Unter Empowerment verstehe ich Selbstwirksamkeit bzw. Selbstermächtigung, das bedeutet das Wissen „mit 

eigenen Ressourcen die Umwelt und sich selbst gestalten zu können“ (Herriger, 2015, S. 21), sprich die eigenen 

Stärken und Fähigkeiten dafür zu nutzen, den eigenen Lebensraum mitzugestalten. 
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Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht, die ihren Lebensmittelpunkt im städtischen Raum haben 

und ihre soziopolitischen Praktiken in diesem ausüben, während sie von politischen Partizipa-

tionsrechten ausgeschlossen sind, weil diese auf Staatsbürger:innen (citizens) beschränkt sind, 

werden in ihrer unmittelbaren Einflussnahme auf unterschiedliche Ebenen des politischen Sys-

tems beschränkt (Lauth & Liebert, 1999, S. 17f; Dietz, 2011, S. 93; Watts & Bohle, 1993; 

Hickey & Mohan, 2004). Aufgrund ihres Ausschlusses von formellen politischen Partizipati-

onsmöglichkeiten verstehe ich Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht als marginalisiert. Um her-

auszufinden, welche Rolle Kunst für politische Partizipation von Urban Citizens ohne Wahl-

recht einnimmt, braucht es eine nähere Betrachtung der Handlungsräume, in denen Non-Citi-

zens ihrer Stimme und Erfahrungen mittels künstlerischen Darstellungen Ausdruck verleihen. 

Zum Zweck der qualitativen Analyse von politischer Partizipation durch künstlerische Aus-

drucksformen, knüpfe ich an das Konzept der Partizipationsräume („spaces of participation“) 

von Andrea Cornwall an. Angelehnt an Lefebvres Verständnis von Raum als soziales Produkt 

(Lefebvre, 1991, S. 26) schlägt Cornwall vor, Partizipation als räumliche Praxis („spatial prac-

tice“) zu betrachten; denn durch Partizipation wird oft Handlungsspielraum für Teilhabe ge-

schaffen, wo diese zuvor keinen Platz hatte oder Menschen mit Marginalisierungserfahrung 

keine Stimme gegeben wurde (Cornwall, 2004, S. 75; Cornwall, 2002, S. 2). Durch einen Par-

tizipationsakt kann in einem bestehenden Raum eine neue Dynamik aufkommen, aber auch ein 

gänzlich neuer Raum mit sozialen Praktiken mit eigener Dynamik geschaffen werden. Dabei 

sind die Wechselwirkungen der Produktionsbedingungen zu beachten. Jeder Raum entsteht und 

verändert sich durch soziale Praktiken und handelnde Akteur:innen (Schmid, 2005, S. 209).  

Dies ist insbesondere abseits bereits bestehender formaler Partizipationsräume, die es für Citi-

zens gibt, relevant, wenn es Menschen mit Marginalisierungserfahrung betrifft (Cornwall, 

2002, S. 2). Partizipationsräume gleich welcher Art und Ausstattung, sind keine neutralen 

Räume (Cornwall, 2004, S. 81). Sie sind von diversen Strukturen durchdrungen und werden 

von sozialen, kulturellen, historischen und politischen Faktoren beeinflusst. Somit handelt es 

sich bei Partizipationsräumen um konstruierte Räume mit durchlässigen Grenzen, die von un-

terschiedlich langer Bestandsdauer – mitunter „kurzweilig“ – sein können (Cornwall, 2004, S. 

83 f; Dietz, 2011, S. 105 f, 237). Ein Beispiel für relevante Strukturen sind Machtstrukturen, 

die in Zugangsvoraussetzungen zum Ausdruck kommen. Das heißt, Kontrolle darüber, wer 

überhaupt teilhaben darf oder von Teilhabe und Mitsprache ausgeschlossen wird. Weiters drü-

cken sich Machtstrukturen über Ordnungssysteme in diesen Partizipationsräumen aus. Diese 

können von flach bis steil hierarchisch organisiert sein und bedingen die Art und Weise der 

Teilhabemöglichkeiten. Partizipationsräume werden in der Regel von Akteur:innen für 
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bestimmte Zwecke genutzt, angeeignet oder geschaffen (Cornwall, 2004, S. 75; Cornwall, 

2002, S. 8). Cornwall unterscheidet in diesem Zusammenhang invited spaces of participation 

– das heißt, die von einer bestehenden Institution geschaffene Möglichkeit zu partizipieren (z.B. 

die Stimmabgabe bei einer Wahl) – von created spaces of participation; Created spaces of 

participation sind jene Beteiligungsräume, die von Akteur:innen selbstgestaltet und geschaffen 

werden (Cornwall, 2004, S. 78). Für die vorliegende Masterarbeit orientiere ich mich am Kon-

zept von Cornwall zu created spaces of participation. Dabei handelt es sich um Räume, die 

absichtlich so gestaltet und geschaffen werden, dass sie Partizipation von Menschen ermögli-

chen, die häufig aufgrund von Marginalisierung nicht in Entscheidungsprozesse einbezogen 

werden. Diese Räume können physisch sein, aber auch virtuell. Der Zweck von created spaces 

of participation ist, Menschen die Möglichkeit zu geben, zusammenzukommen, um ihre Sicht-

weisen und Erfahrungen auszutauschen oder sich im Kollektiv zu organisieren. Sie können in 

der politischen Öffentlichkeit wirksam sein oder informell fungieren (Cornwall, 2004, S. 78; 

Cornwall, 2002, S. 8). Gleichzeitig bedeutet ihre Existenz nicht automatisch eine Veränderung 

bestehender (Ungleichheits-) Strukturen politischer Partizipation in einer Gesellschaft (Dietz, 

2011, S. 104ff). In diesem Sinne verstehe ich Räume, in denen künstlerischer Ausdruck von 

Urban Citizens ohne Wahlrecht stattfindet, als created spaces of participation nach Cornwall. 

Kunst ermöglicht, neben rein ästhetischen Darstellungen, die Auseinandersetzung der Künst-

ler:innen mit ihnen wichtigen Themen einerseits und eine Reflexion der Betrachter:innen über 

diese andererseits. Durch diese Aspekte kann ein gesellschaftlicher Austausch bzw. Dialog ent-

stehen. Martin Krenn zitiert im Buchbeitrag „Zur Demokratisierung der Kunst“ die dreiteilige 

Typologie von Partizipationsaspekten an einem Kunstwerk der Kunstvermittlerin Silke Feld-

hoff: „erstens durch intellektuelle Partizipation im Sinne eines rationalen Verständnisses des 

Kunstwerks; zweitens durch körperliche Partizipation, etwa bei interaktiver Kunst, und drittens 

durch soziale Partizipation, welche das Bewusstsein steigert und soziale Prozesse initiiert (…)“ 

(Krenn, 2017, S. 241). „Ein Kunstwerk wird damit zu einer Akkumulation von Akteur:innen 

und Aktionen, die nicht nur verschiedene Arten der Teilhabe, sondern auch viele Individuen, 

Mitglieder und Anrainer:innen miteinander verbindet“ (Pilic, 2017, S. 373). Neben Cornwalls 

created spaces of participation bietet Nancy Frasers Konzept der subaltern counterpublics ei-

nen wichtigen Ansatzpunkt. Fraser knüpft dabei an die Habermas’sche Idee der Gegenöffent-

lichkeit (counterpublic) an, erweitert diese jedoch, indem sie betont, dass die öffentliche Sphäre 

von Ungleichheiten und Machtbeziehungen durchzogen ist und subalterne Gruppen oft von der 

öffentlichen Sphäre ausgeschlossen sind. Die subaltern counterpublics ermöglichen marginali-

sierten, subalternen Mitgliedern der Gesellschaft die Möglichkeit gegen dominierende Diskurse 
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anzukämpfen und ihre eigenen Interpretationen und Wahrheiten zur Sprache zu bringen. Unter 

subaltern counterpublics versteht Fraser parallele diskursive Arenen, in denen marginalisierte 

Gesellschaftsmitglieder (z.B. Frauen, BIPOC, LGTBIQ+, Non-Citizens, etc.) Gegenreden ein-

bringen, um oppositionelle Interpretationen ihrer Identitäten, Interessen und Bedürfnisse zu for-

mulieren. Dadurch erweitern sie den diskursiven Raum, indem sie Diskussionen über öffentli-

che Annahmen ermöglichen (Fraser, 1990, S. 67; Dietz, 2011, S. 104f). Frasers subaltern coun-

terpublics und Cornwalls created spaces of participation sind Konzepte, die dabei helfen Hand-

lungsräume, die durch künstlerische Ausdrucksformen von Urban Citizens ohne Wahlrecht ge-

schaffen werden, zu analysieren. 

 

3.3. Operationalisierung der Theorien 

 

Nach Vorstellung der theoretischen Grundlagen, auf die ich mich in meiner Masterarbeit stütze, 

folgt nun eine tabellarische Aufstellung deduktiver Oberkategorien, die ich aus diesen Theorien 

ableite. Meine Forschungsfrage zielt auf die Bedeutung von Kunst für politische Partizipation 

von Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht ab, um Bedeutungszuschreibungen, Wahrnehmungen 

und Zusammenhänge zu erfassen (Della Porta & Keating, 2008, S. 25ff). Die deduktiven Ober-

kategorien unterstützen dabei die induktiv aus dem Datenmaterial gewonnenen Kategorien in 

meinem theoretischen Rahmen einzuordnen und in Beziehung zu setzen. Die tabellarische Dar-

stellung gliedert sich in zwei Spalten: links jene der deduktiven Kategorien, die für meine For-

schung wichtig sind; rechts die Indikatoren, woran sich die Kategorien im empirisch erhobenen 

Datenmaterial erkennen lassen. Die Tabelle präsentiert eine Zusammenfassung deduktiver 

Oberkategorien, welche die theoretischen Grundlagen für meine Masterarbeit zur Rolle von 

Kunst bei der politischen Partizipation von Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht unterstützen. 

 

Kategorien Indikatoren 

Acts of 

Citizenship 

Acts of Citizenship umfassen individuelle oder kollektive Handlungen bzw. 

Praktiken des aktiven Einforderns bzw. Ausweitens von Teilhaberechten und 

Handlungsmacht (agency) (Isin & Wood, 1999). 

Meinem Verständnis nach sind sie erkennbar an individuellem oder kollekti-

vem Engagement, beispielsweise in lokalen Gemeinschaftsprojekten und in 

Initiativen bzw. selbst definierter Stadtbürger:innenbeteiligung. 
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Created 

Spaces of 

Participa-

tion 

Created Spaces of Participation umfassen eine Praxis bzw. einen Prozess der 

handelnden Akteur:innen zur Schaffung von Kommunikations- und Hand-

lungsräumen bzw. einem In-Dialog-treten (Cornwall, 2004). 

Meinem Verständnis nach sind konkrete Räume bzw. Handlungen daran er-

kennbar, dass sie von marginalisierten Gruppen bzw. Individuen geschaffen 

bzw. gesetzt werden oder für sie zugänglich sind, um sich auszutauschen, zu 

organisieren und ihrer Stimme Ausdruck zu verleihen. 

Subaltern 

Counter-

publics 

Subaltern Counterpublics bezeichnet die Möglichkeit für marginalisierte 

und/oder subalterne Gesellschaftsmitglieder sogenannte Gegenreden zum do-

minierenden Diskurs einzubringen, um dadurch gegen dominierende Diskurse 

anzukämpfen und ihre eigenen Interpretationen und Wahrheiten zur Sprache 

zu bringen (Fraser, 1990). 

Meinem Verständnis nach sind subaltern counterpublics daran erkennbar, dass 

Praktiken und Kommunikationswege gefunden werden, die von marginali-

sierten Gesellschaftsmitgliedern genutzt werden, um alternative Perspektiven 

zu dominanten Diskursen aufzuzeigen und ihre Stimmen zu erheben. 

Selbster-

mächtigung 

Selbstermächtigung (Empowerment) steht für das Wissen „mit eigenen Res-

sourcen die Umwelt und sich selbst gestalten zu können“ (Herriger, 2015, S. 

21) und somit den eigenen Lebensraum mitzugestalten. Meinem Verständnis 

nach handelt es sich um erkennbar konkrete Schritte die unternommen wer-

den, um Individuen und/oder Gemeinschaften dabei zu unterstützen, ihre Fä-

higkeiten, Ressourcen und Möglichkeiten zur Selbstbestimmung und zum 

Handeln zu stärken. Dies geschieht beispielsweise durch die Förderung von 

positiven Erfahrungen, dem Ermöglichen von kulturellem und kreativem Aus-

tausch, über soziale Netzwerke und die Beteiligung an Diskussionen. 

Identität Identität umfasst Zugehörigkeitsgefühl sowie die Identifikation mit dem Le-

bensmittelpunkt und ist geprägt von Aushandlungsprozessen, die zu einem 

Selbstverständnis bzw. einer Selbstkonstitution des handelnden Subjekts füh-

ren (Bauböck, 2003, S. 150f). 

Meinem Verständnis nach ist Identität erkennbar über die Selbstwahrneh-

mung der Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht zu ihrem Zugehörigkeitsgefühl, 

ihrer Lebenserfahrung und ihrer Verhaltensweisen, welche geprägt sind von 

kulturellen, sozialen und historischen Kontexten. 

Tabelle 1 Operationalisierung deduktiver Kategorien, (eigene Darstellung, 2024) 
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4. Methodisches Vorgehen und Geltungsanspruch 
 

Die Wahl der Methodik orientiert sich an meiner Forschungsfrage, welche meine Entscheidung 

für das Datenerhebungsverfahren wie die Wahl der Auswertungslogik dahingehend leitet. 

Ontologisch stütze ich mich auf den Ansatz des kritischen Realismus und folge epistemologisch 

einem post-positivistischen Relativismus. Ich gehe von der Annahme aus, dass es Strukturen 

gibt, welche die Handlungsspielräume und Entscheidungen der Akteur:innen beeinflussen und 

welche über mehrere Generationen sozialräumlich und gesellschaftsspezifisch entstanden sind. 

Menschliches Handeln basiert auf persönlichen wie kollektiven Erfahrungen. Unser Handeln 

ist von diesen Strukturen beeinflusst und demnach kontextgebunden zu verstehen. Soziale 

Wirklichkeiten und sich daraus ergebende Handlungsräume werden von den Akteur:innen pro-

duziert. Das bedeutet auch, dass sich soziale Strukturen und Wirklichkeiten mit den sich daraus 

ergebenden Handlungsspielräumen verändern lassen (Pühretmayer, 2013, S. 218ff; Della Porta 

& Keating, 2008, S. 23f; Flick, von Kardorff, & Steinke, 2000, S. 20). 

Auf meiner Forschungsfrage aufbauend gehe ich – methodologisch gesehen – interpretativ qua-

litativ vor, um Bedeutungszuschreibungen und Zusammenhänge zu verstehen (Della Porta & 

Keating, 2008, S. 25ff). Mein Forschungsdesign folgt einer empirisch orientierten Untersu-

chung, wobei ich forschungslogisch qualitative Erhebungsmethoden anwende, um subjektive 

Wirklichkeiten und Deutungsmuster meiner Interviewpartner:innen zu erfahren. Das heißt ihre 

sozialen Wirklichkeiten und Bewusstseinsvorgänge zu verstehen und zu klären, welche künst-

lerischen Ausdrucksformen sie warum nutzen und welche Bedeutung meine Inter-

viewpartner:innen ihrer Kunst für ihre politische Partizipation zuschreiben. Ich habe mich für 

eine instrumentelle Einzelfallstudie entschieden (vgl. Kapitel 1.3.), um die aus der Theorie ge-

wonnene Hypothese zu überprüfen, dass Kunst Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht, als Aus-

drucksform dient, die ihnen Handlungsräume politischer und sozialer Teilhabe auf urbaner 

Ebene im städtischen Raum bietet. Mich interessiert, wie die Schaffung neuer Handlungsräume 

über Kunstformen Non-Citizens die Möglichkeit bietet, ihre Stimmte hörbar zu machen und 

mit Citizens wie politischen Institutionen in Dialog zu treten. Kunst kann dabei in Form von 

acts of citizenship selbstermächtigend wirken. Obwohl mein Fokus auf dem Einzelfall des aus-

gewählten Projekts in Wien liegt ist es mein Ziel, allgemeinere Schlussfolgerungen zu ziehen, 

die auf ähnlich gelagerte Fälle in vergleichbaren Kontexten zutreffen (Flick, von Kardorff, & 

Steinke, 2000, S. 14; Schlichte & Sievers, 2015, S. 73 f). 

Mein Forschungsdesign ist qualitativ empirisch angelegt. Somit setzt sich meine Datengrund-

lage aus Primärdaten zusammen, die ich in erster Linie anhand von Interviews 
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zusammengetragen habe und vereinzelt durch Beobachtungen und Gedankenprotokolle infor-

meller Gespräche ergänze. Die so gesammelten Daten sind kontextabhängig zu betrachten. Das 

bedeutet, dass einzelne Aussagen in den Interviews als Teil breiterer Erzählungen zu sehen sind 

und die Analyse der, in transkribierten Text gegossenen, Wortäußerungen findet entlang der 

Gesamtaussage der jeweiligen Interviews statt (Flick, von Kardorff, & Steinke, 2000, S. 23). 

Die weitere analytische Bearbeitung der Primärdaten folgt der qualitativen Inhaltsanalyse nach 

Mayring: Kategorisierung, Clusterung und Interpretation (Mayring & Fenzl, Qualitative 

Inhaltsanalyse, 2022). 

 

4.1. Gütekriterien 

 

In der qualitativen Sozialforschung kann kein der quantitativen Forschung vergleichbarer Stan-

dardisierungsgrad erreicht werden. Dennoch ist die intersubjektive Nachvollziehbarkeit des 

Forschungsprozesses in der qualitativen Forschung zu gewährleisten. Um dem Gütekriterium 

der intersubjektiven Nachvollziehbarkeit nachzukommen, lege ich großen Wert auf eine aus-

führliche Dokumentation des gesamten Forschungsprozesses sowie eine ausführliche Begrün-

dung der gewählten methodischen Vorgehensweise. Hierzu zählt auch die Offenlegung des 

Forschungsvorhabens gegenüber meinem Forschungsfeld (Helfferich, 2022, S. 878 f). Zusätz-

lich bediene ich mich des Konzepts der Triangulation nach Denzin (1970), um den multiplen 

Facetten meines Untersuchungsgegenstands gerecht zu werden. Dabei kombiniere ich – ent-

sprechend der within-method – bei meinen leitfadengestützten Interviews Erzählaufforderun-

gen, („Welche Themen bearbeitest Du im Rahmen des Projekts?), mit Fragen nach allgemeinen 

Zusammenhängen, („Wie siehst du das Verhältnis von Kunst/künstlerischen Ausdrucksformen 

& Politik?“), um unterschiedliche Blickwinkel auf meinen Gegenstand (subjektives Verständ-

nis von Kunst als Mittel zur politischen Partizipation) zu erhalten (Flick, 2022, S. 540). Durch 

diese Vorgehensweise möchte ich auf der einen Seite den Erhebungsprozess meiner Daten 

transparent gestalten und auf der anderen Seite meine Analyse, Interpretation und Synopse 

nachvollziehbar machen (Flick, 2022, S. 544; Schlichte & Sievers, 2015, S. 70 f). Zu diesem 

Zweck nutze ich die Datenauswertung der systematischen und strukturierten qualitativen In-

haltsanalyse nach Philipp Mayring, um eine intersubjektive Nachvollziehbarkeit zu gewährleis-

ten (Mayring, 2022; Mayring & Fenzl, 2022). Zudem setze ich mich in nachfolgendem Unter-

kapitel 4.4. reflexiv mit meiner Rolle als Forscherin im Forschungsprozess auseinander, um die 

Reliabilität zu unterstützen (Flick, 2022, S. 534ff). Wie schon zu Beginn erwähnt ist qualitative 

Sozialforschung durch Transparenz und Interpretation gekennzeichnet. Transparenz 



 

27 
 

hinsichtlich des Forschungsdesigns und der gewählten Methode sowie der Vorgehensweise bei 

der Auswertung des gesammelten Datenmaterials. Insofern ist es der Anspruch in dieser Arbeit, 

den genannten Gütekriterien durch Offenheit und Reflexion  gerecht zu werden (Flick, 2022). 

 

4.2. Sample und Datenerhebung 

 

Zur Veranschaulichung und besseren Nachvollziehbarkeit erläutere ich die einzelnen Arbeits-

schritte meiner Interviewplanung. Zunächst musste ich klären, welche Daten ich für meinen 

Forschungsgegenstand zu politischer Partizipation von Urban Citizens ohne österreichische 

Staatsbürgerschaft erheben möchte und welche Datenerhebungsmethode in weiterer Folge die 

Passende ist. Nachdem es mir um die Erhebung und Rekonstruktion von subjektiven Bedeu-

tungen und Sichtweisen meiner Zielgruppe ging (um daraus auf größere Deutungsmuster zu 

schließen), folgte die Erkenntnis der Notwendigkeit qualitativer Interviews mit der Zielgruppe. 

Da es sich um problemzentrierte Interviews handelte, war die Erstellung eines Gesprächsleitfa-

dens mein nächster Schritt, der einerseits genügend Offenheit und andererseits ausreichend 

Struktur für das Interview bot (Helfferich, 2011, S. 168 ff). Darauf folgte die Vorbereitung eines 

Informationsblattes und eines Musters für die Einwilligungserklärungen, um die datenschutz-

rechtlichen Vorgaben im Rahmen der Datenerhebung einzuhalten. Nach Bestimmung der Stich-

probe für die leitfadengestützten Interviews ging es in einem nächsten Schritt um die Akquise 

der Interviewpartner:innen. Zur Bestimmung der Stichprobe war es nötig, sich Gedanken über 

die Verallgemeinerbarkeit der empirisch erhobenen Daten zu machen (Helfferich, 2011, S. 171 

f). Anders als bei quantitativen Datenerhebungen kommt es bei qualitativen Datensammlungen 

nicht auf das Kriterium der Repräsentativität der Stichprobe an, sondern auf die „Rekonstruk-

tion typischer Muster“ (Helfferich, 2011, S. 173). Somit erfolgte schrittweise eine Einschrän-

kung auf die Altersgruppe von Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen 16 und 25 Jah-

ren, die sich aus der Teilnehmer:innenspezifikation des untersuchten Einzelfalles ergab, sowie 

eine Einschränkung auf Workshopleiter:innen, welche die angebotenen Workshops der künst-

lerischen Ausdrucksformen im Projekt steuerten und die in die vorab bestimmte Zielgruppe der 

Urban Citizens ohne österreichische Staatsbürgerschaft fielen. Nach Durchführung der Inter-

views überprüfte ich schließlich erneut die Heterogenität der Interviewpartner:innen und ob 

ausreichend differenzierte Merkmale vorlagen. Dabei handelte es sich um die Merkmale: Alter, 

Geschlecht/Gender, Aufenthaltsstatus, Teilnehmer:innen und Workshopleiter:innen (allen In-

terviewpartner:innen ist gemein, dass sie keine österreichischen Staatsbürger:innen sind). Wie 

Helfferich schreibt, liegt der Fokus darauf, „eine enge Fassung der Gruppe, um die es gehen 
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soll, eine breite Variation innerhalb dieser Gruppe und zum Schluss möglicherweise noch ein-

mal eine Verengung der Gruppendefinition und damit eine Limitation der Aussagekraft“ zu 

erreichen. (Helfferich, 2011, S. 174). Letztendlich wird der Sättigungsgrad eine Aussage über 

die notwendige Größe des Samples zulassen. Sofern Interviews keine neuen Informationen lie-

fern, kann von einer ausreichend großen Stichprobe ausgegangen werden (Helfferich, 2011, S. 

174 f). Bei der Auswahl meiner Interviewpartner:innen achtete ich daher auf Ausgewogenheit 

der Anzahl der Teilnehmer:innen im Verhältnis zu den Workshopleiter:innen, Differenziertheit 

nach Geschlecht/Gender sowie Alter. Ich betrachtete meine Interviewpartner:innen als Ex-

pert:innen für die spezifische Konstellation von Urban Citizens ohne Wahlrecht, die künstle-

risch tätig sind. 

Zur Beantwortung meiner Forschungsfragen stützte ich mich auf eigens zu diesem Zweck aus-

gearbeitete „teilnarrative“ Interviewleitfäden, die sich aus einer Mischform von strukturiertem 

Interview mit narrativen Elementen ergaben (Helfferich, 2011, S. 177). Diese Leitfäden dienten 

der Vorabplanung und -strukturierung des Interviewablaufs in der künstlich konstruierten Situ-

ation des Interviews und der durch diese zugewiesenen Rollenzuschreibungen von Intervie-

wer:in und Interviewpartner:in beim problemzentrierten Interview. Es handelte sich dabei um 

eine bewusste Intervention und Steuerung des Gesprächsverlaufs, um diesen einerseits for-

schungspragmatisch bedingt bei der forschungsleitenden Thematik zu halten und andererseits 

eine gewisse Vergleichbarkeit der erhobenen Daten zu gewährleisten. Dabei kombinierte ich in 

Form von Stichworten vorformulierte Fragen mit sich situativ ergebenden Nachfragen 

(Helfferich, 2022, S. 875 ff). 

Die Fragengenerierung erfolgte gemäß SPSS-Logik von Helfferich. In einem ersten Schritt 

wurden alle Fragen, die zu dem Forschungsgegenstand und Forschungsinteresse in den Sinn 

kamen, wie bei einem Brainstorming, aufgeschrieben, ohne dabei auf die Formulierung zu ach-

ten. In einem zweiten Schritt wurde die erstellte Fragensammlung analysiert. Während dieser 

Analyse erfolgte eine Streichung jener Fragen, die entweder nur Fakten abfragten und denen 

somit der Aspekt der Offenheit fehlte, oder auf die Bestätigung von Informationsgehalt abziel-

ten, der sich bereits aus dem theoretischen Vorwissen ergab. In diesem Schritt wurde bei den 

übrigbleibenden Fragen an der Formulierung gefeilt, sodass eine möglichst offene, erzählgene-

rierende Frage entstand. Bei Schritt drei wurden die Fragen sortiert, das heißt nach Kriterien 

geordnet, die das Interview strukturierten. Dabei achtete ich darauf, maximal drei Themen-

schwerpunkte zu generieren, um das Interview in einem zeitlich überschaubaren Rahmen zu 

halten. Schließlich wurde für jeden Themenfragenkomplex eine Erzählaufforderung formuliert, 

die idealerweise dazu beitrug, offene Antworten auf möglichst viele der aufgeschriebenen 
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Fragen eines Aspekts einzuleiten, die durch gezieltes Nachfragen verbreitert werden konnten 

(Helfferich, 2011, S. 182 ff; Mayring, 2022, S. 55). Gleichzeitig war ich bemüht, die Gesprächs-

situation in ein Gespräch mit dialogischem Charakter übergleiten zu lassen, um eine möglichst 

entspannte und vertrauensvolle Atmosphäre zu schaffen. Der Leitfaden unterstützte dabei, das 

Gespräch „so offen wie möglich, so strukturierend wie nötig“ (Helfferich, 2022, S. 876) zu 

halten, um aus den so erhobenen Daten Antworten auf die forschungsleitenden Fragen generie-

ren zu können. Mit den leitfadengestützten Interviews zielte ich auf die Erhebung der situativen 

subjektiven Wahrheiten meiner Interviewpartner:innen ab, die sich aus den persönlichen Erleb-

nissen und Erfahrungen ergeben. Die so erhobenen Primärdaten sind naturgemäß als „Text-im-

spezifischen-Entstehungskontext“ (Helfferich, 2022, S. 878), das bedeutet entsprechend situa-

tiver Logiken, zu verstehen. Da mein Forschungsinteresse in der Generierung von empirischen 

Daten zu subjektiven Deutungen politischer Partizipation und der Wahl künstlerischer Aus-

drucksformen in diesem Zusammenhang liegt, habe ich die Interviewleitfäden offener gestaltet, 

um Raum für subjektive Begriffsdefinitionen und das subjektive Verständnis von Kunst als 

Ausdrucksform und Sprachrohr zu schaffen (Helfferich, 2022, S. 879). 

Meine Datengrundlage setzt sich somit aus insgesamt elf Interview-Transkripten zusammen. 

Die Interviews führte ich entweder persönlich oder schriftlich in deutscher sowie englischer 

Sprache, bei einem Interview wurde ein Dolmetscher herangezogen (vgl. Abbildung 1). Der 

Ort der Interviews variierte. Alle Interviews wurden in Wien durchgeführt. Meine Interviews 

habe ich (auf Ansuchen einiger Interviewteilnehmer:innen) anonymisiert. Somit bezeichne ich 

die Befragten mit den Kürzeln P1 bis P11. Die folgende tabellarische Aufstellung enthält eine 

Auflistung meiner elf Interviews und gliedert sich in sechs Spalten: Interviewpartner:innen, 

Position im Projekt, Datum des Interviews, Ort des Interviews, Dauer des Interviews und die 

Sprache, in welcher ich das Interview jeweils durchgeführt habe. 
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Interview-Aufstellung 

 

Inter-

viewpartner:innen 

Position Datum Ort Dauer Sprache 

P1 Teilneh-

mer:in 

12.05.2023 Telefonin-

terview 

00:25:46 Deutsch 

P2 Teilneh-

mer:in 

15.05.2023 1020 Wien 00:29:47 Deutsch 

P3 Work-

shopleiter:in 

15.05.2023 1190 Wien 00:43:30 Deutsch 

P4 Work-

shopleiter:in 

23.05.2023 1090 Wien 00:23:41 Englisch 

P5 Work-

shopleiter:in 

25.05.2023 1030 Wien 00:36:11 Englisch 

P6 Work-

shopleiter:in 

30.05.2023 1150 Wien 00:30:18 Deutsch 

P7 Teilneh-

mer:in 

06.05.2023 1210 Wien 00:30:42 Deutsch + 

Dolmetsch 

P8 Work-

shopleiter:in 

09.06.2023 1220 Wien 00:34:06 Deutsch 

P9 Teilneh-

mer:in 

16.06.2023 1150 Wien 00:34:50 Deutsch 

P10 Work-

shopleiter:in 

23.06.2023 Schriftlich k.A. Deutsch 

P11 Teilneh-

mer:in 

23.06.2023 Schriftlich k.A. Deutsch 

Tabelle 2 Aufstellung der Interviews, (eigene Darstellung, 2024) 

 

4.3 Datenauswertung und Datenanalyse 

 

Die geführten Interviews habe ich transkribiert, um das gesprochene und aufgenommene Wort 

in schriftliche Textform überzuführen. Um das so generierte Material zu interpretieren, nutzte 

ich die Methode der qualitativen Inhaltsanalyse nach Philipp Mayring. Diese Methode ist in-

tersubjektiv nachvollziehbar, da sie regelgeleitet vorgeht. Dennoch handelt es sich um eine qua-

litativ-interpretative Auseinandersetzung mit Texten. Durch diese Art der Textanalyse ist es 

möglich, manifeste und latente Inhalte sowie subjektive Bedeutungen zu eruieren. 

In einem ersten Schritt erstellte ich ein Kategoriensystem aus mehreren Kategorien, die in erster 

Linie theoriegeleitet-deduktiv orientiert sind. Eine Kategorie entspricht einem Analyseaspekt, 

der in Form einer Kurzformulierung festgehalten wird (Mayring & Fenzl, Qualitative 

Inhaltsanalyse, 2022, S. 691ff; Mayring, 2022). Mithilfe dieses Kategoriensystems untersuchte 

ich die transkribierten Interviews systematisch. Jede deduktiv-orientierten Kategorie definierte 

ich vorab (vgl. 3.3). Dies diente der Operationalisierung der theoretisch hergeleiteten 
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Kategorien. Die Operationalisierung ist nötig, um die deduktive Kategorie in dem qualitativen 

Datenmaterial zu erkennen. Nach dieser Definition wies ich jeder deduktiven Kategorie ein 

Ankerbeispiel aus den transkribierten Interviews zu (Mayring & Fenzl, 2022, S. 696f).  

 

Kategorien Ankerbeispiel 

Acts of 

Citizenship 

"Also für mich ist, glaube ich, eigentlich nicht die Kunstform Theater, sondern 

ich mache das Ganze schon eher als politischer Aktivist. (...) Weil ich glaube, 

dass das Theater der Unterdrückten als politische Philosophie und als Rahmen 

für gesellschaftliche Verständigung besonders effektiv ist" (Interview 3, Z: 

19-21) 

Created 

Spaces of 

Participation 

“It was a way of the democratization of the rehearsal space that every person 

in one creative process can give their own voice inside of it. So, it has more. 

it's more effective, I guess, in a way, when every person in one project uses 

their own voice in the performance” (Interview 4, Z: 81-84). 

Eigene Übersetzung: “Es war eine Art der Demokratisierung des Proberaums, 

in dem jede Person in einem kreativen Prozess ihre eigene Stimme darin ein-

bringen kann. Es bietet mehr. Es ist wohl effektiver, wenn jede Person in ei-

nem Projekt ihre eigene Stimme in der Aufführung einbringt. 

Subaltern 

Counter-

publics 

„Also wo kann ich denn sonst irgendwas über politische Sachen, die uns als 

Flüchtlinge betreffen, so reden? Nirgends so eigentlich und niemand interes-

siert sich für so was. Eigentlich. Aber wenn wir einen Film drehen und dann 

Leuten zeigen, den Leuten zeigen, dann ist es schon interessant. (…) Und 

eben, wie gesagt, ich wusste es nicht, dass das dann so etwas verändern wird“ 

(Interview 3, Z: 30-36). 

Selbster-

mächtigung 

„Aber ja, auch, um sie ein bisschen zu aktivieren oder ihnen ein bisschen dabei 

zu helfen, zu sehen, was in ihnen steckt, was sie vielleicht selbst noch nicht 

kennen. Um über kreative Tools ihre Meinung auszudrücken, ihnen eine Platt-

form zu bieten. Dabei erhalten die Teilnehmenden das Angebot eines positi-

ven persönlichen Narrativs und ein identitätsstärkendes Gefühl der Selbst-

wirksamkeit im Kollektiv" (Interview 6, Z:24-30). 

Identität “But, you know, I'm really living here in Vienna and I feel, you know, it's my 

city. You know, I'm really super active in the city and in the art scene. I feel 

it is my home but also the home needs to accept you as part of it. And this is 

still difficult“ (Interview 5, Z: 49-51). 
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Eigene Übersetzung: „Aber ich lebe hier in Wien und ich fühle, dass es meine 

Stadt ist. Ich bin sehr aktiv in der Stadt und in der Kunstszene in der Stadt. 

Ich fühle, dass die Stadt mein Zuhause ist, aber auch das Zuhause (Anm. die 

Stadt) muss dich als Teil von sich akzeptieren. Und das ist immer noch 

schwierig.“ 

Tabelle 3 Verknüpfung der deduktiven Kategorien mit Ankerbeispielen aus dem Datenmaterial, (eigene Darstellung, 2024) 

 

Während ich die Transkripte systematisch durchging, ergänzte ich die theoriegeleitete deduk-

tive Kategorienliste um induktiv aus dem Material gewonnene Kategorien. Diese induktiv aus 

dem Material gewonnenen Kategorien unterstützen die deduktiven Kategorien. Dabei paraphra-

sierte ich relevante Textpassagen zunächst, um sie auf das Wesentliche zu reduzieren und mir 

einen Überblick zu verschaffen. Anschließend ordnete ich diese Textpassagen induktiven Ka-

tegorien zu (Mayring, 2022, S. 65ff). Die induktive Kategorienbildung erfolgte daher in einem 

zirkulären Prozess, der die identifizierten Interviewpassagen zunehmen abstrahierte und verfei-

nerte. In der qualitativen Inhaltsanalyse nach Philipp Mayring gibt es zwei Möglichkeiten, 

schließlich die Nachvollziehbarkeit der Kategorienbildung zu überprüfen. Eine Möglichkeit, ist 

die Inter-Coder-Übereinstimmung. Bei dieser gibt es eine zweite forschende Person, welche die 

Transkripte ebenfalls kodiert und die Übereinstimmung der Kodierungen beider Forscher:innen 

als Maßstab für die Objektivität betrachtet wird. Eine Inter-Coder-Überprüfung war in meiner 

Forschung nicht zielführend, da ich einerseits alleine geforscht habe und andererseits Objekti-

vität kein ausschlaggebendes Kriterium für die Bewertung der Nachvollziehbarkeit ist. Nach 

Mayring und Fenzl ist grundsätzlich naturgemäß keine vollständige Übereinstimmung bei einer 

induktiven Kategorienbildung möglich. Ich entschied mich daher für die zweite Art zur Über-

prüfung der Nachvollziehbarkeit, der Intra-Coder-Übereinstimmung. Dabei ging ich das Da-

tenmaterial nach Abschluss der Kategorienbildung erneut analytisch durch, ohne dabei die zu-

vor zugewiesenen Kategorien zu berücksichtigen. Durch die doppelte Analyse wird überprüft, 

ob die Kategorienbildung zuverlässig ist oder die Ergebnisse signifikant abweisen. Wäre das 

der Fall gewesen, hätte ich das Kategoriensystem nochmals überarbeiten müssen (Mayring & 

Fenzl, 2022, S. 695). Die einzelnen Schritte der Kodierung führte ich in der von Philipp May-

ring als Webapplikation zur Verfügung gestellten Software QCAMap durch (Mayring & Fenzl, 

2022, S. 697f).8 

 

 
8 Nähere Ausführungen über die Entscheidung für diese Software finden sich in Kapitel 4.4. 
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Abbildung 1 Screenshot meiner Kodierung in der Webapplikation QCA von Philipp Mayring, (eigene Darstellung, 2024) 

 

So verband ich die deduktiv abgeleiteten Kategorien mit induktiv generierten Kategorien 

(Mayring & Fenzl, 2022, S. 552). Der Code-Baum wird, materialgeleitet mithilfe beschriebener 

zirkulärer Vorgehensweise, weiterentwickelt und im Sinn der Offenheit gegenüber dem Mate-

rial angepasst. Dabei folgte ich einer hierarchischen Ordnung aus Ober- und Unterkategorien, 

die den sogenannten Code-Baum ergeben. Bei den Oberkategorien handelt es sich um die de-

duktiv generierten Kategorien, während die Unterkategorien induktiv aus dem Datenmaterial 

gewonnen werden (Mayring & Fenzl, 2022, S. 694). Die minimale Kodiereinheit umfasst zu 

diesem Zweck zumindest „klare bedeutungstragende Elemente im Text“ (Mayring, 2022, S. 

87), welche in die Kontexteinheit des gesamten Interviews eingebettet werden. Anhand dieser 

Regeln ordnete ich die einzelnen Kategorien konkreten Textstellen zu. Ich ging das Material in 

weiterer Folge mehrmals durch, wodurch es zur Überarbeitung des Code-Baums kommt, bis 

dieser final feststeht (Mayring & Fenzl, Qualitative Inhaltsanalyse, 2022, S. 694ff; Mayring, 

2022, S. 87ff). In einem nächsten Schritt schaute ich, welche Kategorien mehreren Textstellen 

zugeordnet werden können. Das Ergebnis der Kodierung gibt so zusätzlich Auskunft über Ka-

tegorienhäufigkeiten. Aus dieser Kodierung ist eine Strukturierung des Materials anhand des 

Code-Baums ersichtlich (Mayring, 2022, S. 95ff). 
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Deduktive 

Oberkategorien 

Induktive 

Unterkategorien 

Häufig-

keit 

Acts of Citizenship  48 

 Kunst als politischer Ausdruck 17 

 Kunst als Überlebensmethode 4 

 Kunst als Form des Aktivismus 16 

 Kritische Kunstpraxis 11 

Created Spaces of  

Participation 

 47 

 Kunst als Mittel zur gesellschaftlichen Beteiligung 13 

 Kunst als Mittel zur partizipativen Ermächtigung 25 

 Symbol für Pluralität 9 

Identität  49 

 Kunst als Ausdruck des Selbst 11 

 Politische Dimension von Identität 17 

 Kunst als Mittel zur Mitteilung 21 

Selbstermächtigung  29 

 Vorbildfunktion 5 

 Veränderungskraft 8 

 Soziale Verantwortung 16 

Subaltern Counterpublics  14 

Gesamt 187 

Tabelle 4 Code-Baum bestehend aus Ober- und Unterkategorien sowie Angaben zur Häufigkeit einzelner Kategorien, (eigene 
Darstellung, 2024) 

 

Der Code-Baum zeigt eine Gliederung in fünf deduktive Oberkategorien, denen ich jeweils 

induktiv, aus dem Material gewonnene, Unterkategorien zugeordnet habe. Insgesamt habe ich 

187 relevante Textpassagen kodiert, davon entfallen 48 auf die Oberkategorie Acts of Citi-

zenship, 47 auf die Oberkategorie Created Spaces of Participation, 49 auf die Oberkategorie 

Identität, 29 auf die Oberkategorie Selbstermächtigung und 14 auf die Oberkategorie Subaltern 

Counterpublics. Im Rahmen der Interpretation, bettete ich diese Sammlung von Textstellen un-

ter Kategorien im Kontext des Gesamtinterviews und in die theoretische Grundlage ein, um 

eine Antwort auf die Forschungsfrage zu geben (Schlichte & Sievers, 2015, S. 81 ff). Ziel der 
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Interpretation ist somit eine zusammenfassende, verallgemeinerbare Darstellung des auf das 

Wesentliche reduzierten Datenmaterials (Mayring, 2022, S. 66). 

 

4.4. Methodische Reflexion 

 

Im Folgenden reflektiere ich über meine Vorgehensweise und Herausforderungen im Rahmen 

meines Forschungsprozesses. Dies dient einerseits der Erläuterung, wie ich mit diesen Heraus-

forderungen umgegangen bin und andererseits der Darstellung meiner Position als Forscherin. 

Letzterem messe ich eine große Bedeutung zu, da qualitative Forschung kein neutraler Vorgang 

ist, sondern die forschende Person in bestehende Strukturen eingebettet ist und eine sie beein-

flussende Sozialisierung erfahren hat. Qualitative Forschung und wissenschaftliches Arbeiten 

an sich ist somit stets an die forschende Person und deren Einschätzungen gebunden, welche 

kritisch zu reflektieren sind (Dannecker & Englert, 2014, S. 14). Gleichzeitig ist die Berück-

sichtigung des Einflusses der forschenden Person auf ihr Forschungsfeld und den Forschungs-

gegenstand kein Widerspruch für die Wissenschaftlichkeit der Forschung, sondern Ausdruck 

von Transparenz und Reflexion. Dadurch werden qualitative Forschung und ihre Ergebnisse 

nachvollziehbar (Pillow, 2003, S. 178f). Reflexion der forschenden Person ist meines Erachtens 

ein Qualitätsmerkmal für eine Forschungsarbeit. 

Die Beantwortung meiner Forschungsfrage bedingt ein interpretativ, qualitatives Vorgehen, da 

es mir um die Bedeutungszuschreibungen und Deutungen geht, welche Stadtbürger:innen ohne 

Wahlrecht Kunst für ihre politische Partizipation beimessen (Della Porta & Keating, 2008, S. 

25ff). Der Untersuchungsgegenstand waren demnach Urban Citizens, die ihren Lebensmittel-

punkt in Wien haben und mangels österreichischer Staatsbürgerschaft vom Wahlrecht sowie 

weiteren direkt demokratischen Partizipationsformen ausgeschlossen sind und bereits in Kon-

takt zu Kunst als Ausdrucksform gekommen sind. Um dies im Rahmen meiner Masterarbeit 

umzusetzen galt es einen kritischen Fall zu finden, der schließlich stellvertretend für vergleich-

bare Fälle stehen kann. In diesem Zusammenhang habe ich einige in Wien stattfindende Parti-

zipationsprojekte recherchiert deren Teilnehmer:innen in Wien lebende Bürger:innen sind und 

die mit künstlerischen Medien als Ausdrucksformen arbeiten, um Begegnungsmöglichkeiten 

zu schaffen (Krenn & Morawek, 2017, S. 239, 257f). Zum Zeitpunkt meiner Fallrecherche gab 

es einige Projekte in Wien, welche den Kriterien meines kritischen Falls genügten und unter 

vergleichbaren Voraussetzungen in einer ähnlichen Form in einer anderen Stadt als Wien oder 

auch in einem anderen Land als Österreich stattfinden hätten können. Meine Entscheidung fiel 

letztlich auf das Förderprojekt „Demokratie, was geht?“ des Kollektivs Gleisdreieck, da dieses 
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Partizipationsprojekt inhaltlich alle meine Kriterien erfüllte und von seinem zeitlichen Projekt-

plan ausgezeichnet zu meinem Forschungszeitplan passte. Die Kontaktaufnahme zur Projekt-

leitung verlief ohne Probleme und die phasenweise Begleitung des Projekts und einzelner 

Kunstworkshops funktionierte – Dank Unterstützung der Projektleitung – ohne Hindernisse. 

Während meiner Forschungsarbeit im Feld kommunizierte ich den Teilnehmer:innen, wie auch 

den Projektmitarbeiter:innen gegenüber transparent, was die Gründe für meine Anwesenheit 

waren. Im Rahmen der Feldbegleitung ging ich aktiv auf Teilnehmer:innen zu, die in mein 

Sample passten. Auch in der Auswahl meines Samples folgte ich der von Helfferich beschrie-

benen Vorgehensweise und legte meinen Fokus darauf, eine möglichst enge Gruppe zu definie-

ren um die es gehen sollte, um innerhalb dieser Gruppe eine möglichst breite Variation an In-

terviewpartner:innen zu haben, um eine entsprechende Sättigung zu erreichen (vgl. Helfferich, 

2011, S. 174f). Nähere Ausführungen zur Zusammensetzung der Gruppe meiner Inter-

viewpartner:innen finden sich in Kapitel 4.2. Die einzelnen Interviews bahnte ich durch Beglei-

ten der Projektworkshops an. 

Um die nötigen Daten zu erheben, habe ich schließlich leitfadengestützte teilnarrative Inter-

views geführt. Zur besseren Nachvollziehbarkeit erstellte ich einen Interviewleitfaden. Dies 

hatte den Zweck, Nachvollziehbarkeit und einen gewissen Standardisierungsgrad zu erhalten. 

In diesem Sinne orientierte ich mich – basierend auf eigenen positiven Erfahrungen – an Cor-

nelia Helfferichs Prozess zur Leitfadengenerierung (vgl. Helfferich, 2011, S. 177f und vgl. 

Helfferich, 2022, S. 875ff). Die SPSS- Logik zur Fragenformulierung von Helfferich empfinde 

ich in dem Zusammenhang als äußerst wertvoll. Vom ersten Brainstorming der Fragen bis zur 

finalen Version des Interviewleitfadens brauchte ich einige Rückkoppelungsschleifen. Diese 

Vorgehensweise ist naturgemäß etwas aufwendiger, gab mir jedoch während der Interviews 

Sicherheit und bot gleichzeitig die Möglichkeit, flexibel auf – von den Interviewpartner:innen 

– eingebrachte Inhalte einzugehen oder relevante Aspekte zu vertiefen. Nach elf Interviews 

hatte ich eine ausreichende Sättigung zur Beantwortung meiner Forschungsfrage im Rahmen 

meiner Masterarbeit erreicht. Die Interviews führte ich vorzugsweise persönlich, um sowohl 

für meine Interviewpartner:innen als auch mich eine entspannte und vertrauensvolle Atmo-

sphäre zu schaffen. Zwei der elf Interviews konnten aufgrund von Terminschwierigkeiten nur 

schriftlich geführt werden. Das bringt natürlich den Nachteil mit sich, dass nicht in der Form 

Rückfragen gestellt werden können, wie dies bei einem persönlichen Interview der Fall ist. 

Dennoch haben auch diese beiden Interviews einen Mehrwert für meine Forschung gebracht. 

Die Sprache der Interviews variierte zwischen Deutsch und Englisch, abhängig davon, womit 

sich meine Interviewpartner:innen wohler fühlten. Bei einem Interview wurde auf eine:n 
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Dolmetscher:in zurückgegriffen, der/die im Rahmen des Partizipationsprojekts zur Verfügung 

stand. Zunächst hatte ich Bedenken ein Interview mit einer/einem Dolmetscher:in zu führen da 

ich unsicher war, ob dies die Interviewantworten stark verzerren würde. Meine Bedenken waren 

schließlich unbegründet. 

Meine geführten Interviews transkribierte ich unter Verwendung des Softwareprogramms f4, 

was die Transkription erleichterte und beschleunigte. Dennoch nahm die Transkription einen 

recht langen Zeitraum ein – verglichen mit der Akquise der Interviewpartner:innen und der 

Durchführung der Interviews. Zur Datenauswertung selbst sei an dieser Stelle erwähnt, dass es 

mehrere Möglichkeiten gibt, um transkribierte Interviews auszuwerten. Im Rahmen meiner 

Masterarbeit habe ich, wie erwähnt, elf Interviews durchgeführt. In Anbetracht meines gewähl-

ten qualitativen Forschungsvorgehens und dem Umfang des Datenmaterials habe ich mich für 

eine computergestützte Auswertung entschieden. Zur Auswahl standen mehrere Softwarepro-

gramme, um die Datenanalyse vorzunehmen. Basierend auf mitunter organisatorischen Fakto-

ren fiel meine Entscheidung letztlich auf die Software QCA Map, die von Philipp Mayring zur 

Verfügung gestellt wird (vgl. Mayring & Fenzl, 2022, S. 697f). Diese Software ist meines Er-

achtens gut eignet, um das aus den Interviews gewonnene transkribierte Datenmaterial zu ko-

dieren und wird zudem zum aktuellen Zeitpunkt als kostenfreie Webapplikation angeboten. Das 

erleichtert den Zugang zum Softwareprogramm im Rahmen der Datenanalyse wesentlich. Als 

zeitintensiv empfand ich die Erstellung des Code-Baums und als herausfordernd die Zuweisung 

von Ankerbeispielen aus den Transkripten der Interviews zu den deduktiv aus der Theorie ge-

wonnenen Oberkategorien, wie Mayring dies vorschlägt (vgl. Mayring & Fenzl, 2022, S. 696f). 

Im Anschluss an die Kodierung der Interviewstellen besteht die Möglichkeit, Oberkategorien 

zuzuweisen und das Ergebnis tabellarisch zur Weiterbearbeitung zu exportieren. Als ausbaufä-

hig erachte ich einerseits die Darstellung des zirkulären Vorgehens der induktiven Kodierung 

an den Transkripten und andererseits die Darstellung der deduktiven Kategorienbildung. Hilf-

reich wäre gewesen, wenn die einzelnen Durchgänge der Kodierung optisch besser aufbereitet 

in der Webapplikation dargestellt und weitere Abstraktionen der induktiven Kategorienbildung 

visualisiert sowie die Transkripte inklusive der Kodierungen an den ausgewählten Stellen her-

untergeladen werden könnten. Dies war zum Zeitpunkt der Datenanalyse nicht möglich. Mög-

lich war jedoch ein Excel Export am Ende der Kodierung, welcher die Kodierung des Daten-

materials in fünf Spalten gliederte: Oberkategorie, Interview, Code, Kategorie, Zitate.  
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Abbildung 2 Auszug aus dem Excel Export inklusive ergänzter Spalte mit Zeilennummern (eigene Darstellung, 2024). 

 

Zusätzlich habe ich noch eine Spalte mit Zeilennummerierung hinzugefügt, um die Zitate auch 

im Interview wiederzufinden. Die Zeilennummerierung selbst ist in der Software nicht möglich. 

Diese tabellarische Aufstellung der Daten unterstützt die Dateninterpretation wesentlich. 

Abschließend möchte ich anmerken, dass mein Forschungsvorhaben ein zirkulärer Prozess war, 

der von etlichen Rückkoppelungsschleifen gekennzeichnet war und mehrere Überarbeitungs-

schritte beinhaltet hat. 

 

5. Politische Exklusion und kreative Intervention: Die Herausforde-

rungen von Urban Citizens ohne Wahlrecht in Wien und die Rolle von 

Kunst in der Demokratiearbeit 
  

In diesem Kontextkapitel gehe ich zunächst in Kapitel 5.1. auf einige Eckdaten zu – von der 

Wahlberechtigung ausgeschlossenen – Stadtbürger:innen Wiens ein und erläutere, weshalb das 

Thema politischer Partizipation der vom Ausschluss Betroffenen Urban Citizens meines Erach-

tens zunehmend wichtiger wird und welche Herausforderungen damit zusammenhängen. Im 

Anschluss daran stelle ich das ausgewählte kritische Fallbeispiel und von mir im Rahmen mei-

ner Masterarbeit begleitete Projekte „Demokratie, was geht?“ näher vor. 

 

5.1. Zur Situation der Urban Citizens ohne Wahlrecht in Wien 

 

In Städten manifestiert und zeigt sich ein komplexes Geflecht politischer Dynamiken und sozi-

aler Strukturen. Eine bedeutende Facette dieser Dynamiken und Strukturen liegt in der politi-

schen Partizipation. Politische Partizipation wird in liberalen Demokratien durch politische und 

soziale Rechte sowie Freiheitsrechte ermöglicht. Sie gewährleistet die demokratische Legiti-

mierung staatlicher Macht. Diese Ansicht liberaler Demokratien beruht auf der Annahme, dass 

die Mitglieder der Gesellschaft die Staatsbürgerschaft des Nationalstaats haben, in dem sie 
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leben. Daher hätten sie ebenso gleiche Möglichkeiten zur Ausübung ihrer Rechte (Rodatz, 

2020, S. 351). Auch in Österreich leitet sich das Recht auf Wahlbeteiligung aus der Innehabung 

der österreichischen Staatsbürgerschaft ab. Das bedeutet, dass Wiener:innen ohne Besitz der 

österreichischen Staatsbürgerschaft sowohl auf gesamtstaatlicher Ebene (bei Nationalrats- und 

Bundespräsidentschaftswahlen), als auch auf Bezirks-, Gemeinde- und Landesebene nicht 

wahlberechtigt sind. Gleiches gilt für das demokratische Recht an Volksabstimmungen oder 

Volksbefragungen teilzunehmen. Eine kleine Ausnahme sei an dieser Stelle korrekterweise er-

wähnt. Sie betrifft EU-Bürger:innen, die ausschließlich auf Bezirksebene die Bezirksvertretung 

ihres Wohnbezirks wählen dürfen. Auf allen anderen politischen Ebenen sind auch EU-Bür-

ger:innen, die ihren Lebensmittelpunkt – ganz gleich wie lange – in Wien haben, vom Wahl-

recht ausgeschlossen (MA17, 2023, S. 61f). Bereits erwähnt wurde, dass die Möglichkeit zur 

Beteiligung ein ausschlaggebendes Kriterium für eine Demokratie ist. Je mehr Menschen be-

ziehungsweise je breiter die Bevölkerungsbasis, die dem geltenden Recht unterliegen und po-

litisch partizipieren, umso mehr Legitimation erfährt eine Demokratie. Wenn jedoch (Stadt-) 

Bürger:innen von der Wahl ausgeschlossen sind oder ihr Wahlrecht nicht wahrnehmen, besteht 

die Gefahr, dass ihre Anliegen in den politischen Entscheidungsgremien wie Parlamenten, 

Landtagen, Gemeinderäten oder Bezirksvertretungen nicht oder nur unzureichend berücksich-

tigt werden. Für dieses Phänomen gibt es eine spezifische Bezeichnung: Demokratiedefizit 

(MA17, 2023, S. 61). Sieht man sich nun die prozentuelle Verteilung der Staatsbürgerschaften 

in Wien an, wird ersichtlich, dass diese Voraussetzung einer breiten legitimierenden Basis nicht 

mehr in Idealform gegeben ist. 
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Abbildung 3 Anteil der Nichtwahlberechtigten Wiener:innen auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene in %. (MA17, 2023, S. 
61) 

 

Rund ein Drittel der Einwohner:innen Wiens haben keine österreichische Staatsbürgerschaft 

und somit auch keine formellen politischen Partizipationsrechte (MA23, 2021, S. 66). Das be-

deutet, dass inzwischen jede:r dritte Wiener:in im wahlfähigen Alter mangels österreichischer 

Staatsbürgerschaft nicht mehr wahlberechtigt ist. Somit hat sich der Anteil der von diesem Aus-

schluss Betroffenen seit 2002 verdoppelt (MA17, 2023, S. 16). „Somit kann gesagt werden, 

dass die Zahl der in Wien lebenden Menschen wächst, während die Zahl der wahlberechtigten 

Bürger*innen [sic!], die über politische Mitbestimmungsrechte verfügen, gleichzeitig kleiner 

wird“ (MA17, 2023, S. 62). Brisanter wird diese Statistik, wenn man bedenkt, dass rund 77% 

der von der Wahl ausgeschlossenen Stadtbürger:innen Wiens schon mindestens fünf Jahre lang 

in Österreich leben und 54% sogar schon über 10 Jahre lang ihren Wohnsitz im Land haben 

(MA17, 2023, S. 62). Gliedert man die nichtwahlberechtigten Stadtbürger:innen nach Alters-

gruppen, sind die meistens Betroffenen (44,8%) in der Altersgruppe 25 bis 44 Jahre, gefolgt 

von 39,2% in der Altersgruppe 16 bis 24 Jahre und 29,5% unter den 45- bis 64-Jährigen. Am 

geringsten ist der Prozentsatz bei den über 65-Jährigen mit 14,0% (MA17, 2023, S. 62). 
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Abbildung 4 Aufteilung der nichtwahlberechtigten  Wiener:innen nach Altersblöcken in Prozent (MA17, 2023, S. 63). 

 

Ein weiterer bedeutsamer Aspekt ist, dass zusätzlich zu diesen Zahlen in den weiteren Jahren 

Wiener:innen hinzukommen werden, die bereits in Österreich geboren wurden und ihren Le-

bensmittelpunkt daher seit Geburt in Österreich bzw. Wien haben und dennoch vom Wahlrecht 

und weiteren direkt demokratischen Rechten ausgeschlossen werden. (MA17, 2023, S. 64). 

 

 

Abbildung 5 Bereits in Österreich geborene Wiener Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht (MA17, 2023, S. 64) 

2023 waren 73.990 Urban Citizens in Wien unter 16 Jahren von diesem Ausschluss betroffen. 

Somit hat sich diese Zahl seit 2012 etwa verdoppelt und die Tendenz ist weiter steigend (MA17, 

2023, S. 64). 



 

42 
 

Diese Zahlen sind in doppelter Hinsicht problematisch. Einerseits führt dieser Ausschluss vom 

Wahlrecht und das dadurch entstehende Demokratiedefizit zu integrationspolitischen Heraus-

forderungen, andererseits besteht die Gefahr, dass die betroffenen Stadtbürger:innen ohne 

Wahlrecht mangels Mitbestimmungsrechts und Interessensvertretung weniger Anteilnahme an 

gesellschaftspolitischen Diskussionen und Themen entwickeln (MA17, 2023, S. 61; Ferwerda, 

Finseraas, & Bergh, 2020, S. 713-730). Meiner Ansicht nach birgt diese Gesetzeslage, die im 

Land geborene und aufgewachsene Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft vom 

Wahlrecht ausschließt demokratiepolitisch die Gefahr, dass sich diese Menschen potenziell un-

terrepräsentiert fühlen und von ihrem Lebensmittelpunkt entfremden. Insofern steht diese Re-

gelung meines Erachtens im Widerspruch zum demokratischen Prinzip der Gleichheit und glei-

chen Teilhabemöglichkeiten aller Gesellschaftsmitglieder. In Norwegen wurde eine Studie 

durchgeführt die zeigt, dass die Ausweitung des Wahlrechts auf Nicht-Staatsbürger:innen eine 

wesentliche Rolle bei der Integration einnimmt und für diese sogar förderlich ist. So veran-

schaulichen Studienergebnisse, dass Zuwander:innen mit raschem Zugang zu politischen Par-

tizipationsrechten diese auch wahrscheinlicher wahrnehmen. Je eher in den Herkunftsländern 

diktatorisch oder autokratisch regiert wird, umso stärker zeigt sich diese Tendenz (Ferwerda, 

Finseraas, & Bergh, 2020). Zu erwähnen ist an dieser Stelle, dass es in Wien bereits in der 

Vergangenheit den Versuch gab, ein Wahlrecht auf Bezirksebene für sogenannte Drittstaatsan-

gehörige9 einzuführen. 2003 wurde das Recht, an der Bezirkswahl teilzunehmen, von dem Be-

sitz der österreichischen Staatsbürgerschaft losgelöst und stattdessen an den Wohnsitz in Wien 

sowie einer Aufenthaltsdauer von fünf Jahren geknüpft. Bereits ein Jahr später, 2004, wurde 

diese gesetzliche Regelung jedoch durch den Verfassungsgerichtshof10 wieder aufgehoben. 

Diese Entscheidung wurde mit dem österreichischen Bundesverfassungsrecht begründet, wel-

ches „nur ein einheitliches, an die österreichische Staatsbürgerschaft geknüpftes Wahlrecht auf 

allen Ebenen des föderalen Staates“ anerkennt (MA17, 2023, S. 16). 

 Diese heterogene Gruppe von Menschen, die zwar in Wien lebt, aber aufgrund ihrer Staatsan-

gehörigkeit von der Teilnahme an nationalen und größtenteils lokalen Wahlen ausgeschlossen 

ist, trägt, wenn auch abseits politischer Wahlen, zur Gestaltung des städtischen Lebens bei. 

Nachdem ich die Situation von Urban Citizens ohne Wahlrecht in Wien ausführlich dargestellt 

und die damit verbundenen Herausforderungen beleuchtet habe, richte ich meinen Fokus nun 

auf das Projekt, welches ich im Rahmen meiner Masterarbeit begleitet habe. 

 
9 Als Drittstaatsangehörige gelten „Staatsangehörige von Staaten außerhalb der EU“ (Valchars & Bauböck, 

Migration & Staatsbürgerschaft, 2021, S. 179). 
10 Siehe auch das Erkenntnis G218/03 des Verfassungsgerichtshof (VfGH) vom 30.06.2004. 
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5.2. Kunst in der Demokratiearbeit – das Projekt „Demokratie, was geht?“ 

 

Das Projekt „Demokratie, was geht?“ ist ein „integratives Kulturvermittlungsprojekt für und 

mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Österreich“ (Kollektiv Gleisdreieck, 2023), das 

vom Kollektiv Gleisdreieck im Rahmen seiner Demokratiearbeit ins Leben gerufen wurde und 

an mehreren Örtlichkeiten in Wien Workshops in unterschiedlichen Kunstrichtungen für die 

Zielgruppe anbietet.11 

Im Projekt treffen Jugendliche und 

junge Erwachsene mit diversen Margi-

nalisierungserfahrungen sowie Betrof-

fenheit von struktureller Benachteili-

gung auf Gleichaltrige, die diese Erfah-

rungen nicht machen mussten 

(Kollektiv Gleisdreieck, 2023). In ei-

nem ersten Schritt bemüht sich das Pro-

jekt herauszufinden, welche Themen 

die jungen Menschen beschäftigen. Die 

nächsten Schritte bestehen darin zu klä-

ren, welches Verständnis die Teilnehmer:innen des Projekts von Demokratien haben und was 

es ihrer Meinung nach bedeutet, oder bedeuten sollte, in einer Demokratie zu leben (Interview 

6, Z: 7-13). Die Idee für das Projekt entstand aus der Erfahrung heraus, dass es wenige Platt-

formen für junge Menschen mit Migrationshintergrund12 oder auch Fluchterfahrung gibt, um 

ihre Meinungen oder Emotionen auszudrücken. Viele aus der Zielgruppe sind bereits in Öster-

reich geboren und aufgewachsen, können allerdings nicht mitgestalten. Es wird über ihre Köpfe 

hinweg über ihre Lebensumstände entschieden. Ziel des Projekts ist es daher, dieser Zielgruppe 

 
11 An dieser Stelle möchte ich erwähnen, dass das Projekt einerseits aus Mitteln des Bundesministeriums für So-

ziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz gefördert wird und andererseits Kooperationen mit der Stadt 

Wien und der AK Young – der Jugendmarke der Arbeiterkammer – bestehen. Das Projekt wird weiters durch 

diverse Partnerorganisationen, unter anderem der Filmakademie Wien und vom Kulturhaus Brotfabrik, unterstützt 

(Kollektiv Gleisdreieck, 2023). Durch die Fördermittel und die Kooperationen werden zumindest indirekt Partizi-

pationsmöglichkeiten von Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht finanziell unterstützt. Im Zuge der Abschlussveran-

staltung (DWG-Festival 2023) wurde die Ausstellung des Projekts vom österreichischen Bundesminister für So-

ziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, Johannes Rauch, besucht. Der Bundesminister nahm einer-

seits an der Vorführung des im Rahmen des Projekts gedrehten Dokumentarfilms teil sowie an der Podiumsdis-

kussion mit Teilnehmer:innen aus dem Projekt zu den Themen Partizipation, Demokratie und die Rolle von Kunst 

(Gleisdreieck, 2023). 
12 Nach Valchars und Bauböck haben Menschen einen Migrationshintergrund, sofern sie entweder der ersten oder 

zweiten Einwanderungsgeneration angehören und beide Elternteile im Ausland geboren wurden (Valchars & 

Bauböck, Migration & Staatsbürgerschaft, 2021, S. 203). 

Abbildung 6 Aufnahme von der Abschlussveranstaltung, dem DWG-
Festival (21.-23.09.2023), mit einigen Teilnehmer:innen des Projekts 
(Gleisdreieck, 2023). 
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solche Rahmenbedingungen zu geben, über die sie kreativ sein und sich ausdrücken können. 

Gleichzeitig ist es ein Anliegen im Rahmen des Projekts Demokratiearbeit zu leisten, um 

dadurch präventiv gegen Extremismus und Radikalisierungstendenzen in der Gesellschaft vor-

zugehen (Interview 6, Z: 3-7, 13-19). Durch Workshops in zehn Kunstformen – Beatbox, DJ-

ing, Urban Dance, Fashion Design & Kostüm, Fotografie & Digitale Kunst, Schreibwerkstatt, 

Street Art & Malerei, Bildhauerei & Kunsthandwerk, Rap & Gesang & Songwriting sowie 

Schauspiel –  und in Begleitung erfahrener Künstler:innen wie Sozialarbeiter:innen werden die 

Teilnehmenden darin bestärkt und gefördert, eigene Erfahrungen und persönliche Geschichten 

kreativ im Kollektiv darzustellen (Kollektiv Gleisdreieck, 2023). Durch diese Kunstworkshops 

können die Teilnehmer:innen unterschiedliche Kunststile kennenlernen. Das Projekt unterstützt 

die jungen Menschen mit Migrations- und Fluchterfahrung dabei, ihre Gedanken und Gefühle 

auszudrücken, sich mit ihrer Kultur und Identität, aber auch der österreichischen Kultur, ausei-

nanderzusetzen. Mitunter ist es ein Ziel des Projekts, den Teilnehmer:innen zu vermitteln, wie 

sie Selbstwirksamkeit erfahren können und fördert sie darin, ihre eigene Stimme zu finden und 

zu erheben. (Interview 6, Z: 24-30) 

 Ihre Erzählungen werden sowohl un-

tereinander als auch in Aufführungen, 

wie Ausstellungen mit der Gesell-

schaft als breiter Öffentlichkeit, ge-

teilt. Durch die Reflexion und Einbet-

tung in politisch benachteiligende 

Strukturen sollen soziale Ungleichhei-

ten offengelegt und thematisiert wer-

den (Kollektiv Gleisdreieck, 2023). 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 7 Ein Auszug aus der Ausstellung im Rahmen des DWG-
Festivals (21.-23.09.2023) in den Räumlichkeiten des Museumsquar-
tiers (Gleisdreieck, 2023). 
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6. Empirische Ergebnisse zur Rolle von Kunst für die politische Parti-

zipation von Urban Citizens ohne Wahlrecht 
 

Im Anschluss an die Vorstellung des Projekts folgt nun in Kapitel 6 die Analyse der empiri-

schen Daten, die sich auf die Rolle von Kunst für die politische Partizipation von Urban Citizens 

ohne Wahlrecht konzentriert. Die Darstellung der Forschungsergebnisse untergliedert sich in 

zwei Unterkapitel. Das Unterkapitel 6.1. setzt sich mit der Analyse der von mir empirisch er-

hobenen Daten nach theoriegeleiteter und induktiv ergänzter Kategorisierung auseinander. Ka-

pitel 6.2. widmet sich der Beantwortung der Forschungsfrage und der Bedeutung der Ergeb-

nisse. Die Analyse und Schlussfolgerungen basieren auf den von mir geführten Leitfadeninter-

views (vgl. Tabelle 2) mit Teilnehmer:innen und Workshopleiter:innen des Projekts. Alle in-

terviewten Personen13 fallen in die Zielgruppe der Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht (vgl. Ka-

pitel 4.2.). 

 

6.1. Kunst als Katalysator: Inhaltliche Analyse des Datenmaterials 

 

Im folgenden Kapitel 6.1 findet sich die Analyse meiner erhobenen Daten, für welche ich mich 

an der qualitativen Inhaltsanalyse (vgl. 4.3.) nach Philipp Mayring orientierte (Mayring & 

Fenzl, 2022; Mayring, 2022). Dabei untergliedere ich die Analyse anhand der – deduktiv aus 

der Theorie abgeleiteten – Oberkategorien Acts of Citizenship (vgl. 6.2.1.), Created Spaces of 

Participation (vgl. 6.2.2.), Identität (vgl. 6.2.3.) und Selbstermächtigung (vgl. 6.2.4.) sowie Sub-

altern Counterpublics (vgl. 6.2.5). Die jeweiligen Unterkapitel sind wiederum strukturell nach 

induktiven Subkategorien gegliedert, die nach einander behandelt werden. Am Ende jedes Un-

terkapitels fasse ich pro Oberkategorie die Ergebnisse der Analyse der induktiven Kategorien 

zusammen. 

 

6.1.1 Acts of Citizenship 

 

Die Oberkategorie Act of Citizenship leite ich aus der angewandten Citizenship Theorie ab. Die 

Kategorie orientiert sich an Engin Isins Begrifflichkeit zum aktiven Einfordern von Rechten 

und dem dadurch gezielten Ausweiten der eigenen Handlungsmacht. Nach Isin macht dieses 

 
13 Sofern ich mich in der Analyse und Interpretation der Ergebnisse auf Aussagen beziehe, die von mehreren 
interviewten Personen thematisiert werden, spreche ich in diesem Bezug von Interviewpartner:innen oder Teil-
nehmer:innen im Plural. Sofern ich mich auf Aussagen von konkreten Einzelpersonen beziehe, schreibe ich in 
der Genderform, wie diese Personen auch während der Interviews angesprochen werden wollten. 
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aktive Einfordern von Rechten die Non-Citizens zu aktiven Bürger:innen in der Gesellschaft. 

Das Recht zur Partizipation wird dabei aktiv, durch bewusst gesetzte Handlungen (actions), von 

den Subjekten eingefordert. Den gesetzten Handlungen (actions) sind sogenannte acts innewoh-

nend, welche die Selbstkonstitution zur/zum Bürger:in bezeichnen. Dieser Oberkategorie habe 

ich vier Unterkategorien zugeordnet: Kunst als politischer Ausdruck, Kunst als Überlebensme-

thode, Kunst als Form des Aktivismus und Kritische Kunstpraxis. In mehreren Interviews be-

schreiben die Interviewpartner:innen, welche Handlungen sie setzen, um einen aktiven Platz in 

der Gesellschaft einzunehmen. Die genannten Unterkategorien stehen folglich, im Hinblick auf 

ihren Charakter der Selbstkonstitution, für Acts of Citizenship (Isin E. , 2009; Köster-

Eiserfunke, Reichhold, & Schwiertz, 2014; Kleinschmidt, 2017). 

 

Kunst als Mittel für politischen Ausdruck 

Meine Interviewpartner:innen geben an, dass ihre Kunst für sie ein Mittel für politischen Aus-

druck ist. In diesem Sinne nutzen die Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht Kunst für politischen 

Ausdruck, um vielschichtige Herausforderungen zu thematisieren und u.a. mit institutionell 

bzw. strukturell bedingter Unterdrückung umzugehen, welche sie im Alltag erfahren. Dazu zäh-

len sie beispielsweise Polizeigewalt, Mobbing, Homophobie. Kunst dient dabei als Mittel, diese 

erfahrene Unterdrückung darzustellen und zu kommunizieren. Gesellschaftlich betrachtet zei-

gen sie damit Unterdrückungsstrukturen auf, die eine eigene Art von Wertigkeit aufweisen, 

welche über das jeweils eigene Leben und den eigenen Wirkungskreis hinausreicht. Auch dient 

Kunst der symbolischen Unterstützung von anderen Unterdrückten sowie als Mittel zur Sicht-

barmachung dessen, was in den Augen der Künstler:innen in der Gesellschaft fehlt, aber auch 

der Reflexion über die eigene Rolle im System. Kunst gibt weiters die Möglichkeit Alternativen 

aufzuzeigen. Kunst kann klare politische Statements durch die eigene Praxis vermitteln, etwa 

zu Postkolonialismus, Rassismus, Feminismus oder Minderheiten (Interview 3, Z: 281-291, 55-

59; Interview 5, Z: 45f, 88-92, 97-101, 123-134; Interview 8, Z: 77). Dies macht Kunst für die 

Interviewpartner:innen zum Mittel politischen Ausdrucks, indem sie durch ihre Kunst Hand-

lungen zur aktiven Partizipation setzen. Ein Interviewpartner nennt hier beispielhaft das legis-

lative Theater als Kunstform, bei dem einerseits, in Zusammenarbeit mit dem Jugendparlament 

in Wien, versucht wird bestehende Regeln zu ändern, und andererseits neue Regelungen aufzu-

stellen. Die Theatergruppe hat auch das Ziel, mit verschiedenen zivilgesellschaftlichen Koope-

rationspartner:innen abhängig vom bearbeiteten Thema Synergien anzustoßen (Interview 3, Z: 

298-302). Neben dem Theater partizipieren Interviewpartner:innen in weiteren Kunstformen 

für politischen Ausdruck, beispielsweise gesellschaftspolitischem Film. Themen, die sie dabei 



 

47 
 

in den Filmen bislang behandelt haben, sind etwa die Lockdown-Situation für Jugendliche wäh-

rend der Corona Pandemie, die Themen Staatsbürgerschaft und Wahlrecht für Menschen, die 

keinen österreichischen Pass haben sowie Abschiebungen (Interview 1, Z: 96-100; Interview 2, 

Z: 67-70, 121-127). Ein Interviewpartner argumentiert in diesem Zusammenhang, dass die ge-

drehten Filme per se nicht politisch seien, auch wenn durch sie politische Themen behandelt 

werden. Für die Person sind Filme dann erst politisch, wenn damit gezielt Politiker:innen an-

gesprochen werden sollen bzw. mit einem Film Politik gemacht wird (Interview 2, Z:102-112). 

Eine weitere Interviewpartnerin sieht das anders: „Alles kann politisch sein. Damit wir unsere 

Stimme weiter teilen können, können wir alles nutzen, nicht nur Film“ (Interview 1, Z: 108f). 

Die Person gibt ein Beispiel, wie sich Kunst als politischer Ausdruck nutzen lässt: „Zum Bei-

spiel, wenn ich eine Soldatenkleidung mache, dann zählt das als politisch. Wenn ich verschie-

dene Kleidungsdesigns mache, die verschiedene Länder verkörpern und das österreichischen 

Designs gegenüberstelle, dann kann ich damit etwas aussagen. (…)“ (Interview 1, Z: 121-125). 

Für sie lässt sich Fashion und Kostüm Design neben Film und anderen Kunstformen als Mittel 

für politischen Ausdruck nutzen. Ein Künstler nutzt die Bildhauerei, um politische Statements 

zu setzen, Unterdrückung darzustellen und auf diese aufmerksam zu machen. Er betont, wie 

schwierig es geworden ist, Skulpturen – insbesondere solche mit politischem Inhalt – auf öf-

fentlichen Plätzen auszustellen (Interview 5, Z: 22-25, 45f).  

 

Kunst als Überlebensmethode 

Kunst ist jedoch für einige Interviewpartner:innen nicht nur ein Mittel um Kritik zu üben und 

durch diese Form von Handlungen ein aktiver Teil der Gesellschaft zu sein. Für manche ist 

Kunst die Möglichkeit, die eigene Stimme hörbar zu machen und „ein Versuch unter vielen 

Stimmen nicht verloren zu gehen, nicht die Stimmlosigkeit [zu] lernen. Es ist eine Art Überle-

bensmethode“ (Interview 10, Z.33f). Daher kommt auch die Bezeichnung der induktiven Un-

terkategorie Überlebensmethode, im Sinne von als Subjektwahrgenommen zu werden, einen 

Beitrag leisten zu wollen. Insbesondere Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht, welche die Erfah-

rung machen mussten, dass eine eigene Meinung zu haben und sich zu gesellschaftspolitischen 

Themen öffentlich kritisch zu äußern bedeuten kann, verfolgt zu werden, ist politische Partizi-

pation über formelle Partizipationskanäle wie die Teilnahme an offiziell angemeldete Demonst-

rationen, eine Herausforderung (Interview 2, Z: 114-118, 22-209, 212-215). Kunst ist daher ein 

subtileres Mittel, um die eigene Stimme auszudrücken und sich einen Platz in der Gesellschaft 

zu schaffen. 
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Kunst als Form von Aktivismus 

Die dritte Subkategorie der Oberkategorie Act of Citizenship zur Selbstkonstitution als Bür-

ger:in ist die Kategorie Aktivismus. Die Bezeichnung der Kategorie ergibt sich aus dem subjek-

tiven Verständnis der Interviewpartner:innen zu ihren Handlungen: „Demokratie ist nicht nur 

auf die Wahl von Repräsentanten begrenzt, sondern sie besteht aus vielmehr. Aus Praktiken 

außerhalb des Etablierten, wie beispielsweise sozialen Bewegungen und Formen des zivilen 

Ungehorsams“ (Interview 6, Z: 194-196). Zusammengefasst kann hierunter verstanden werden, 

dass Kunst ein Mittel ist, sich gegen bestehende Systeme aufzulehnen, um gesellschaftliche 

Machtverhältnisnisse aufzudecken und letztlich durch diese Offenlegung gesellschaftliche Ver-

änderungen zu erreichen. Ziel ist, durch Kunst etwas in der Gesellschaft zu bewegen (Interview 

1, Z: 68-72, 134-139, 175f, Interview 3, Z: 127-130, 133-135, 194-196, 209-212, Interview 5, 

Z: 10f, Interview 6, Z:194-196, 209-212). Ein Interviewpartner sieht sich beispielsweise durch 

die Kunstform Theater als „Teil einer globalen, sozialen Bewegung“ (Interview 3, Zeile: 31f) 

und nutzt die Kunstform, weil, „das Theater der Unterdrückten als politische Philosophie und 

als Rahmen für gesellschaftliche Verständigung besonders effektiv ist“ (Interview 3, Z: 20f). 

Die Person sieht sich durch ihre Teilnahme am Theater der Unterdrückten einer globalen, sozi-

alen Theaterbewegung zugehörig, die sozialen Wandel fördert und verweist diesbezüglich auf 

eine befreundete Theaterbewegung in Indien mit über 40.000 Mitgliedern, deren Aktivitäten 

laut einer Weltbank-Erhebung das Patriarchat verändere (Interview 3, Z: 12f, 218-227). Die 

Wichtigkeit sozialer Bewegungen für sozialen Wandel wird im Interview hervorgestrichen und 

beispielhaft feministische, Klimagerechtigkeits- und Gewerkschaftsbewegungen genannt. Der 

Interviewpartner gibt an, dass durch Engagement und Aktionen der Teilnehmenden sozialer 

Bewegungen sozialer Wandel angestoßen bzw. unterstützt wird (Interview 3, Z: 176-181, 218-

227). 

Kunst dient den Interviewten als Mittel um Menschen zu verbinden und vielleicht sogar Men-

schen anzusprechen, die bislang kein Verständnis für eine bestimmte Thematik aufbringen 

konnten oder nicht überzeugt waren. Die Interviewpartner:innen sehen es als ihre Verantwor-

tung sich zu engagieren und für Veränderung einzusetzen (Interview 1, Z: 175f, Interview 3, Z: 

46-48, 68f, 176-181, 302-307, Interview 6, Z: 194-196, 209-212). Für einen Interviewpartner 

ist seine gewählte Kunstform eine Möglichkeit, um sich untereinander zu organisieren und aus-

zutauschen, vor allem mit Menschen, die nicht bereits die gleiche Meinung teilen, wie er. Ihm 

geht es darum, durch das Verstehen anderer Perspektiven, Dialogräume zu schaffen. In diesem 

Rahmen sieht er sich auch weniger als Künstler, sondern bezeichnet sich selbst eher als 
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politischer Aktivist, der sein Kunstmedium als Werkzeug nutzt, um gesellschaftlichen Dialog 

und soziale Veränderung zu erreichen (Interview 3, Z: 12-13, 19-21, 46-48, 68-69). 

 

Kritische Kunstpraxis 

Zentrale Interviewaussagen der Subkategorie „kritische Kunstpraxis“ befassen sich mit dem 

Hinterfragen kultureller Narrative, der Überwindung von Unterdrückung durch das Aufdecken 

von Machtstrukturen und gesellschaftlichen Missständen sowie der Förderung einer partizipa-

tiven Perspektive. Zusammengefasst geht es darum kritisch in gesellschaftliche Diskurse ein-

zugreifen, um Veränderungen anzustoßen und politische Lebenswelten zu gestalten. 

Die Interviewpartner:innen nutzen ihre Kunst, um Kritik an der gelebten Umsetzung von De-

mokratie und vermeintlich prodemokratischen Änderungen politischer Systeme zu nutzen. 

Kunst dient ihnen für die Sichtbarmachung eigener Anliegen und dem Austausch zwischen dem 

Selbst und dem politischen Umfeld. Neben Kritik an politischen Systemen sowie Menschen, 

die an der Spitze der Macht stehen, findet sich häufig auch die Gesellschaft samt ihren Miss-

ständen im Zentrum der Kritik der Künstler:innen. Das muss nicht immer ernst dargestellt sein, 

sondern kann auch durch Karikatur geschehen. Ziel ist dabei neben der Offenlegung auch mit-

unter der eigene Beitrag zum gesellschaftlichen Wandel und der Bekämpfung verfestigter ge-

sellschaftlicher Strukturen. (Interview 5, Z: 76-84; Interview 6, Z: 180-183; Interview 9, Z: 41-

49; Interview 11, Z: 22-25). Ein Interviewpartner gibt an, dass Kritik für ihn ein Anzeichen ist, 

dass etwas nicht reibungslos funktioniert. Wenn er etwas erlebt oder beobachtet, was er nicht 

gut findet, dann verarbeitet er das in seiner Kunst. Kunst ermöglicht ihm den Austausch zwi-

schen seinem Inneren und der Umwelt (Interview 5, Z: 76-84). Einem anderen Interviewpartner 

ist es wichtig seine Meinung auf humorvolle Art und Weise auszudrücken, besonders zu ge-

sellschaftlichen und politischen Themen und dadurch bewusst konventionelle Meinungen her-

auszufordern und infrage zu stellen (Interview 9, Z: 45-49). Kunst ist dabei für einige Inter-

viewpartner:innen eine Möglichkeit, um Machenschaften der Mächtigen aufzudecken und 

Missstände in der Gesellschaft zu thematisieren (Interview 11, Z:22-25). In einer Gesellschaft 

wird oft versucht strukturelle Unterdrückung über Narrative zu rechtfertigen. Kunst wird ver-

wendet, um derartige Sichtweisen aufzuzeigen und kann Menschen dabei helfen, ihre Lebens-

welt besser zu verstehen (Interview 3, Z: 42-46, 48-52, 56-66, 138-140). Dazu ist Kunst als 

Methode geeignet, da sie viele Menschen erreichen kann, Aufmerksamkeit auf ein Werk zieht, 

Emotionen ausdrücken kann bzw. bewirkt (Interview 6, Z:73-78). Ein Interviewpartner arbeitet 

unter anderem zu dem Thema, wie eine Schusswaffe statt zum Töten für andere Zwecke um-

funktioniert werden kann. Aus Attrappen fertigt er beispielsweise eine Nähmaschine, eine 
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Bohrmaschine oder auch einen Gartenschlauch an (Interview 5, Z: 97-101). Ein anderer Inter-

viewpartner nutzt Sprache, um über Reime und Rap gesellschaftspolitische Lieder zu schreiben, 

in denen er unter anderem auch direkte Kritik an der Rolle von Künstler:innen in der Gesell-

schaft übt, über ihre eigene Reichweite und die Nutzung des eigenen Echos, um auf etwas auf-

merksam zu machen (Interview 9, Z: 37-45). 

 

Die Vielschichtigkeit der Stadtbürger:innenbeteiligung: Kunst als politischer Ausdruck, 

Überlebensstrategie, Aktivismus und kritische Praxis 

Zusammenfassend kann zur Oberkategorie Acts of Citizenship gesagt werden, dass die Inter-

viewdaten zeigen, dass Kunst den Befragten als Mittel für politischen Ausdruck dient. Formen 

künstlerischen Ausdrucks werden genutzt, um politische Botschaften zu vermitteln und gesell-

schaftliche Herausforderungen anzusprechen. Durch verschiedene Kunstformen wie Theater, 

Film, Bildhauerei und Mode beziehen die interviewten Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht po-

litisch Stellung zu Themen wie Polizeigewalt, Homophobie, Rassismus und dem Umgang mit 

Minderheiten. Kunst dient nicht nur als Ausdrucksmittel, sondern einigen Interviewpartner:in-

nen als Überlebensmethode, durch die sie ihre Stimmen in der Gesellschaft hörbar machen. 

Insbesondere für jene Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht, die in der Vergangenheit bereits mit 

Repressalien Erfahrung gemacht haben, bietet Kunst eine subtilere Möglichkeit sich auszurü-

cken und ihren Platz in der Gesellschaft zu finden. Kunst dient den Befragten als Form von 

Aktivismus, um gesellschaftliche Machtstrukturen aufzudecken und Veränderungen anzusto-

ßen. Sie sehen sich als Teil einer globalen sozialen Bewegung und nutzen ihre Kunst als Werk-

zeug, um Menschen miteinander zu verbinden, Dialoge zu fördern und sozialen Wandel zu 

unterstützen. Die Künstler:innen nutzen ihre künstlerischen Ausdrucksformen um kulturelle 

Narrative und bestehende Machtstrukturen zu hinterfragen und gesellschaftliche Missstände 

anzusprechen. Durch kritische Reflexion und Darstellung in ihrer Kunst fördern die Künst-

ler:innen das Verständnis für den von ihnen angestrebten gesellschaftlichen Wandel. 

 

6.1.2. Created Spaces of Participation 

 

Die deduktive Oberkategorie Created Spaces of Participation folgt dem gleichnamigen Kon-

zept von Andrea Cornwell über die Schaffung von Partizipationsräumen durch soziale Prakti-

ken handelnder Akteur:innen. Aufgrund ihrer Natur sind Räume der Partizipation (spaces of 

participation) keine „neutralen“ Räume, sondern vielmehr von diversen Strukturen beeinflusst, 

die historisch gewachsen sind. Created Spaces of Participation sind konstruiert und weisen 
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durchlässige Grenzen auf. Ihre zentrale Eigenschaft ist, dass sie von den handelnden Akteur:in-

nen selbst geschaffen und gestaltet werden, mit dem Zweck, Menschen die Möglichkeit zu ge-

ben sich selbst auszudrücken und auszutauschen (Cornwall, 2004; Cornwall, 2002). Die Schaf-

fung dieser Partizipationsräume bedeutet nicht zwingend auch eine Veränderung bestehender 

ausgrenzender gesellschaftspolitischer Strukturen (Dietz, 2011, S. 104ff). Jedoch wird durch 

diese Praxis ein Prozess zur Schaffung von Kommunikations- und Handlungsräumen angesto-

ßen, der ein miteinander In-Dialog-treten ermöglicht. 

Aus den Interviews habe ich drei Unterkategorien abgeleitet und der Kategorie Created Spaces 

of Participation zugeordnet: Kunst als Mittel zur gesellschaftlichen Beteiligung, Kunst als Mit-

tel zur partizipativen Ermächtigung und Symbol für Pluralität. 

 

Kunst als Mittel zur aktiven gesellschaftlichen Beteiligung 

Aus mehreren Interviews ergibt sich, dass Kunst genutzt wird, um Kommunikations- und Hand-

lungsräume zur aktiven gesellschaftlichen Beteiligung zu schaffen. Eine Interviewpartnerin gibt 

an, bei den Workshops mitzumachen, um den anderen Teilnehmer:innen am Projekt und Besu-

cher:innen der Ausstellung zum Projekt zu zeigen, wo ihre Wurzeln liegen, wo sie herkommt 

und wie Design in ihrem Land aussieht. Sie möchte einen Teil ihrer Nationalität beisteuern und 

gleichzeitig in der Gesellschaft eine Stimme haben, die gehört wird, um mitbestimmen zu kön-

nen und auch Veränderungen anzustoßen bei Themen, die ihr wichtig sind. Künstlerisches De-

sign ist für sie in diesem Zusammenhang eine Möglichkeit auf für sie relevante Thematiken 

aufmerksam zu machen (Interview 1, Z:35-38, 64f, 130-132). Eine andere Interviewpartnerin 

betont, dass politische Teilhabe nicht nur durch Wahlen geschieht, sondern auch außerhalb da-

von. Man kann an der Politik teilnehmen, indem man sich organisiert, verschiedenen Organi-

sationen angehört oder Teil einer künstlerischen Gemeinschaft ist. Sie gibt an anderweitig aktiv 

zu sein, weshalb ihr das Wählen nicht so sehr fehlt. Zum Zeitpunkt des Interviews beschäftigt 

sie sich besonders mit dem Thema Demokratie und der Kommunikation zwischen den Bür-

ger:innen sowie dem Austausch von Ideen. Für sie baut Demokratie auf kommunikativem Aus-

tausch untereinander auf und gelebte Demokratie basiert nicht ausschließlich auf Wahlen (In-

terview 4, Z:92-95, 109-116). Das sehen andere Interviewpartner:innen ähnlich; Partizipation 

bedeutet für sie aktiv am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen und mitzuwirken, unabhängig 

von der Wahl von Repräsentant:innen. Für eine Interviewpartnerin ist es nicht allzu verwun-

derlich, dass sie als Staatsangehörige eines Drittlands von politischen Wahlen ausgeschlossen 

ist: „Also zu dem Thema Wahlrecht bin ich ein bisschen (…). Ich verstehe es natürlich, weil 

das macht Sinn. Natürlich hast du eine politische Meinung, wenn du solange da wohnst und es 
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ist schade, wenn man nicht an diesem Prozess teilnehmen kann. Aber das ist überall so“ (Inter-

view 8, Z: 156-158). Die aktive Teilnahme bedeutet für die Befragten nicht bloß rhetorisch 

politisch zu sein, sondern sich auch in alltagspolitischen Projekten zu engagieren und aktiv im 

Alltag politisch zu sein, um sich nicht ausschließlich im Atelier mit gesellschaftspolitischen 

Themen auseinanderzusetzen. Beispielsweise ebenso am Arbeitsplatz, auf der Straße, im Su-

permarkt, in der Nachbarschaft und im Freundeskreis. Unter Aktiv-sein verstehen die Personen 

nicht Augen und Ohren zu verschließen, wenn sie in ihrem Alltag Rassismus oder mediale 

Manipulation wahrnehmen, sondern den Mut zu haben sich dem entgegenzustellen (Interview 

4, Z: 92-95; Interview 8, Z: 19-21; Interview 9, Z: 186-197; Interview 10: 4-7, 36-40). 

In dem Projekt geht es darum, den Teilnehmer:innen durch Kunstformen die Möglichkeit zu 

geben, ihre Geschichten zu erzählen und auch zu für sie wichtigen Themen Stellung zu bezie-

hen. Die Interviewpartner:innen geben an, dass es wichtig ist, bereits in jungen Jahren das Ge-

fühl zu haben bzw. aufbauen zu können, einen Stellenwert in Diskussionsgruppen einzunehmen 

und Entscheidungen selbst zu treffen bzw. selbst treffen zu können; vor allem wenn es um 

Angelegenheiten geht, die einen selbst betreffen. Es ist wichtig für sie, mitentscheiden und mit-

gestalten zu können. Auch wenn manche Menschen sich nicht für Politik interessieren, beein-

flusst doch alles, worüber man nicht entscheidet, letztendlich das eigene Leben, da andere für 

einen entscheiden. Durch kreative Ausdrucksformen wie Raptexte, Filme oder gestaltete Klei-

dung sollen die Teilnehmer:innen aber auch Besucher:innen der Projektabschlussveranstaltung, 

die erzählten Geschichten und Erlebnisse für sich und im gegenseitigen Austausch reflektieren 

(Interview 6, Z: 178-180, 201-209, 214-220).  

 

Kunst als Mittel zur partizipativen Ermächtigung 

Die zweite induktiv generierte Kategorie, die ich aus den Zitaten abgeleitet habe, ist jene der 

partizipativen Ermächtigung. Diese Kategorie umfasst Kunst als Werkzeug zur Beteiligung an 

Entscheidungsprozessen, das Hervorheben von Stimmen und Erfahrungen, die Schaffung si-

cherer Räume für Diskussionen und Meinungsaustausch sowie die Förderung von Demokratie 

und Inklusion zur Ermächtigung von Gemeinschaften. Die Kategorie drückt aus, wie wichtig 

den interviewten Personen Dialog und Respekt für verschiedene Meinungen, aber auch Selbst-

bestimmung ist. 

Einen Interviewpartner beschäftigt in diesem Zusammenhang die Auseinandersetzung mit Her-

ausforderungen von Personen mit Fluchthintergrund in der Gesellschaft. Er beschreibt die Mög-

lichkeiten, die ihm das Projekt bietet als äußerst positiv, um sich über unterschiedliche Kunst-

formen auszudrücken. In der Regel hat er bislang negative Erfahrungen damit gemacht, in der 
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Gesellschaft gehört zu werden und sich verstanden zu fühlen. Er betont, dass die Gesellschaft 

auch aus Menschen besteht, die keine österreichische Staatsbürgerschaft besitzen und die den-

noch ein Teil dieser Gesellschaft sind und daher auch angemessen repräsentiert werden sollten; 

indem man ihnen – darunter ihn miteingeschlossen – die Möglichkeit gibt an politischen Ent-

scheidungen teilzuhaben. Ohne diese Möglichkeit sieht er sich nicht von der Politik in dem 

Land, in dem er lebt, vertreten. Gleichzeitig findet er, dass er zur politischen Mitbestimmung 

gedrängt ist, weil er hier lebt (Interview 2, Z: 42-45, 179-185, 188-196, 225-231). Umso mehr 

schätzt er den Rahmen den ihm das Projekt bietet, um seine Meinung auf Augenhöhe zu äußern 

und ernst genommen zu werden (Interview 2, Z: 7-14, 55-58). Ein weiterer Interviewpartner 

betont wie wichtig es ist, dass im Rahmen des Projekts „mutige Räume“ geschaffen werden: 

„also mutige Räume in dem Sinne, dass man die Auseinandersetzung auch wagen kann und 

dass auch ein Dissens sein kann“ (Interview 3, Z: 71f). Damit jedoch ein Dialog zwischen pri-

vilegierten und marginalisierten Gruppen entstehen kann, müssen unterschiedliche Meinungen 

im Sinn des Pluralismus zugelassen werden. Er sieht ein gewisses Spannungsverhältnis zwi-

schen dem Schaffen sicherer Räume für marginalisierte Gruppen, um ihre Ansichten darzule-

gen und der Zulassung von Meinungen privilegierter Gruppen innerhalb dieser Räume, die Po-

sitionen von Marginalisierten entgegenstehen. Hier gilt es bedacht vorzugehen, um Dialog zwi-

schen Gruppierungen zu fördern (Interview 3, Z: 242-250). Durch solche geschaffenen Räume 

wird die Initiierung von Dialog und Transformation seiner Meinung nach erst möglich. Im Rah-

men des Dialogs können Anliegen diskutiert werden, die zwischen Individuen oder Gruppen, 

aber auch in der Gesellschaft bestehen. Dialog unterstützt dabei möglichst vielen Stimmen 

Raum zu geben und somit Vielstimmigkeit zu fördern und Begegnungsräume zu schaffen (In-

terview 3, Z: 70-72, 90-95, 98-105, 116-123, 171-173, 322-331). Die unterschiedlichen Kunst-

formen im Projekt dienen dazu derartige Dialogräume zu ermöglichen; Etwa durch Theater-

praktiken, die auf partizipativen, demokratischen Prinzipien beruhen (Interview 3, Z: 313-316; 

Interview 4, Z: 16-19).  

Eine Interviewpartnerin betont, dass sie ihre Kunst nutzt, um über die Kunstform des Perfor-

mance-Theaters das Publikum aktiv einzubeziehen, indem sie die Personen dazu einlädt das 

Theatermachen als gemeinsamen Partizipationsraum zu verstehen. In diesem Partizipations-

raum können vielseitige Ideen und Vorstellungen ausgetauscht werden und er dient dazu sich 

gegenseitig kennenzulernen. Für sie besteht die Kunst des Theatermachens darin, auf einer tie-

feren Ebene mit dem Publikum zu kommunizieren. Dafür nutzt sie in der Regel autobiographi-

sche Inhalte, die aus persönlichen Geschichten stammen. Diese Geschichten umfassen ihre ei-

genen, aber auch fremde Erfahrungen und sind zum Teil ebenso frei erfunden. Die Künstlerin 
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beschreibt, wie es ihr durch die Darstellung dieser Geschichten gelingt, mit dem Publikum in 

einen intellektuellen Austausch zu treten, bei dem oft gesellschaftspolitische Themen bearbeitet 

werden können. Autobiografisches Material wird als wirkungsvoller Kommunikationsweg be-

schrieben, der das Publikum tiefer anspricht, als die direkte Thematisierung politischer Themen 

(Interview 4, Z: 21-23, 69-76). 

Ein Interviewpartner spricht über verschiedene Ebenen auf denen Theaterarbeit wirken kann, 

beginnend beim eigenen Körper als Ausgangspunkt für die Befreiung von internalisierten Un-

terdrückungsstrukturen, bis hin zu Gruppendynamiken und Befreiung der Gesellschaft. Ein 

Traum der interviewten Person besteht darin, dass Jugendliche, die bislang mitunter Teilneh-

mende in Theater Workshops sind, diese einmal selbst für Gleichaltrige anbieten und leiten 

(Interview 3, Z: 229-237, 250-262). 

Im Rahmen ihrer künstlerischen Tätigkeit erleben mehrere Interviewpartner:innen wie wichtig 

es ist, auf andere Menschen zuzugehen und herauszufinden, welche Themen für sie relevant 

sind; insbesondere in Bezug auf das Gefühl von Zugehörigkeit zur Gesellschaft (Interview 3, 

Z: 313-316, 270-277; Interview 4, Z: 16-19, 81-84; Interview 6, Z: 7-13). 

 

Symbol für Pluralität  

Die Kategorie „Symbol für Pluralität“ generiere ich aus Interviews, die unter anderem die Viel-

falt innerhalb der Gesellschaft ansprechen. Die Kategorie unterstreicht die Bedeutung, welche 

die Interviewpartner:innen der Vielfalt innerhalb der Gesellschaft und dem Bestreben, jedem 

Mitglied der Gesellschaft eine Stimme zu geben, zuweisen. In diesem Zusammenhang reflek-

tieren die Interviewpartner:innen über Nationalität, Identität und gesellschaftliche Zugehörig-

keit. Die Interviewpartner:innen nutzen ihre Kunstpraxis, um die Vielfalt der Gesellschaft her-

vorzuheben und positive Aspekte dieser pluralen Zusammensetzung zu unterstreichen (Inter-

view 2, Z: 134-146; Interview 3, Z:211-213; Interview 5, Z: 33-38, 65-73; Interview 7, Z: 132-

138; Interview 8, Z: 101-115; Interview 9, Z: 243-247, Interview 10, Z: 16f, 19-22). 

So betonen zwei Interviewpartner:innen, dass die Gesellschaft vielschichtig und vielseitig ist. 

Ihnen ist bewusst, dass sie ihre Kunst vielfältig ausrichten müssen, wenn sie möglichst unter-

schiedliche Menschen ansprechen wollen (Interview 2, Z: 134-136; Interview 3, Z: 211-213). 

Ein anderer Interviewpartner beschreibt, wie seine Kunstform von der Vielseitigkeit der Per-

spektiveneinnahme inspiriert wurde. Bildhauerei ist eine Kunstform, die mit Dreidimensiona-

lität arbeitet. In der Betrachtung einer Skulptur können unterschiedliche Perspektiven einge-

nommen werden, die unterschiedliche Seiten der erzählten Geschichte aufzeigen. Genauso wie 

man eine Skulptur von mehreren Perspektiven betrachtet, so sollte man auch die Welt in ihrer 
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Vielseitigkeit betrachten: „I chose it because it's three-dimensional. You always have to look at 

a sculpture in different ways. And this is how we're supposed to look at the world.  There is not 

just one angle. We need to look at it from every angle. Because what I see from my angle, you 

do not see it from your angle. And sculpture for me is like a language of exchange. Sculpture 

is three-dimensional. It is not just one way of thinking. There is always another side to it“ (In-

terview 5, Z: 33-38). Aus diesem Grund lehnt er die Idee des Nationalismus ab. Als Künstler 

sieht er sich als Teil und Bürger dieser Welt. Er fühlt sich nicht bloß einem Land zugehörig, 

weil er einen bestimmten Reisepass hat. Könnte er es sich aussuchen, dann würde er hier als 

Künstler leben wollen, ohne auch nur eine bestimmte Nationalität haben zu müssen (Interview 

5, Z: 65-73). Ein weiterer Interviewpartner betont die verbindende Wirkung von Tanz. Er be-

sucht einen Workshop zu Hip-Hop, wo er über die Geschichte des Tanzes lernt und erzählt, wie 

dieser Tanzstil mittlerweile weltweit praktiziert wird und die verschiedensten Menschen 

dadurch zusammenbringt. Dieser Tanzstil ist für ihn Ausdruck dessen, wie man gemeinsam 

Neues lernt und wachsen kann (Interview 7, Z: 132-138). Eine weitere Interviewpartnerin un-

terstreicht, dass sie sich in ihrer Kunst thematisch mit dem Zusammenspiel von Individuum und 

Kollektiv beschäftigt und dabei unter anderem herausarbeitet, dass ein Individuum im Kollektiv 

entsteht und das Kollektiv sich wiederum aus den Individuen zusammensetzt (Interview 10, Z: 

16-22). 

 

Geschaffene Räume für Beteiligung, Ermächtigung und Pluralität 

Zusammenfassend kann hier gesagt werden, dass die Interviewdaten zeigen, dass Kunst aktiv 

genutzt wird, um Kommunikations- und Teilhaberäume zu schaffen, in denen ein gegenseitiger 

Dialog und Austausch über persönliche Erfahrung und gesellschaftspolitische Anliegen geför-

dert wird. Kunst wir als Werkzeug genutzt, um sichere Räume für Diskussionen und Meinungs-

austausch zu schaffen. Inklusion und Demokratieverständnis spielen eine entscheidende Rolle 

dabei Individuen, Gruppen und Gemeinschaften partizipativ zu ermächtigen. Die Vielfalt in-

nerhalb der Gesellschaft wird als wichtig und wertvoll erachtet. Die Befragten nutzen Kunst, 

um diese gesellschaftliche Vielfalt hervorzuheben und positive Aspekte dieser pluralen Zusam-

mensetzung zu unterstreichen. Aus den Interviews ergibt sich, dass verschiedene Perspektiven 

und Identitäten innerhalb der Gesellschaft Repräsentation finden sollen. 
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6.1.3. Identität 

 

Die Kategorie Identität ist ebenso deduktiv aus meiner theoretischen Grundlage abgeleitet und 

bezeichnet ein von Aushandlungsprozessen begleitetes Zugehörigkeitsgefühl, das zu einem 

Selbstverständnis bzw. einer Selbstkonstitution der handelnden Akteur:innen führt, und – im 

Zusammenhang dieser Forschungsarbeit – als zur Identifikation mit dem Lebensmittelpunkt 

führend verstanden wird (Isin E. , 2009, S. 18; Isin E. , 2002, S. 50; Köster-Eiserfunke, 

Reichhold, & Schwiertz, 2014, S. 187). Aus den Interviews habe ich drei Unterkategorien ge-

neriert: Kunst als Ausdruck des Selbst, weiters politische Dimension von Identität und Kunst 

als Mittel zur Mitteilung. Zugehörigkeit ist für mich ein komplexes Phänomen, das sich auf 

verschiedene Aspekte und Ebenen beziehen kann, wie zum Beispiel auf die Zugehörigkeit zu 

einer Gruppe, einer Gemeinschaft, einem Ort. Mit diesen Unterkategorien teile ich die Aussa-

gen der Interviews in drei Kategorien auf. Bei der ersten Unterkategorie geht es um die Aus-

handlungsprozesse von Selbstverständnis, bei welchem Kunst unterstützen kann und wie die 

Interviewpartner:innen Kunst dafür einsetzen. Der Fokus der zweiten Unterkategorie liegt auf 

dem Zusammenhang zwischen Selbstdefinition und Umwelt, die in den Interviews angespro-

chen werden, und wie Kunst diesen Aushandlungsprozess unterstützen kann. Während die 

dritte Unterkategorie sich mit der Darstellung persönlicher Erfahrungen und Geschichten be-

schäftigt. 

 

Kunst als Ausdruck des Selbst 

Aus den Interviews abgeleitet ist auch die Unterkategorie „Kunst als Ausdruck des Selbst“. Aus 

den Angaben meiner Interviewpartner:innen interpretiere ich einen Zusammenhang zwischen 

künstlerischen Ausdrucksformen und Identität. Die Zitate zeigen, dass Kunst für meine Inter-

viewpartner:innen einen Ausdruck ihres Identitätsverständnisses ermöglicht, aber auch dabei 

helfen kann sich selbst und die Umwelt zu verstehen. 

Eine Interviewpartnerin spricht über die Herausforderungen in Bezug auf ihre politische Parti-

zipation und beschreibt, wie sie sich oft verloren und ohnmächtig fühlt, wenn sie sich mit poli-

tischen Themen auseinandersetzt. Ihre Kunstform nutzt sie, um sich zu diesen Themen auszu-

drücken und ihre Gedanken und Gefühle zu verarbeiten und mit dem Publikum zu teilen. Sie 

spricht über Populismus und Ausgrenzungspolitik, die sie als Migrantin und farbige Frau im 

Alltag verspürt. Theater ist für sie eine Möglichkeit ihre Erlebnisse zu verarbeiten und mit an-

deren zu teilen (Interview 4, Z: 44-48, 95-102). 
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Eine junge Künstlerin erzählt vom Design Workshop, den sie besucht. Sie findet die Kunstrich-

tung ansprechend, da sie sich im Designen verwirklichen kann. Sie verarbeitet Erfahrungen aus 

ihrem Herkunftsland in ihrem Design (Interview 1, Z: 35-38). 

Ein Interviewpartner erzählt, wie ihm Kunst geholfen hat, mit seiner Legasthenie umzugehen. 

Bevor er künstlerisch tätig wurde, hatte er nach eigenen Angaben Schwierigkeiten in der Kom-

munikation, fühlte sich oft unsicher, wenn er mit anderen gesprochen hat. Durch die Bildhaue-

rei stellte er fest, dass es ihm viel leichter fällt sich über die Gestaltung physischer Dinge aus-

zudrücken. Diese Kunstform wurde für ihn eine Form der Kommunikation, mit der er sich 

wohlfühlt und durch die er selbstbewusst auftreten kann. Bildhauerei ermöglich ihm nun auch 

Schwerfälliges und Konflikte, insbesondere politischer Natur, zu thematisieren (Interview 5, Z: 

149-162). 

Ein junger Künstler erzählt, dass er nach Erzählungen schon als kleines Kind rhythmische und 

künstlerische Neigungen hatte, die sich nun zu einer Leidenschaft für Musik und Kunst entwi-

ckelt haben. Er sagt, dass er, seit er denken kann, Musik machen möchte, die andere Menschen 

inspiriert (Interview 9, Z: 66-75). 

Ein Interviewpartner gibt an, dass ihm das Projekt wichtig ist, weil es junge Menschen über 

unterschiedliche Kunstformen dabei unterstützt, ihre eigenen Fähigkeiten und Talente zu ent-

decken und ihren Platz in dieser Welt zu finden. Er erzählt von seiner Erfahrung, dass junge 

Menschen oft glauben, Kunst sei etwas, was nur in Museen zu finden ist und privilegierten 

Menschen vorbehalten ist. Diesem Missverständnis möchte er entgegenarbeiten, indem er den 

jungen Leuten zeigt, wie sie sich selbst und das, was sie ausmacht, über künstlerische Aus-

drucksformen mit ihrer Umwelt teilen können (Interview 6, Z: 24-30; 60-67). 

Eine Künstlerin spricht über ihre Erfahrungen als farbige Frau aus einem lateinamerikanischen 

Land, welches sie selbst als Land aus der dritten Welt bezeichnet. Sie sagt, dass sie sich in ihrer 

Kunstpraxis bewusst nicht mit politischen Themen befasst, weil sie nicht als politische Künst-

lerin wahrgenommen werden will. Sie möchte nicht auch noch bei ihrer Kunstpraxis an die 

Herausforderungen erinnert werden, denen sie als farbige Frau mit Herkunft aus einem latein-

amerikanischen Land und Künstlerin ohnehin gegenübersteht. Gleichzeitig betont sie, dass ihre 

Figuren, die sie zeichnet, schwarz sind und sie dadurch indirekt Stellung bezieht (Interview 8, 

Z: 47-50, 64-68, 68-74). 

 

 

 

 



 

58 
 

Politische Dimension von Identität 

Die aus den Inhalten der Interviews generierte Kategorie politische Dimension von Identität 

steht für die vielfältigen Perspektiven und Erfahrungen, in denen die individuelle Identität stark 

von politischen Faktoren wie Kontexten geprägt wird. Im Rahmen der Interviews wurden meh-

rere Themen in Zusammenhang mit politischen Aspekten betreffend Identität angesprochen: 

die Relevanz des (freien) Wahlrechts, der Einfluss des politischen Umfelds bzw. politischer 

Rahmenbedingungen auf Identität oder die Nutzung von Kunst als Ausdruck zur Darstellung 

der Herausforderungen von Zugehörigkeit in einer Gesellschaft und Identitätsempfinden in die-

sem Zusammenhang. Die gewählte Kategorie verdeutlicht, wie politische Rahmenbedingungen 

die Wahrnehmung von Identität formen können, ob bzw. wie sich Individuen in politischen 

Diskursen positionieren oder Aussagen dazu durch ihre Kunst machen.  

Ein Interviewpartner lebt in Wien und fühlt sich sehr mit der Stadt verbunden. Sie ist sehr aktiv 

in der Stadt und der Kunstszene involviert. Er betont, dass seine Kunst stets politisch ist und 

sieht die Gründe dafür in seiner Herkunft und Erfahrung des Aufwachsens und Lebens in einem 

Konfliktgebiet. Für ihn ist Kunst eine Möglichkeit gegen Krieg und Gewalt anzukämpfen. Mein 

Interviewpartner betrachtet Wien als seine Heimat, empfindet aber gleichzeitig, dass die Stadt 

ihn als Teil von sich akzeptieren muss. Das Empfinden der Zugehörigkeit ist für ihn zwar ge-

geben, gleichzeitig fühlt er sich von seinem Lebensmittelpunkt Wien jedoch nicht gänzlich an-

genommen (Interview 5, Z: 29-33, 38-41; 49-51). 

Ein anderer Interviewpartner, der seinen Lebensmittelpunkt ebenfalls in Wien sieht, betont 

gleichsam seine Verbundenheit mit Deutschland und Gefühlen von Freiheit und Daheim-sein, 

welche er mit Deutschland verbindet. Er bezieht diese auf die Bedeutung, die Wahlen in 

Deutschland haben, aufgrund des größeren Machtkontextes des Staates. Für ihn fühlt es sich 

an, als würde seine Stimme in Deutschland mehr zählen, als wenn er in Österreich wählen 

dürfte. Mein Interviewpartner identifiziert sich stärker mit Wien, seinem Lebensmittelpunkt, 

als mit Österreich als Ganzem. Er deutet an, dass er, bevor er in eine andere Stadt in Österreich 

ziehen würde, eher zurück nach Deutschland gehen würde (Interview 3, Z: 201-210). 

Eine Interviewpartnerin gibt an in ihrer künstlerischen Arbeit zwei Rollen zu haben. In der 

einen Rolle konzentriert sie sich stark auf politische Themen und Inhalte und beobachtet wie 

sich diese Thematik auf das Publikum und die Proben mit Kolleg:innen auswirken. Andererseits 

spricht sie davon, dass das Persönliche politisch ist: „And the other one is one of the very well-

known ideas that personal is political” (Interview 4, Z: 38f). Daher arbeitet sie viel mit autobi-

ographischem Material in ihrer selbstbenannten zweiten Rolle. Ihrer Erfahrung nach werden 

Inhalte rasch politisch interpretiert. Persönliche Erfahrungen etwa, weil man sich als Migrantin 
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oder Frau zu einem Thema äußert. Die Person betont, dass sie der Meinung ist, ihr Migrations-

hintergrund bereichert ihre Kunst, da sie Erfahrungen aus einem anderen Land weitergeben 

kann – insbesondere in politischer Hinsicht. Sie betont, dass das Land aus dem sie kommt, wie 

eine Demokratie wirke, allerdings keine sei (Interview 4, Z: 36-44, 102-106). 

Wiederum eine weitere Künstlerin beschreibt, dass sie über die Jahre in vielen Projekten tätig 

war. Ihre künstlerische Tätigkeit beschreibt sie in Phasen, die sich an unterschiedlichen Themen 

orientieren, welche sie bearbeitet hat. Ihr Interesse beschreibt sie als rein ästhetisch und ihre 

Kunst als grundsätzlich ohne politischen Fokus. Sie wählt diesen Zugang bewusst, da sie ihre 

Herkunft, ihr Geschlecht, ihre Hautfarbe und die Tatsache, dass sie Teil einer Minderheit ist, 

nicht zusätzlich betonen möchte. Gleichzeitig ist sie sich bewusst, dass in ihrer Kunst indirekt 

(gesellschafts-) politische Aspekte mitschwingen. Interessant ist ihre Charakterisierung der 

Kunstszene in Wien in zwei Pole – den weißen, konservativen auf der einen Seite und den 

bunten, liberalen auf der anderen Seite. Obwohl es ihr gelingt in beiden Kunstszenen anerkannt 

zu werden, empfindet sie die Abgrenzung als Trennung, obwohl Kunst für sie etwas Verbin-

dendes, etwas Gemeinschaftliches ist. Diese Trennung in der Szene empfindet sie als unbehag-

lich. Auch diese Interviewpartnerin hat keine österreichische Staatsbürgerschaft und spricht 

über ihre persönliche Ambivalenz zu dieser. Sie hätte bereits die Möglichkeit die Staatsbürger-

schaft zu beantragen, zögert jedoch. Ihre Herkunft und Erfahrungen beeinflussen ihr Gefühl der 

Zugehörigkeit und schaffen eine Art Identitätskonflikt (Interview 8, Z: 42-47, 54-61, 82-88, 

127-134, 187-199, 202-207). 

In den Interviews zeigt sich ein Reflektieren über Zugehörigkeitsgefühl, über politisches Be-

wusstsein und die Einflussnahme politischer Kontexte auf die Bildung von Identität. In einigen 

Interviews zeigt sich die Ansicht, wie Identität durch politische Kontexte geprägt wird. Die 

Betonung der eigenen Herkunft und die Art und Weise, wie man in verschiedenen Gesellschaf-

ten anerkannt oder nicht anerkannt wird, ist ein zentraler Punkt. Einige fühlen sich im Land 

ihres Lebensmittelpunkts in Österreich nicht politisch repräsentiert oder anerkannt. Sie nutzen 

ihre Kunst als eine Art politischer Ausdruck, um ihre Herkunft und Perspektive sichtbar zu 

machen. Die Interviews zeigen auch, wie Identität und Politik in der Kunst miteinander verwo-

ben sind. Einige Künstler:innen nutzen ihre Kunst als Plattform, um politische Botschaften zu 

vermitteln, sei es über Migration, Geschlechterrollen oder gesellschaftliche Probleme in ihren 

Herkunftsländern. Andere Künstler:innen sehen ihre Kunst nicht explizit als politisch an, ob-

wohl sie sich bewusst sind, dass sie aufgrund ihrer eigenen Identität und Erfahrungen politische 

Aussagen machen könnten. Ein weiterer angesprochener Punkt ist die Frage nach der Staats-

bürgerschaft und das damit einhergehende Verständnis von Zugehörigkeitsgefühl. Einige 
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fühlen sich in einem Identitätskonflikt, da sie zwischen verschiedenen Orten aufgewachsen 

sind, eine andere als die Österreichische Staatsbürgerschaft haben und mit sich iterativ ausver-

handeln, wo sie wirklich hingehören.Kunst wird von meinen Interviewpartner:innen überwie-

gend als ein Mittel gesehen, um sich politisch auszudrücken oder um politische Diskussionen 

in einem breiteren Kontext zu führen. Sie wird als Sprache betrachtet, um Identität, Herkunft 

und soziale Probleme sichtbar zu machen (Interview 5, Z: 29-33, 38-41; 49-51; Interview 3, Z: 

201-210; Interview 4, Z: 36-44, 102-106; Interview 8, Z: 42-47, 54-61, 82-88, 127-134, 187-

199, 202-207; Interview 11, Z: 23-25). 

 

Kunst als Mittel zur Mitteilung 

Die Kategorie künstlerische Ausdrucksform leite ich aus dem Inhalt der Interviews, basierend 

auf den Zitaten, ab. In den Interviews werden künstlerische Ausdrucksformen wie Theater, De-

sign, Rap, Malerei, Fotografie und Bildhauerei angesprochen und welche Bedeutung sie für 

individuellen Ausdruck und gesellschaftliche Themen haben. Dabei wird ihre Rolle als Mittel 

zur Darstellung persönlicher Erfahrungen und Emotionen angesprochen sowie ihre Rolle zur 

Behandlung gesellschaftlich relevanter Themen. In einigen Interviews wird betont, dass es 

wichtig ist, politische oder gesellschaftliche Themen in der eigenen Kunst zu behandeln (Inter-

view 1, Z: 16-18, 23-27, 30-33; Interview 4, Z: 26-33, 52-58; Interview 6, Z: 13-19, 51f, 57f, 

214-220; Interview 9, Z: 31-35, 111-119, 160-169,172-179, 213-224), während andere der Mei-

nung sind, Kunst ist als Mittel zu rein persönlichem Ausdruck zu sehen (Interview 7, Z: 6-8, 

21-23, 29-31, 70f, 100, 102f, Interview 11, Z: 10f). 

Eine Interviewpartnerin probiert im Rahmen des Projekts bewusst verschiedene Ausdrucksfor-

men aus um zu sehen, bei welcher sie sich am Wohlsten fühlt ihre Stimme auf kreativem Weg 

mit anderen zu teilen. Sie reflektiert darüber, wie sie bereits früher an einem Filmprojekt teil-

genommen hat und sich nun für Design als Kunstform interessiert und nach neuen Ausdrucks-

möglichkeiten sucht. Dabei betont sie die Vielfältigkeit von Design und wie Design ihr erlaubt, 

verschiedene Stile zu variieren und zu kombinieren und landestypische Elemente ihrer eigenen 

Herkunft einzuarbeiten (Interview 1, Z: 16-18, 23-27, 30-33). 

Eine weitere Interviewpartnerin spricht von ihrer Ausdrucksweise über körperbetontes, bewe-

gungsbasiertes Theater, über das sie Themen wie Patriarchat, Mobbing, ihre Migrationserfah-

rung sowie Erfahrungen von Frauen im Alltag bearbeitet (Interview 4, Z: 26-33, 52-58). 

Ein Interviewpartner gibt an, ebenfalls an mehreren Workshops im Projekt teilzunehmen, um 

möglichst viele verschiedene Kunstformen auszuprobieren. Besonders beeindruckt hat ihn etwa 

die Möglichkeit, durch Kunst einem Objekt eine andere Funktion, als wofür das Objekt weithin 
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bekannt ist, zu geben. Er spricht davon, eine Waffe in eine Nähmaschine umzuwandeln. Diese 

Transformation von einem Symbol der Gewalt in etwas Positives hat ihn beeindruckt und mo-

tiviert. Für ihn ist Kunst eine persönliche Ausdrucksform, durch die die Meinung des/der Künst-

ler:in weitergetragen werden kann (Interview 7, Z: 6-8, 21-23, 29-31, 70f, 100, 102f). 

Ein weiterer Interviewpartner beschreibt seine Leidenschaft für die Kunstform des Rap. In Be-

zug auf die politische Dimension der Kunst sieht er Kunst als „Reflektieren von Gefühlen, Ab-

sichten, also Gefühlen, Absichten, Taten in einer Kreation“ (Interview 9, Z: 162). Er betont 

jedoch, dass Kunst für ihn per Definition nicht zwangsläufig politisch sein muss, obwohl Kunst 

durchaus dazu dienen kann, politische Botschaften zu vermitteln. Er sieht in seiner Musik eine 

Form der Kommunikation, eine Möglichkeit, seine persönlichen Gedanken und Ansichten mit 

dem Publikum zu teilen (Interview 9, Z: 31-35, 111-119, 160-169, 172-179, 213-224). 

In den Interviews wird betont, dass Kunst – unabhängig von ihrer Form – als Ausdrucksmittel 

für individuelle Geschichten und Meinungen dienen kann und die Möglichkeit, sich durch 

Kunst auszudrucken in gewisser Hinsicht als Freiheit angesehen wird. Die Interviewpartner:in-

nen teilen die Erfahrung, dass sie ihre Stimme und ihre Meinung in Form von künstlerischen 

Ausdrucksformen darstellen und weitergeben können. 

 

Kunst als Spiegel des Selbst und gesellschaftlicher Werte 

Zusammenfassend kann hier gesagt werden, dass die Interviewdaten zeigen, dass Kunst als 

Mittel dazu dient, über das eigene Sein zu reflektieren. Ebenso setzen sich die Befragten in ihrer 

Kunst damit auseinander, welche Positionen und Rollen sie in der Gesellschaft und zu gesell-

schaftspolitisch relevanten Themen einnehmen, beispielsweise zu Populismus, Migrationser-

fahrungen und Ausgrenzungen. Die Interviews zeigen, dass politische Faktoren die individuelle 

Identität prägen, indem sie die Wahrnehmung von Zugehörigkeit und Anerkennung beeinflus-

sen. Die Wahl des Wohn- und Lebensorts spielt eine entscheidende Rolle in der Identitätsbil-

dung. Einige der Interviewten fühlen sich trotz Zugehörigkeit nicht vollständig akzeptiert von 

ihrer Wahlheimatstadt. Kunst wird als Plattform genutzt, um politische Aussagen zu machen 

und sich an politischen Diskursen zu beteiligen, sei es explizit oder implizit, aufgrund persön-

licher Erfahrungen. Kunst dient den Interviewpartner:innen auch als Mittel, um sich in ihrer 

Person, ihren Erfahrungen und ihren emotionalen Empfindungen auszudrücken und mitzutei-

len. Verschiedene Kunstformen wie Theater, Design, Rap, Malerei und Bildhauerei bieten 

ihnen die Möglichkeit dazu. Durch ihre Kunst können sie ihre Geschichten erzählen. 
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6.1.4. Selbstermächtigung 

 

Die deduktiv generierte Kategorie Selbstermächtigung steht für Empowerment von Individuen 

aufgrund des Wissens, dass sie ihre eigene Wahrheit und ihre Umwelt mithilfe der eigenen 

Ressourcen gestalten können. Dieses Verständnis gibt den Akteur:innen ein Gefühl der Selbst-

wirksamkeit und bestärkt sie in der Fähigkeit, ihre Ressourcen zur Gestaltung des eigenen Le-

bensraums einzusetzen (Herriger, 2015, S. 21). Der Oberkategorie Selbstermächtigung sind 

drei Unterkategorien unterstellt, die ich aus den Inhalten der transkribierten Interviews abgelei-

tet habe: Vorbildfunktion, Veränderungskraft und soziale Verantwortung. 

 

Vorbildfunktion 

Die Unterkategorie Vorbildfunktion basiert auf Zitaten aus den Transkripten der Interviews, bei 

denen die Interviewpartner:innen Bezug auf ihre Motivationen in der Arbeit mit jüngeren Men-

schen nehmen. Aus den Interviews ergibt sich, dass meine Interviewpartner:innen Selbster-

mächtigung durch die Einnahme von Vorbildfunktionen erfahren. 

Eine Künstlerin betont, dass sie gerne mit jungen Menschen zusammenarbeitet. Sie sieht sich 

in einer Vorbildrolle, insbesondere für junge Menschen mit Migrationshintergrund. Sie hat die 

Erfahrung gemacht, dass ähnliche Erlebnisse die Empathie füreinander erleichtert und erzählt 

von Erlebnissen, wo sie um Rat gefragt wurde. Sie nutzt die Workshops, um den Teilnehmer:in-

nen Werkzeuge mitzugeben, sich über Malerei und Street Art auszudrücken und aktiv in der 

Gesellschaft zu agieren. Als Mentorin unterstützt sie andere dabei, einen kreativen Weg zu fin-

den (Interview 8, Z: 4-10, 11-18, 25-29,30-36). 

Eine weitere Künstlerin beschreibt Ähnliches. Sie ist zu einem gewissen Grad in (Jugend-)Pro-

jekten unterwegs, um ihr künstlerisches Wissen über das Schreiben und schriftliches Ausdrü-

cken an andere Menschen weiterzugeben und als Mentorin zu dienen (Interview 10, Z: 3ff). 

 

Veränderungskraft 

Die Kategorie Veränderungskraft leite ich aus den Ausführungen der Interviewpartner:innen 

ab, die eine Selbstermächtigung darin erleben, in den Auswirkungen ihres künstlerischen Schaf-

fens eine positive Veränderung wahrzunehmen. 

Ein Interviewpartner gibt an, dass es bei der Teilnahme in dem Projekt unter anderem auch 

darum geht, mithilfe künstlerischer und kreativer Ausdrucksformen etwas zu schaffen und zu 

präsentieren, auf das alle Teilnehmenden stolz sein können. Durch diesen Prozess und diese 
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Erfahrung wird Selbstbewusstsein und Selbstwert geschaffen bzw. aufgebaut (Interview 6, Z: 

229-233). 

Ein Teilnehmer beschreibt seine anfängliche Skepsis gegenüber einem Projekt bei dem er mit-

gewirkt hat, in dessen Rahmen Filme zu gesellschaftspolitisch aktuellen Themen gedreht wur-

den. Nach dem Dreh und der Aufführung gab es für ihn unerwartet positive Reaktionen der 

Zuschauer:innen. Er gibt an, sehr überrascht über die Rückmeldungen gewesen zu sein, da er 

und die anderen Darsteller:innen als politische Akteur:innen wahrgenommen wurden. Trotz 

seiner anfänglichen Skepsis erkennt er, dass so ein Projekt kleine, positive Veränderungen im 

näheren Umfeld bewirken kann. Er reflektiert, dass er zwar vielleicht in seiner Position alleine 

nicht viel bewirken, im Kollektiv jedoch sehr wohl Veränderungen anstoßen kann (Interview 

2, Z: 33-36, 36-39, 48-55, 169-171, 217-222). 

Ein Künstler erklärt, dass der Hauptzweck im Forumtheater nicht zwingend in der Mitteilung 

von Botschaften an das Publikum ist, sondern vielmehr darin liegt, dass in der darstellenden 

Gruppe Veränderungen stattfinden, während ein Theaterstück von dieser kollektiv erarbeitet 

wird. Er unterstreicht die Relevanz des Prozesses der gemeinsamen Arbeit in der Generierung 

des Stücks und die transformativen Auswirkungen auf die Theatergruppenmitglieder (Interview 

3, Z: 169-171). 

 

Soziale Verantwortung 

Die Subkategorie soziale Verantwortung umfasst die Einstellung der Interviewpartner:innen, in 

der Gesellschaft einerseits selbst Verantwortung zu übernehmen und daraus resultierend das 

Bemühen aktiv teilzuhaben und andererseits, auch andere Menschen dabei zu unterstützen. 

Ein Künstler betont, dass es für ihn wichtig ist, auf ethische Weise zu leben. Sein Beitrag zu 

einer ethischen Existenz ist es, sich in NGOs zu engagieren, die sich der gesellschaftlichen 

Transformation verschrieben haben, um Unterdrückung und Machtungleichgewichte zu be-

kämpfen. Daher ist er aktiv im Theater der Unterdrückten tätig, da dieses gezielt daran arbeitet, 

unterdrückten Stimmen in der Gesellschaft Gehör zu verschaffen (Interview 3, Z: 33-37, 181-

191). 

Für einen Interviewpartner ist der Demokratiegedanke und die Extremismusprävention von 

großer Bedeutung. Er führt sein Engagement auch auf das Erstarken des IS (Islamischen Staats) 

und dessen aufwendig produzierte Werbevideos zurück und begann damit junge Menschen an-

zusprechen, um sie mit seiner Kunst zu erreichen, bevor sie von extremistischen Gruppen re-

krutiert würden. Sein Ziel ist es, jungen Menschen eine alternative Perspektive aufzuzeigen, sie 
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bei ihrer Identitätsfindung zu unterstützen und gleichzeitig erkämpfte demokratische Werte zu 

schätzen (Interview 6, Z: 124-130, 151-154, 169f). 

Eine Interviewpartnerin nutzt Kunst, um kulturelle Frauenbilder zu thematisieren und in Bezie-

hung zu setzen. Dadurch möchte sie weitere Frauen ermutigen, sich gegen kulturelle Benach-

teiligungen zu behaupten (Interview 11, Z:17-20). 

Ein Künstler erzählt von seiner Mitwirkung in einem Projekt 2017, wo er als Kunstlehrer ge-

flüchtete Schüler:innen unterrichtete und mit ihnen künstlerisch tätig war. Er gibt an, sich an 

diesem Projekt beteiligt zu haben, um sich einzubringen und für andere einzusetzen und sein 

Wissen über Kunst und ihre Möglichkeiten zum individuellen Ausdruck weiterzugeben (Inter-

view 5, Z: 105-108, 164-167). 

Die Interviewpartner:innen engagieren sich daher, um über ihre Kunst gewisse Werte zu ver-

mitteln, das gegenseitige Miteinander zu verbessern und dadurch der Gesellschaft, die viel für 

sie getan hat, etwas zurückzugeben. Sie sehen es als ihre Verantwortung an, anderen Menschen 

zu helfen und solidarisch für eine positive Entwicklung der Gesellschaft einzutreten. Beispiels-

weise um über Kunst eine Möglichkeit zu haben, sich auszudrücken und dadurch auch das Ge-

fühl zu erlangen, Teil der Gesellschaft zu sein. Gleichzeitig dient das Medium künstlerischer 

Darstellung dazu zu erfahren, was gesellschaftliche Teilhabe und Demokratie für sie bedeuten, 

wo sie in der Gesellschaft ihren Platz sehen und ihnen den Raum dafür zu geben, sich und ihre 

Meinungen auszudrücken (Interview 5, Z: 105-108, 164-167; Interview 6, Z:3-7, 52-56, 90-94, 

116-120, Interview 7, Z:117f, Interview 10, Z: 24-27; Interview 11, Z: 17-20). 

 

Wegbereiter für Selbstwirksamkeit 

Zusammenfassend kann hier gesagt werden, dass sich aus den Interviewdaten ablesen lässt, 

dass die Interviewpartner:innen sich als Vorbilder für andere Menschen sehen, insbesondere 

solche, die ähnliche Hintergründe haben und ähnliche Erfahrungen gemacht haben wie sie. Sie 

nutzen dafür Kunst, Workshops und Projekte, um anderen Menschen Werkzeuge und Fähig-

keiten zu vermitteln und ihnen als Mentor:innen zu dienen. Kunst wird in weiterer Folge auch 

als Instrument zum Anstoß und zur Fortführung positiver Veränderung betrachtet, sowohl hin-

sichtlich individueller Erfahrung, als auch in der Gesellschaft. Die Teilnahme an Projekten zu 

künstlerischer Ausdrucksweise stärkt das Selbstbewusstsein der Befragten. Die Daten zeigen 

ein Empfinden erhöhter Selbstwirksamkeit der Teilnehmer:innen, die sich über künstlerische 

Ausdrucksformen ausdrücken. Zudem übernehmen die Interviewpartner:innen soziale Verant-

wortung, indem sie sich gesellschaftspolitisch engagieren, beispielsweise in NGOs, in Projek-

ten zur Extremismusprävention oder indem sie über ihre Kunst kulturelle Themen adressieren. 



 

65 
 

Sie nutzen Kunst um Mitgliedern der Gesellschaft demokratische Werte zu vermitteln, aber 

auch unterrepräsentierte Stimmen zu stärken und benachteiligten Gruppen eine Stimme zu ge-

ben. 

 

6.1.5. Subaltern Counterpublics 

 

Subaltern Counterpublics ist eine deduktive Kategorie, abgeleitet von Nancy Frasers gleichna-

migen Konzept, dass die öffentliche Sphäre von Machtstrukturen und Ungleichheiten geprägt 

ist, wodurch subalternen, marginalisierten Stimmen in der Gesellschaft kaum bzw. kein Stel-

lenwert eingeräumt wird; Insbesondere in dominierenden gesellschaftlichen Diskursen über die 

Lebensrealitäten von ausgegrenzten, an den gesellschaftlichen Rand gedrängten Menschen, 

fällt auf, dass die Betroffenen keine gleichberechtigte Mitsprache haben. Fraser versteht unter 

subaltern counterpublics sogenannte Gegenöffentlichkeiten, in welchen marginalisierte 

und/oder subalterne Gesellschaftsmitglieder die Möglichkeit schaffen Gegenreden zu herr-

schenden Diskursen über sie einzubringen und dadurch ihre eigenen Interpretationen und Wahr-

heiten zur Sprache zu bringen (Fraser, 1990; Dietz, 2011, S. 104f). 

Aus den Interviews ergibt sich, dass Kunst ein Mittel ist um wahrgenommen und akzeptiert zu 

werden. Kunst wird von den Befragten als Möglichkeit gesehen, sich innerhalb demokratischer 

Strukturen, in denen sie mangels Staatsbürgerschaft nicht formal wahlberechtigt sind, auszu-

drücken, ihre Meinung frei zu äußern und sich zu entfalten. In den Workshops des Jugendpro-

jekts werden etwa Themen wie Polizeigewalt, Rassismus und Diskriminierung angesprochen. 

Nicht-dazuzugehören ist ein Gefühl, dass viele Teilnehmer:innen der Workshops kennen: „Das 

Nicht-Dazugehören, das macht es dann natürlich schwer die Jugendlichen in die Gesellschaft 

zu integrieren, wenn sie immer das Gefühl vermittelt bekommen, sie sollen sich zwar anpassen, 

gehören aber irgendwie trotzdem nicht dazu“ (Interview 6, Z: 108-112). Der Interviewpartner 

erzählt, wie sich die Projektteilnehmer:innen von gesellschaftlichen Entscheidungen ausge-

schlossen fühlen und ihre Meinungen keinen Stellenwert haben, wodurch sie ein Desinteresse 

entwickeln, sich an politischen Themen und Diskussionen zu beteiligen (Interview 6, Z: 50f, 

104-108). Eine Befragte äußert sich dazu, dass es sie stört, dass von politischen Repräsentant:in-

nen Entscheidungen getroffen werden, die ihre Lebensumstände betreffen und beeinflussen, 

obwohl sie an der Wahl der politischen Entscheidungsträger:innen nicht teilnehmen darf (In-

terview 1, Z: 77-80, 90-93). Die Offenheit und Toleranz im Projekt hingegen, gegenüber unter-

schiedlichen Formen der Kunst und der Vielfalt der Teilnehmenden, wird in den Interviews 

positiv reflektiert. Dies schließt die Offenheit gegenüber unterschiedlichen Hintergründen, 
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Musikgeschmäckern und künstlerischen Zugängen ein. Die Teilnehmer:innen fühlen sich und 

ihre Ansichten akzeptiert. Kunst wird als Ausdruck individueller Freiheiten und kreativer Ent-

faltung innerhalb einer demokratischen Gemeinschaft und als Bereicherung erlebt. Kunst er-

möglicht eine Verbindung zwischen der eigenen Lebensrealität und der Wahrnehmung anderen 

Menschen. Die Befragten schätzen den gegenseitigen Austausch und die Möglichkeit, über 

Kunst Verbindungen zu schaffen. Die Wahrnehmung der Teilnehmer:innen ist, dass im Projekt 

Empathie, Zusammenarbeit und eine positive Atmosphäre gefördert werden. Durch ihre Teil-

nahme am Projekt sehen sie eine Möglichkeit sich frei auszudrücken und zu erfahren, dass ihre 

Stimmen und Meinungen gehört werden und diesen Raum gegeben wird, ohne diskriminiert zu 

werden (Interview 2, Z: 27-29, 30f, 242-246; Interview 6, Z: 184-187; Interview 7, Z: 28, 122-

128; Interview 9, Z: 14-24, 198-202). 

 

Ermächtigung marginalisierter Stimmen 

Zusammenfassend kann hier gesagt werden, dass für die am Projekt teilnehmenden Stadtbür-

ger:innen ohne Wahlrecht die Themen Ausgrenzung, Diskriminierung und Gefühle des Nicht-

Dazugehörens präsent sind. Sie nutzen die Kunst als Mittel zum Selbstausdruck und -entfal-

tung, besonders in demokratischen Strukturen, in denen sie nicht formal politisch vertreten sind 

und berichten über ihre Diskriminierungserfahrungen, Polizeigewalt und Rassismus. Kunst ist 

für sie ein Ausdruck individueller Freiheit und kreativer Entfaltung. Durch künstlerische Aus-

drucksformen können die Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht ihre Lebensrealitäten der Öffent-

lichkeit zugänglich machen und sie den Wahrnehmungen anderer und Diskursen über sich ge-

genüberstellen. Die Befragten empfinden die Offenheit gegenüber Vielfalt und verschiedensten 

Hintergründen im Projekt äußerst positiv. Die Rahmenbedingungen im Projekt fördern die 

Möglichkeit, aber auch die Bereitschaft, der Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht ihren Stimmen 

Gehör zu verschaffen. 
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6.2. Kunst und ihre Rolle für politische Partizipation von Stadtbürger:innen ohne 

Wahlrecht 
 

Im Folgenden führe ich die wichtigsten Ergebnisse der zuvor dargelegten Analyse der einzelnen 

Ober- und Subkategorien zusammen. Die analysierten Inhalte setze ich in Bezug zu meiner 

Literatur. Die theoretischen Konzepte von Urban Citizenship sowie politischer Partizipation 

bilden den Rahmen, um die Praktiken und Erfahrungen der Befragten im Hinblick auf ihre po-

litische Teilhabe und Zugehörigkeit im städtischen Raum zu verstehen und zu interpretieren. 

Dabei lege ich den Fokus besonders auf jene Aspekte, die sich für mich hinsichtlich der Rolle 

von Kunst für politische Partizipation von Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht als zentral erwie-

sen haben, um in weiterer Folge die Forschungsfrage zu beantworten und auf die Bedeutung 

der Ergebnisse einzugehen. 

Für meine Einzelfallstudie habe ich das Förderprojekt „Demokratie, was geht?“ gewählt. Ich 

nehme dieses Projekt, im Sinne des Konzepts von Andrea Cornwall (Cornwall, 2002; Cornwall, 

2004), als Rahmen gebend für die Schaffung eines Partizipationsraums wahr. Die Interviewten 

Projektteilnehmer:innen sind allesamt Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht. Das Projekt „Demo-

kratie, was geht?“, steht beispielhaft für vergleichbare Projekte, welche Rahmenbedingungen 

bieten, um Partizipationsräume entstehen und wachsen zu lassen. Durch die Schaffung dieser 

Rahmenbedingungen ist es mitunter ein Ziel des Projekts, einen Beitrag zur Stärkung der De-

mokratie und der Förderung von Inklusion zu leisten. 

Die theoretischen Konzepte verdeutlichen, dass politische Partizipation mehr ist als nur das 

Ausüben formeller politischer Rechte wie dem Wahlrecht. Politische Partizipation umfasst 

ebenso informelle Praktiken der Bürger:innenbeteiligung und des Engagements im städtischen 

Raum (Isin & Wood, 1999; Hickey & Mohan, 2004). Die Interviewdaten zeigen, dass die Be-

fragten trotz fehlender Staatsbürgerschaft aktiv an der politischen Gestaltung ihres Lebensum-

feldes teilnehmen. Die Daten zeigen weiters eine Vielfalt an Ansichten zur politischen Partizi-

pation und Einflussnahme im Rahmen künstlerischer Ausdrucksformen. Einige der Befragten 

betonen, dass politische Beteiligung nicht auf Wahlen beschränkt ist, sondern auch anderweitig 

geschieht, beispielsweise durch Organisationen, künstlerische Gemeinschaften und Kommuni-

kation. Es wird die Bedeutung des Mitgestaltens und Mitbestimmens betont, sei es auf lokaler 

Ebene oder in größeren politischen Zusammenhängen. Die Idee, dass politische Teilhabe im 

Alltag beginnt, wird hervorgehoben, indem man sich in verschiedenen sozialen Situationen ak-

tiv einbringt und sich nicht durch Ängste oder gesellschaftliche Normen zum Schweigen brin-

gen lässt. Einige Interviewpartner:innen erwähnen das Bedürfnis, nicht nur passiv zu sein, son-

dern aktiv in politischen Projekten mitzuwirken und die eigene Stimme zu erheben; Besonders 
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in einem Umfeld, das von rassistischen Tendenzen geprägt ist. In den Interviews wird ange-

sprochen, dass Eigenschaften, die eine funktionierende Demokratie ausmachen, oft eng be-

trachtet werden, indem beispielsweise davon ausgegangen wird, dass die Meinungen und An-

sichten der Mehrheit einer Gesellschaft diese in ihren Grundpfeilern ausmachen. Das Wesen 

einer Demokratie auf die Möglichkeit zur Stimmabgabe bei politischen Wahlen zu beschrän-

ken, empfinden einige der Befragten als kurzsichtig. Vielmehr unterstützen sie die Ansicht, 

dass es in einer Demokratie darum geht, dass Minderheiten in der Gesellschaft die Möglichkeit 

nutzen mitzureden und sich einzubringen. Die Interviews zeigen das Bestreben, sich nicht auf 

traditionelle Formen der politischen Teilnahme zu beschränken, sondern vielmehr aktiv zu ge-

stalten, zu kommunizieren und sich einzubringen, sei es durch künstlerische Ausdrucksformen, 

Alltagsaktionen oder die Beteiligung an politischen Projekten. Diese Formen der informellen 

politischen Teilhabe entsprechen dem Konzept der „Acts of Citizenship“, bei denen Menschen 

durch ihre Handlungen ihre politische Subjektivität und ihre Rechte als Bürger:innen zum Aus-

druck bringen (Isin E. , 2008). Insgesamt zeigt die Interpretation der Interviewdaten, dass Kunst 

eine bedeutende Rolle bei der politischen Partizipation von Urban Citizens ohne Wahlrecht 

spielt. Sie ermöglicht es den interviewten Stadtbürger:innen aktiv an der Gesellschaft teilzuha-

ben, ihre Stimme zu erheben und auf politische Themen aufmerksam zu machen. Durch ver-

schiedene Formen des künstlerischen Ausdrucks und ihre kritische Kunstpraxis setzen sich die 

Stadtbürger:innen für Veränderungen ein und tragen dazu bei, gesellschaftliche Probleme sicht-

bar zu machen und alternative Perspektiven zu bieten. Durch die Kreativität, die Ideen und den 

Austausch über diese Ideen sowie die produzierten Kunstwerke schaffen die Teilnehmer:innen 

des Projekts ihren Partizipationsraum und gestalten diesen durch ihre Handlungen und formen 

ihn in ihrem Sinne, um sich auszudrücken und auszutauschen. Dieses Verständnis der Befragten 

von Partizipation als Recht auf politische Teilhabe, um insbesondere ihre Handlungsfähigkeit 

in den Vordergrund zu stellen, geht Hand in Hand mit dem theoretischen Verständnis von Hi-

ckey und Mohan zu Urban Citizenship (Hickey & Mohan, 2004, S. 70). Zusätzlich stützen die 

theoretischen Ansätze von Krenn (2017) und Pilic (2017) diese Erkenntnisse, die die transfor-

mative Kraft von Kunst in der Schaffung von Teilhaberäumen und der Förderung von Vielfalt 

und sozialer Gerechtigkeit betonen. 

Ein zentraler Aspekt ist die Betonung der Bedeutung des städtischen Lebensraums für die po-

litische Partizipation und Zugehörigkeit. Gemäß dem Urban Citizenship-Konzept ist die Stadt 

nicht nur ein physischer Ort, sondern auch ein sozialer Raum, in dem Menschen ihre Identität 

definieren und politische Ansprüche geltend machen (Bauböck, 2003, S. 150f). Die Inter-

viewdaten bestätigen diese Sichtweise, indem sie zeigen, dass die Interviewpartner:innen ein 
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starkes Zugehörigkeitsgefühl zur Stadt empfinden und sich mit ihr identifizieren, unabhängig 

von ihrer Staatsbürgerschaft oder ihrem Migrationshintergrund. Diese lokale Verbundenheit 

kann ein wichtiger Motivationsfaktor für politisches Engagement sein (Blokland, Hentschel, 

Holm, Lebuhn, & Margalit, 2015, S. 656). Kunst ist nicht nur ein Mittel zur Selbstentfaltung 

und des individuellen Ausdrucks, sondern spielt ebenso eine bedeutende Rolle bei der Schaf-

fung von Räumen der Partizipation zum Aufbau von Dialog und Empowerment von weniger 

Gehörten und subalternen Stimmen in der Gesellschaft. Die Analyse ergibt, dass Kunst eine 

wesentliche Rolle bei der Ausdrucksfindung und Verarbeitung von Identität spielt. Gleichzeitig 

ist Identität ein wesentlicher Faktor, der die Kunst der Stadtbürger:innen beeinflusst. Diese Er-

kenntnis wird durch die Arbeiten von Hess & Lebuhn (2014) und Blokland et al. (2015) ge-

stützt, die die Bedeutung von Identität als dynamischem Konzept betonen und welche durch 

politische Rahmenbedingungen geformt wird. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Rolle der 

Stadt als Entscheidungsebene für die Verteilung von Ressourcen und die Ausübung von Rech-

ten. Gemäß dem Urban Citizenship-Konzept werden viele politische und soziale Fragen auf 

lokaler Ebene entschieden, was den Einfluss der Stadtregierung und lokaler Akteur:innen auf 

die Lebensbedingungen der Bewohner:innen unterstreicht (Bauböck, 2003). Die Interviewda-

ten veranschaulichen diese Perspektive, indem sie zeigen, dass einige der Befragten sich für 

eine stärkere Einbindung in lokale Entscheidungsprozesse einsetzen, um ihr unmittelbares In-

teresse besser vertreten zu können. Dies unterstreicht die Bedeutung von politischer Partizipa-

tion auf lokaler Ebene für die Förderung von Urban Citizenship. Kunst bietet den Befragten 

eine Plattform, um politische Botschaften zu vermitteln, gesellschaftliche Diskussionen anzu-

regen und ihre Stimme hörbar zu machen. Die Ergebnisse zeigen, dass Selbstermächtigung 

(Empowerment) durch Kunst ein Aspekt ist, der für Partizipation durch Kunst eine Rolle spielt. 

Die Interviewpartner:innen sehen sich als Vorbilder für andere und nutzen ihr Wissen und ihre 

Fähigkeiten, um jüngeren Generationen zu helfen und diese zu stärken. Gleichzeitig erkennen 

sie die transformative Kraft von Kunst, wiederum sowohl auf persönlicher, als auch gesell-

schaftlicher Ebene. Durch ihr Engagement und ihre künstlerische Tätigkeit übernehmen sie so-

ziale Verantwortung und setzen sich aktiv für positive, inklusive Entwicklungen der Gesell-

schaft ein. Diese Erkenntnisse werden durch die Forschung von Theocharis & van Deth (2018) 

unterstützt, die die Bedeutung von expressiven und individualisierten Formen der Teilhabe als 

Modi politischer Partizipation beschreiben. Kunst dient den Befragten in diesem Sinne als Aus-

drucksmittel zur Mobilisierung und Vernetzung. 

Die Analyse der Interviewdaten zeigt, dass das Förderprojekt, welches sich künstlerischer Aus-

drucksformen als Medium bedient, Rahmenbedingungen schafft, die subalternen Gruppen eine 
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Plattform bieten, um ihre Stimmen zu erheben und ihre Lebensrealitäten auszudrücken. Pro-

jekte dieser Art fördern die Schaffung von Partizipationsraum für jene, die politisch nicht mit 

Staatsbürger:innen gleichberechtigt repräsentiert sind. Diese Erkenntnis wird durch Cornwall 

(vgl. 2004) unterstützt, die betont, dass Kunst als Mittel zur Schaffung von Partizipationsräu-

men fungiert, welche von sozialen, kulturellen und politischen Faktoren beeinflusst werden. 

Die in solchen Partizipationsräumen zu Tage tretenden Gegenöffentlichkeiten (vgl. Fraser, 

1990) ermöglichen es Urban Citizens ohne Wahlrecht ihre eigenen Interpretationen und Wahr-

heiten in gesellschaftliche Diskurse einzubringen. Durch die Offenheit und Toleranz in Kunst-

projekten wird Empathie gefördert und ein Raum geschaffen, in dem sich die Stadtbürger:innen 

ohne Wahlrecht frei ausdrücken können. Kunst wird so zu einem Instrument der Selbstermäch-

tigung und Inanspruchnahme des eigenen Wirkbereichs, der politischen Partizipation und des 

sozialen Wandels für die Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht. 

 

Beantwortung der Forschungsfrage und Bedeutung der Ergebnisse 

Basierend auf diesen Ergebnissen lässt sich die Forschungsfrage, welche Rolle Kunst bei poli-

tischer Partizipation von Urban Citizens ohne Wahlrecht spielt, folgendermaßen beantworten: 

Kunst ermöglicht Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht aktiv an der Gesellschaft teilzuhaben, ihre 

Stimme zu erheben und auf politische Themen aufmerksam zu machen. Durch verschiedene 

Formen des künstlerischen Ausdrucks setzen sich die Befragten für Veränderungen ein und 

tragen dazu bei, gesellschaftliche Probleme und soziale Ungleichheiten sichtbar zu machen und 

alternative Perspektiven und Herangehensweisen zu bieten. Dabei nutzen Urban Citizens ohne 

Wahlrecht Kunst in vielfältiger Weise, beispielsweise über künstlerische Ausdrucksformen wie 

Malerei, Bildhauerei, Rap, Gesang, Schauspiel und Literatur. Diese Kunstformen dienen nicht 

nur der Selbstentfaltung und dem individuellen Ausdruck, sondern auch der Schaffung von 

Räumen der Partizipation zur Förderung von Dialog und Empowerment von weniger gehörten 

Stimmen in der Gesellschaft. Die Motivationen und Ziele der Stadtbürger:innen variieren, aber 

im Allgemeinen nutzen Urban Citizens ohne Wahlrecht Kunst, um ihre Stimme zu erheben, 

gesellschaftliche Probleme anzuprangern, alternative Perspektiven zu bieten und Veränderun-

gen herbeizuführen. Sie möchten nicht nur passiv sein, sondern aktiv in politischen Projekten 

mitwirken. Die Daten zeigen, dass Menschen, die von rassistischen Tendenzen betroffen sind 

und diese am eigenen Leib verspüren, sich der Kunst bedienen, um aktiv in politischen Projek-

ten mitzuwirken und diese gesellschaftlichen Missstände sowie Spaltungs- und Ausgrenzungs-

mechanismen aufzuzeigen. Urban Citizens ohne Wahlrecht betrachten den künstlerischen Aus-

druck als integralen Bestandteil ihres politischen Engagements. Sie sehen Kunst als Mittel, um 
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politische Botschaften zu vermitteln, gesellschaftliche Diskussionen anzuregen und alternative 

Perspektiven zu bieten. Sie nutzen Kunst aktiv, um sich politisch zu engagieren und für Verän-

derungen einzutreten. Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht nutzen Kunst als ein wichtiges Kom-

munikationsmittel, um ihre Anliegen und Standpunkte zu vermitteln. Durch künstlerischen 

Ausdruck können sie auf subtile Weise politische Botschaften senden und öffentliche Aufmerk-

samkeit auf Themen lenken, die ihnen wichtig sind. Dies trägt dazu bei, ihre politische Teilhabe 

zu stärken, indem sie sich aktiv an gesellschaftlichen Diskursen beteiligen und ihre Stimme in 

gesellschaftspolitischen Prozessen Gehör verschaffen. Gleichzeitig bietet Kunst als Ausdrucks-

form aber auch die Möglichkeit die Kunstschaffenden in gewisser Weise bewusst zu anonymi-

sieren. Dadurch kann ihre Kunst für sich stehen und wirken, ohne dass zwingend ein Zusam-

menhang zur Identität herstellbar ist oder ein Rückschluss auf die Staatsbürgerschaft möglich 

ist. Auch dieser Aspekt ist für einige der interviewten Personen in Maßen von Bedeutung. Ins-

gesamt unterstreicht die Analyse die transformative Kraft von Kunst in der Schaffung von Teil-

haberäumen und der Förderung von Vielfalt und sozialer Gerechtigkeit. Kunst ermöglicht es 

Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht, sich aktiv an gesellschaftlichen Diskursen zu beteiligen und 

Veränderungen anzustoßen, indem sie alternative Perspektiven bieten und gesellschaftliche 

Probleme sichtbar machen. Kunst spielt eine zentrale Rolle, indem sie als Medium und Kataly-

sator dient, um politische Botschaften zu vermitteln, gesellschaftliche Diskussionen anzuregen 

und alternative Perspektiven anzubieten. 
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7. Conclusio 
 

Das Wesen einer Demokratie ist es, dass die Herrschaft vom Volk ausgeht und durch politische 

Mitbestimmung der in ihr lebenden Bürger:innen legitimiert wird. Es ist mitunter eine Heraus-

forderung für moderne, liberale und repräsentative Demokratien, dass das Wahlrecht sowie 

weitere direkt demokratische Rechte gesetzlich an die Staatsbürgerschaft geknüpft sind. In ei-

nem Staat, insbesondere in den großen Städten eines Staates, lebt jedoch eine Vielzahl von 

Menschen, denen dieses Recht auf politische Teilhabe durch Wahlen und direkt demokratische 

Rechte verwehrt ist. Dies rührt daher, dass sie eine andere Staatsbürgerschaft innehaben als jene 

des Staates, in dem sie ihren Lebensmittelpunkt haben. Bedingt durch die Beschränkung dieser 

politischen Rechte auf Staatsbürger:innen wird die bestehende strukturelle Ungleichheit mits-

amt dem durch dieses entstehende Demokratiedefizit reproduziert und durch Zuzug weiterer 

Menschen mit fremder Staatsbürgerschaft noch verstärkt (Valchars, Defizitäre Demokratie. 

Staatsbürgerschaft und Wahlrecht im Einwanderungsland Österreich, 2006; Ireland, 2000). 

Mit Rücksicht auf diese Ausgangslage war es Ziel der vorliegenden Masterarbeit die Notwen-

digkeit für ein breiteres Verständnis politischer Partizipation zu erkennen und diese, nicht be-

schränkt auf institutionelle Formen der repräsentativen Demokratie, zu verstehen. Individuelle 

und kollektive politische Handlungen werden in weiteren Bereichen gesetzt, um gesellschafts-

politische Probleme wie sozialer Ungleichheit zu thematisieren und zu lösen (Cornwall, 2002; 

Berg-Schlosser & Kersting, 2000).  

Der theoretische Rahmen für meine Forschungsarbeit basiert auf dem Konzept von Urban Ci-

tizenship, welches in den 1990er Jahren in angloamerikanischen Debatten über gesellschaftli-

che Inklusion und Exklusion auf lokaler Ebene aufkam. Es betont die Teilhabe von Stadtbe-

wohner:innen am sozialen Leben, an politischer Mitbestimmung und dem Zugang zu öffentli-

chen Gütern. Urban Citizenship definiert Zugehörigkeit breiter als nur durch Staatsbürgerschaft 

und betont den Lebensmittelpunkt als entscheidendes Merkmal (Blokland, Hentschel, Holm, 

Lebuhn, & Margalit, 2015). Dieses Konzept ermöglicht eine Sichtbarmachung sozialer Un-

gleichheiten und politischer Teilhabemöglichkeiten von Stadtbewohnern ohne formale Staats-

bürgerschaft (Gabauer, Knierbein, Lebuhn, & Širbegović, 2019). Es baut auf dem Citizenship-

Konzept auf, das sich mit Mitgliedschaft und Teilhabe in einer Gesellschaft befasst (Hess & 

Lebuhn, 2014). Die wissenschaftliche Diskussion knüpft an T. H. Marshalls Konzeption sozi-

aler Teilhabemöglichkeiten an, kritisiert jedoch dessen eurozentrischen Ansatz (Marshall, 2006 

[1950]). Urban Citizenship erweitert das Verständnis von Teilhabe auf städtischer Ebene und 

ermöglicht auch Nicht-Bürger:innen politische Mitbestimmung. Dies geschieht durch "Acts of 
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Citizenship", Handlungen, durch die Menschen ihre politische Subjektivität betonen (Isin & 

Wood, 1999; Isin E. , 2008). Urban Citizenship ist in verschiedenen wissenschaftlichen Diszip-

linen relevant und ermöglicht eine Betonung anpassungsfähiger Handlungsmuster und sozialer 

Praktiken (Kleinschmidt, 2017). Es strebt nach einer Einbindung aller Stadtbewohner in politi-

sche Prozesse und betont die Bedeutung lokaler Rechte und Vorteile, unabhängig von der Na-

tionalität (Bauböck, 2003). Der übergeordnete theoretische Zugang kann in der Theorie zu po-

litischer Partizipation verortet werden. Aus dieser Perspektive werden das Verständnis des Po-

litischen (Mouffe, 2007; Mouffe, 2013; Swyngedouw, 2009), von Partizipation (Dietz, 2011; 

Theocharis & van Deth, 2018; Lauth & Liebert, 1999; Krenn, 2017) sowie Partizipationsräu-

men (Cornwall, 2002; Cornwall, 2004; Walk, 2008; Schmid, 2005) und Gegenöffentlichkeiten 

(Cornwall, 2002; Fraser, 1990) gesehen. 

Insbesondere interessant ist die Rolle von Kunst als Mittel der politischen Partizipation, da 

Kunst eine soziale Praxis ist, welche die Möglichkeit bietet, politische Stimmen zu artikulieren 

und Dialoge über soziale und politische Themen anzuregen (Krenn & Morawek, 2017; Pilic, 

2017). Aus diesem Interesse heraus entstand die Forschung über die Rolle, welche Kunst als 

eben dieses Mittel für in der Stadt lebende Bürger:innen ohne Wahlrecht spielt. Zu diesem 

Zweck wurden qualitative Interviews mit der Zielgruppe, genauer Stadtbürger:innen, die man-

gels österreichischer Staatsbürgerschaft kein Wahlrecht an ihrem Lebensmittelpunkt besitzen, 

geführt. Der dafür von mir generierte Interviewleitfaden orientiert sich an den Vorgaben von 

Cornelia Helfferich (Helfferich, 2011; Helfferich, 2022). Die Interviewpartner:innen nahmen 

allesamt an einem geförderten Projekt teil, das integrative Kulturvermittlung und eine Ausei-

nandersetzung mit dem eigenen Demokratieverständnis zum Ziel hatte (Kollektiv Gleisdreieck, 

2023). Das Projekt wurde zum Zweck einer Einzelfallstudie ausgewählt und steht beispielhaft 

für Fallbeispiele mit vergleichbaren Rahmenbedingungen. Mithilfe der qualitativen Inhaltsan-

alyse nach Philipp Mayring (Mayring, 2022; Mayring & Fenzl, 2022) habe ich die Interviews 

ausgewertet und die Ergebnisse analysiert, um schließlich die Forschungsfrage zu beantworten. 

Die Analyse der Datenerhebung im Rahmen des Fallbeispiels „Demokratie, was geht?“ zeigt, 

dass Kunst eine entscheidende Rolle bei der politischen Partizipation von Stadtbürger:innen 

ohne Wahlrecht spielt. Die Interviews betonen, dass politische Beteiligung nicht auf Wahlen 

beschränkt ist, sondern auch durch künstlerische Ausdrucksformen, Organisationen und Kom-

munikation erfolgen kann. Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht sehen Kunst als Möglichkeit, ak-

tiv an der Gesellschaft teilzunehmen, ihre Stimme zu erheben und auf politische Themen auf-

merksam zu machen. Die Teilnehmer:innen nutzen verschiedene Formen des künstlerischen 

Ausdrucks, wie Malerei, Bildhauerei, Rap, Gesang, Schauspiel und Literatur, um 
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gesellschaftliche Probleme anzusprechen und alternative Perspektiven zu bieten. Sie möchten 

nicht nur passiv sein, sondern aktiv Veränderungen herbeiführen und politisch engagiert sein, 

insbesondere in einem Umfeld, das von rassistischen Tendenzen geprägt ist. Die Ergebnisse 

zeigen, dass Kunst eine Plattform bietet um politische Botschaften zu vermitteln und gesell-

schaftliche Diskussionen anzuregen. Kunst ermöglicht es Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht 

sich zu empowern und als Vorbild für andere zu fungieren. Projekte wie "Demokratie, was 

geht?" schaffen Rahmenbedingungen für subalterne Gruppen, um ihre Stimmen zu erheben und 

ihre Lebensrealitäten auszudrücken. 

Diese Ergebnisse, welche die Rolle von Kunst für Urban Citizens ohne Wahlrecht beleuchten, 

zeigen, dass die vom Wahlrecht ausgeschlossenen Stadtbürger:innen sehr wohl politisch inte-

ressierte und aktiv am gesellschaftspolitischen Leben teilhabende Subjekte sind. Zusammen-

fassend lässt sich sagen, dass Kunst eine zentrale Rolle bei der politischen Partizipation von 

Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht spielt, indem sie als Medium dient, um alternative Perspek-

tiven zu bieten, gesellschaftliche Probleme sichtbar zu machen und Dialoge zu fördern. Die 

vorliegende Masterarbeit möchte ein Bewusstsein für die reflektierende Auseinandersetzung 

mit politischen wie sozialen Strukturen und die aktive gesellschaftliche Teilnahme von Stadt-

bürger:innen ohne Wahlrecht schaffen. Die vorliegenden Ergebnisse können daher dazu beitra-

gen, ihre Stimmen und Perspektiven auf politische Partizipation durch Kunst in die Urban Ci-

tizenship Debatte einzubringen. 

Basierend auf der vorliegenden Masterarbeit und ihren Forschungsergebnissen ergeben sich 

weitere Fragen und Forschungsthemen, die für eine mögliche weitergehende Auseinanderset-

zung in der Entwicklungsforschung interessant wären. Folgend wäre es interessant, in einem 

weiteren Forschungsvorhaben zu betrachten, ob und unter welchen Voraussetzungen mithilfe 

künstlerischer Interventionen in informellen Räumen Gegebenheiten beeinflusst oder geschaf-

fen werden können, die gesellschaftliche Inklusions- und Exklusionsprozesse tatsächlich nach-

haltig transformativ beeinflussen. Meine Forschung hat unter anderem gezeigt, dass Identität 

ein relevanter Faktor für die Rolle von Kunst in politischer Partizipation sein kann. Umgekehrt 

beeinflusst politische Partizipation wiederum das Identitätsempfinden. Es wäre interessant, die 

Bedeutung von Identität als dynamischem Konzept, das durch Aushandlungsprozesse und ex-

terne Einflüsse wie politische Rahmenbedingungen geformt wird, hinsichtlich der Einfluss-

nahme auf politische Partizipation, zu verfolgen. Weiters wäre eine Beschäftigung über die 

politische Wirksamkeit von Kunstprojekten interessant die untersucht, wie effektiv Kunstpro-

jekte tatsächlich dabei sind, politische Veränderungen herbeizuführen oder politisches Be-

wusstsein zu schaffen. In diesem Zusammenhang wäre es interessant zu erforschen, wie digitale 
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Medien und soziale Plattformen die Möglichkeit für Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht beein-

flussen, sich durch Kunst politisch zu äußern und zu engagieren. Ebenso spannend wäre auch 

eine Auseinandersetzung anhand einer vergleichenden Studie, die etwa zwischen verschiede-

nen Städten oder Ländern untersucht, wie sich der Zugang zu politischer Partizipation für Men-

schen ohne Wahlrecht nach lokalem Kontext unterscheidet. Schließlich könnte eine Langzeit-

studie untersuchen, ob und wie sich die politische Partizipation von Urban Citizens ohne Wahl-

recht im Laufe der Zeit durch ihre Beteiligung an Kunstprojekten verändert oder verstärkt. 

Zu guter Letzt möchte ich nochmals betonen, dass es in dieser Masterarbeit darum geht, die 

Bedeutung von Kunst für politische Partizipation von Stadtbürger:innen ohne Wahlrecht zu 

untersuchen. Angesichts der Herausforderungen, die sich aus dem Ausschluss von Bevölke-

rungsanteilen aus dem demokratischen Prozess ergeben, geht es mir darum, eine alternative 

Form der politischen Beteiligung jenseits des traditionellen Wahlrechts und direkt demokrati-

scher Rechte zu beleuchten. Die Ergebnisse meiner Forschung zeigen, dass Kunstprojekte wie 

„Demokratie, was geht?“ Rahmenbedingungen schaffen, um weniger oder gar subalterne Grup-

pen zu ermächtigen ihre Stimme zu erheben.
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11. Anhang 
 

Anhang 1 Interviewleitfaden (Helfferich, 2011, S. 186) 

Leitfrage bzw. Erzählaufforderung 

  

Memo-Checkliste (Stichworte) 

Wurde der Aspekt erwähnt? Mögliche Nach-

frage, wenn nicht angesprochen 

Konkrete Frage (obligato-

risch, vorformuliert) 

An passender Stelle, ggf. 

auch am Ende möglich 

Aufrechterhaltungs- 

/Steuerungsfragen 

Themenkomplex 1 – Wahl der 

künstlerischen Ausdrucksform/ 

Kunstform 

Du bist Teil des Projekts „Demokra-

tie, was geht“. Was hat Dich zur Teil-

nahme an dem Projekt motiviert? 

Peers/Freund:innen mit ähnlichen Erfahrun-

gen (Gruppendynamik) 

Vernetzung 

Eine Stimme haben/finden 

Meine Geschichte erzählen 

Eigene Identität/Erfahrungen ausdrücken 

Selbstwirksamkeit 

Zugehörigkeitsgefühl in Gesellschaft 

Was hat Deine Entschei-

dung für die Kunstform … 

beeinflusst? 

  

 Nonverbale Aufrechterhal-

tung 

 

Kannst Du das noch näher 

erklären? 

 

Was bedeutet das für Dich 

…? 

 

Wie würdest Du … be-

schreiben? 

Themenkomplex 2 – Politische Be-

deutung von Kunst 

Wie siehst du das Verhältnis von 

Kunst/künstlerischen Ausdrucksfor-

men & Politik?  

Aufmerksamkeit erregen 

 

Menschen durch Kunst zusammenbringen 

 

Stereotypen/Ungerechtigkeit/Ungleichheit 

thematisieren 

Vorurteile abbauen 

Brücken bauen 

Veränderung anstoßen  

Inwiefern ist Kunst/sind 

Formen künstlerischen Aus-

drucks für dich politisch?  

 

Welche Themen bearbeitest 

Du im Rahmen des Pro-

jekts? 

 Nonverbale Aufrechterhal-

tung 

Kannst Du das noch näher 

erklären? 

 

Was bedeutet das für Dich 

…? 

 

Wie würdest Du … be-

schreiben? 
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Themenkomplex 3 – Politische 

Partizipation durch Kunst 

Inwiefern ist Deine Kunst für Dich 

eine Möglichkeit Dich mitzuteilen? 

Teilen von Gedanken/Meinungen/Erfahrun-

gen mit der Mehrheitsgesellschaft (ev. ohne 

Deutsch als Muttersprache zu haben) 

 

Auf notwendige Veränderungen aufmerksam 

machen 

 

Eigene Perspektive/Meinung ausdrücken  

 Wie würdest du politische 

Partizipation beschreiben? 

 Nonverbale Aufrechterhal-

tung 

Kannst Du das noch näher 

erklären? 

 

Was bedeutet das für Dich 

…? 

 

Wie würdest Du … be-

schreiben? 

Frage nach Dingen, die vergessen 

wurden 

Gibt es noch etwas, was Du gerne an-

sprechen möchtest? 

      

Schlussfrage 

Was wünscht Du Dir für die Zu-

kunft? 

      

Evtl. Verbleibende Fakten-Frage / 

wenig zusammenhängende Einstel-

lungsfragen 

…. 

 
  Jetzt am Ende unseres Ge-

sprächs habe ich noch ei-

nige kurze konkrete Fragen 

zu … 

 

(Helfferich, 2011, S. 186)
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Anhang 2 Durchgeführte Interviews 

 
Verzeichnis der Interviews 

 

Trankskripte 
der Interviews 

Position Datum Ort Dauer Sprache 

P1 Teilnehmer:in 12.05.2023 Telefoninterview 00:25:46 Deutsch 

P2 Teilnehmer:in 15.05.2023 1020 Wien 00:29:47 Deutsch 

P3 Workshopleiter:in 15.05.2023 1190 Wien 00:43:30 Deutsch 

P4 Workshopleiter:in 23.05.2023 1090 Wien 00:23:41 Englisch 

P5 Workshopleiter:in 25.05.2023 1030 Wien 00:36:11 Englisch 

P6 Workshopleiter:in 30.05.2023 1150 Wien 00:30:18 Deutsch 

P7 Teilnehmer:in 06.05.2023 1210 Wien 00:30:42 Deutsch + 
Dolmetsch 

P8 Workshopleiter:in 09.06.2023 1220 Wien 00:34:06 Deutsch 

P9 Teilnehmer:in 16.06.2023 1150 Wien 00:34:50 Deutsch 

P10 Workshopleiter:in 23.06.2023 Schriftlich k.A. Deutsch 

P11 Teilnehmer:in 23.06.2023 Schriftlich k.A. Deutsch 

(vgl. Tabelle 2) 


